Ein wichtiges Buch zur richtigen Zeit 


Vorwort von Wolfgang Pekny 


Ob Internetzensur in China, Listen verbotener Bücher im Iran oder die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit für kritische Vereine in Österreich, dahinter steckt - wenn auch verschieden in der 
Dimension - doch die gleiche Geisteshaltung: Die jeweilige Gesellschaft sei bereits die beste aller 
möglichen. Eine Haltung, die ich für gefährlicher halte als Atomkraftwerke oder den 
Treibhauseffekt, denn sie verlangt nach brav angepassten Mitläuferinnen - angepasst natürlich an 
die Erfordernisse der jeweils Regierenden - und rechtfertigt das Unterdrücken kritischer Stimmen. 


Seit Menschengedenken waren die jeweils Mächtigen - wenig überraschend - daran interessiert, die 
bestehenden Verhältnisse zu festigen, zum Teil um jeden Preis. Trotzdem ist sozialer Fortschritt 
feststellbar, wurden Lehens- und Kolonialherren entmachtet, Diktatoren gestürzt und Könige 
enthauptet. Feinden, Frauen und Andersfarbigen wurden im Laufe der Geschichte menschliche 
Eigenschaften zugestanden und die Rechte der Schwächeren fanden - zumindest theoretisch - 
Eingang in Verfassungen und die Deklaration der Menschenrechte. 


„ Never doubt that a small group of committedpeople can change the world. Indeed, it's the only 
thing that ever has " 


Margaret Mead 


Gegen den Strom zu schwimmen, war dabei noch nie einfach. Fortschritt in Richtung größerer 
Menschlichkeit wurde noch nie verordnet, war oft genug mit Gewalt und Leid verbunden. Die 
größten Errungenschaften des bisherigen sozialen Fortschrittes sind das Formulieren der „Goldenen 
Regel" und das Etablieren demokratischer Prinzipien zu ihrer - zumindest kompromissbehafteten - 
Realisierung. Erst gelebte Demokratie erlaubt ein permanentes, gewaltfreies Ausverhandeln 
gesellschaftlicher Normen und ermöglicht eine friedvolle Evolution unserer Gesellschaften. 


/ 


Auch unsere Zivilisation kann nur dann Bestand haben, wenn sie sich verändert. Das Ende ethisch 
untragbarer Zustände wie Diskriminierung und Ausbeutung von Natur und Mitgeschöpfen ebenso 
wie eine Abkehr von ökologischer und sozialer Zerstörung sind unabdingbare Voraussetzungen 
einer friedvollen, menschenwürdigen Welt. 


Die Rolle der außerparlamentarischen politischen Arbeit ist dabei das stete Hinterfragen, 
Widersprechen und Bessermachen. Das Geheimnis der historischen Erfolge besteht darin, genug 
Menschen für neue Ideen zu gewinnen. Ob ArbeitnehmerInnen- oder Frauenrechte, ob Umwelt- 
oder Tierschutz, ob globale Fair- ness oder die Demokratie selbst, die segensreichen Wirkungen der 
systemverändernden Kräfte werden hoch geschätzt - freilich zumeist erst im Nachhinein, wenn sie 
zur Selbstverständlichkeit neuer Normen geworden sind. 


Dafür zu kämpfen, bleibt die Pflicht von vorausschauenden Minderheiten. Die Pflicht 
demokratischer Mehrheiten dagegen wäre es, die stete gesellschaftliche Auseinandersetzung auf 
friedliche Weise zu ermöglichen. 


Ungeheuerlicherweise wird gerade dies zunehmend schwerer gemacht. Obwohl die Bedeutung der 
Zivilgesellschaft selbst von Seiten der Politik nicht geleugnet wird - „Veränderung muss von unten 
kommen" wird gerne rezitiert-, so erschafft gerade die Politik der letzten Jahre 
Rahmenbedingungen, die kritische Stimmen behindern und notwendige Veränderungen 
hinauszögern. 


Nicht nur sind aktive, systemkritische Menschen zumeist gezwungen, in finanziell eher prekären 
Verhältnissen zu leben. Seit Neuestem sollen kritische zivilgesellschaftliche Organisationen mit 
steuerlichen Nachteilen und der Aberkennung der Gemeinnützigkeit bewusst mundtot gemacht 
werden. Dabei ist die Vorstellung, ausgerechnet die herrschenden Kräfte sollten darüber befinden, 


welche Art von Kritik an eben ihnen zulässig sei, geradezu aberwitzig. Dem nicht genug! 
Menschen, die der organisierten Verantwortungslosigkeit von Staat und Wirtschaft mit 
persönlichem Engagement entgegentreten, werden nun mit strafrechtlicher Verfolgung bedroht! 


Den Einsatz für Schwächere und gegen fortschreitende Entmenschlichung, das Streben nach Würde 
im Umgang mit der Schöpfung nun mit Verbrechen wie Drogen- und Mädchenhandel 
gleichzusetzen, ist eine Ungeheuerlichkeit, eine Schande für einen Rechtsstaat, abträglich für jede 
gesunde Demokratie. 


Gesellschaftlicher Fortschritt braucht ständigen Widerstreit der verändernden Kräfte mit den 
beharrenden Mächten, um im Heute halbwegs geordnet leben zu können. Jede Behinderung dieses 
Ausverhandelns ist ein Verrat am friedvollen Fortschritt - passiert trotzdem täglich - und wird 
dennoch vergeblich bleiben. 


Als Mensch, der seit Jahrzehnten in der kritischen Zivilgesellschaft tätig ist, wäre ich persönlich 
sehr enttäuscht, würde ich nicht von Staatsschutz oder Sicherheitspolizei überwacht werden. Dies 
wäre wohl ein trauriges Zeichen von Wirkungslosigkeit. Zum Glück steigt die Zahl der Menschen, 
die begreifen, dass Fortschritt in Menschlichkeit nicht von selbst passiert. Diese Menschen 
verspüren Verantwortung und nehmen sie auch wahr. Gemeinsam lassen wir uns nicht 
einschüchtern, verbünden uns» suchen unermüdlich nach mehr politischer Wirkung und gewinnen 
immer mehr Mitmenschen, die die Gestaltung einer lebensfreundlichen Zukunft aktiv in die Hand 
nehmen wollen. 


Auch wenn die Beispiele im Buch hauptsächlich aus dem Erfahrungsschatz des Autors - dem 
Bereich Tierschutz - kommen, sind sie doch exemplarisch für die Herausforderungen, denen sich 
alle gegenübersehen, die an den festgefahrenen Positionen des Establishments rütteln oder gar 
grundsätzliche Veränderungen fordern. Zahlreiche Beispiele aus dem Umweltschutz - aus den 
Zeiten, als „Naturschützer" als Fortschrittsverhinderer galten und Greenpeace „Staatsfeind" war, bis 
heute - kann ich gerne persönlich bezeugen. 


Man muss nicht jede Aktion des Autors gutheißen, man muss nicht strikter Veganer sein, um DDr. 
Martin Bailuchs ethische Grundhaltung zu schätzen. Man muss keinE Aktivistin sein, um zu 
begreifen, was für unsere Gesellschaft auf dem Spiel 


steht, wenn einzig die Mächtigen und Regierenden entscheiden, welche Entwicklung richtig oder 
falsch ist. 


Mein Freund Martin liefert einen wichtigen Beitrag zum richtigen Zeitpunkt, ein Buch, das zornig 
macht - aber auch Mut gibt. Damit wir beim täglichen Schwimmen gegen den Strom nicht das 
größere Ziel aus den Augen verlieren: 


Eine bessere Welt ist möglich. Freilich nur, wenn WIR sie schaffen! 
Danke Martin! 
Wolfgang Pekny Wien, im Juli 2009 


Wolfgang Pekny ist Vorstandsvorsitzender der „Initiative Zivilgesellschaft". der über 40 
Nichtregierungsorganisationen angehören, und war mehr als 20 Jahre lang Kampagnenleiter und 
Chefstratege bei „ Greenpeace". 


Vorwort von Kurt Remele 
Ein authentischer, praktischer Beitrag 


ZUR POLITISCHEN PHILOSOPHIE 


Martin Bailuchs Buch ‚Widerstand in der Demokratie" ist ein authentischer, praxisbezogener, 
wichtiger Beitrag zur politischen Philosophie. Das Buch handelt vom Gemeinwohl, vom Wohl und 
von der Lebensqualität aller und jedes Menschen, vom Wohl der Tiere und vom Schutz der übrigen 
Natur. Der erfahrene Umwelt- und Tierrechtsaktivist Balluch weiß, dass das Gemeinwohl nicht vom 
Himmel fällt und dass es auch nicht von den Mächtigen huldvoll gewährt wird, sondern dass es in 
gesellschaftlichen Konflikten erstritten werden muss. 


Um diese gesellschaftlichen Auseinandersetzungen geht es in Bailuchs Buch: Welchen Kriterien 
muss Widerspruch in Demokratien entsprechen, um politisch legitimiert zu sein? Wie sollen die 
Konfliktparteien agieren? Welche Aktionsformen gibt es und wie laufen konfrontative Kampagnen 
ab? Warum ist die Veränderung des gesellschaftlichen Systems so wesentlich? Welche Forderungen 
sind an die Aktivistinnen zu stellen? Wie haben sich staatliche Instanzen zu verhalten, um hoch 
motivierte, engagierte Menschen nicht vor den Kopf zu stoßen oder in dubioser Weise zu 
kriminalisieren? 


Die zuletzt gestellte Frage bezieht sich vor allem auf jene Ereignisse, die sich im Mai 2008 
zugetragen haben und die Martin Balluch bewogen haben, dieses Buch zu schreiben: Neun 
Tierschützer und eine Tierschützerin wurden nach dem $ 278 des österreichischen 
Strafgesetzbuches, der eigentlich auf mafiaähnliche, terroristische Vereinigungen mit dem Anliegen 
der Gewinnmaximierung abzielt, hinter Gefängnismauern gesteckt. Den Tierrechtsaktivistinnen 
wurde vorgeworfen, Mitglieder einer kriminellen Organisation zu sein. Ihre Untersuchungshaft 
dauerte über 100 Tage. 


Martin Balluch ist von diesen Erfahrungen stark betroffen. Das merkt man diesem Buch an. Und 
das ist auch gut so. Manch klassisches Werk über den zivilen Ungehorsam ist gerade aus 


dieser persönlichen Betroffenheit heraus entstanden: Henry David Thoreaus „Über die Pflicht zum 
Ungehorsam gegen den Staat" (1849) beispielsweise und Martin Luther Kings „Brief aus dem 
Gefängnis von Birmingham" (1963). 


Martin Luther Kings Gefängnisbrief spielt in Bailuchs Buch eine wichtige Rolle. Das freut mich als 
theologischen Ethiker ganz besonders. In den meisten meiner Lehrveranstaltungen zur christlichen 
Soziallehre und zur politischen Philosophie an der Universität Graz und anderswo gehört Kings 
Brief zur Pflichtlektüre. In diesem Text verteidigt King in überzeugender Weise die Übertretung 
ungerechter, unmenschlicher Gesetze aus hochstehenden politisch-ethischen Motiven, verlangt aber, 
dass sich die Aktivistinnen dabei an bestimmte Kriterien halten: Gewalt- losigkeit, 
Dialogbereitschaft, Respekt vor dem Gegner, Inkaufnahme der Strafe (was nicht bedeutet, das 
konkrete Strafausmaß untertänig und widerspruchsfrei zu akzeptieren oder darauf zu verzichten, an 
eine höhere gerichtliche Instanz zu appellieren). Die genannten Kriterien werden auch von Martin 
Balluch als verpflichtend anerkannt. Deshalb bin ich davon überzeugt, dass der 
Friedensnobelpreisträger King dem Tierschutzengagement und den Tierrechtsaktionen von Balluch 
und seinen Mitstreiterinnen eine große grundsätzliche Sympathie entgegengebracht hätte. Auch 
Coretta Scott King, die Anfang 2006 verstorbene Ehefrau und Witwe von Martin Luther King, hätte 
Balluch unterstützt, entschiedener wohl noch als ihr Mann: Coretta Scott King war nämlich in den 
letzten elf Jahren ihres Lebens eine strenge Veganerin. 


Kurt Remele 
Graz, im Juli 2009 


Kart Remele, Dr. theol., ista.o. Universitätsprofessor für Ethik and christliche Gesellschaftslehre an 
der Karl-Franzens-Universität Graz, Vizepräsident der katholischen Friedensbewegung Pax Christi 
Österreich, Gründungsmitglied der Akademie für Tier-Mensch-Beziehungen Graz und Fellow des 
Oxford Centre for Animal Ethics. 


1 Einleitung 


Politische Entwicklungen gehen zumindest in Demokratien immer nur sehr langsam vonstatten. Zu 
einer demokratischen Veränderung gehört ein Meinungsbildungsprozess, der mehr oder weniger die 
gesamte Bevölkerung umfasst. Je nach Einschätzung, was als echter politischer Fortschritt 
anerkannt wird, ist mit Zeitskalen von zwei bis 20 Jahren oder sogar mehr zu rechnen. Das ist schon 
ziemlich lange, gemessen an der politisch wachen Lebenszeit eines Menschen. Mit anderen Worten: 
Einzelne Menschen können nicht sehr viele derartige Entwicklungsschritte in ihrem Leben aus 
erster Hand beobachten. 


Das gilt auch für außerparlamentarische politische Aktivität und politische Kampagnen. Eine solche 
politische Arbeit ist oft anstrengend und zermürbend, sie schließt im Extremfall aus, dass man 
einem der üblichen Berufe nachgeht. Die meisten Menschen, die sich außerhalb des Parlaments 
politisch engagieren, tun das nur wenige Jahre. Manche halten vielleicht ein Jahrzehnt durch, die 
wenigsten wesentlich länger. Die persönliche Erfahrung mit politischen Kampagnen umfasst also 
gerade einmal ein paar derartige Ereignisse demokratischer Veränderung. Dabei ist die Dynamik 
menschlicher Großgesellschaften komplex. Es gibt sehr viele Parameter, die bei solchen 
Kampagnen über Erfolg und Misserfolg entscheiden. Auf der Basis einer so geringen Anzahl von 
Erfahrungen kann die Einzelperson also nicht wirklich seriös viel darüber sagen, was eine gute und 
erfolgreiche Kampagne ausmacht. 


Martin Luther King gilt heute als eine Autorität auf dem Gebiet der politischen Kampagnenarbeit 
und des zivilen Ungehorsams. Vom FBI lange Jahre bespitzelt und als kriminell und gefährlich 
eingestuft, wurde er von seinen Gegnerinnen als Verräter seines Landes, als notorischer Lügner und 
als moralisch degeneriertes Subjekt bezeichnet. Dennoch verlieh man ihm in Europa bereits 1964 
den Friedensnobelpreis. Es ist heute zweifellos allgemein anerkannt, dass seine Kampagnen 
demokratiepolitisch unproblematisch, sehr erfolgreich und auch wichtig waren, um die 
afroamerikanische Minderheit in den USA zu emanzipieren. 2008 wurde ein Mitglied dieser 
Minderheit, Barack Obama, sogar zum Präsidenten der USA gewählt. Aber King war insgesamt nur 
zwölf Jahre lang politisch aktiv, 1968 wurde er ermordet. Seine wesentlichen Kampagnen waren der 
Montgomery Bus Boycott (Alabama), die Lunch Counter Sit-in Bewegung in Atlanta (Georgia), die 
Kampagne gegen Rassentrennung in Albany (Georgia) und die Kampagnen gegen die 
Diskriminierung von Afroamerikanerinnen in Birmingham (Alabama), St. Augustine (Florida) und 
Mississippi sowie der Kampf für ein gleiches Wahlrecht in Alabama und gegen schwarze Gettos in 
Chicago (Illinois). Insgesamt organisierte King also acht echte Kampagnen in seinem aktiven 
Leben, von denen sieben erfolgreich waren. Aber auch dieser Erfahrungsschatz - zwölf Jahre 
Aktivismus mit acht geführten Kampagnen - ist im Grunde genommen klein. 


Das Wissen darüber, wie außerparlamentarisch-politischer Aktivismus funktioniert, ist nicht weit 
verbreitet. Fast hat man den Eindruck, es wird verschwiegen und irgendwie als zwielichtig und 
subversiv angesehen. In einer CD-Serie zur Geschichte der 2. Republik Österreichs (Fischer 2000) 
erzählt der momentane Bundespräsident von Österreich, Dr. Heinz Fischer, die politische 
Geschichte einer Demokratie, erwähnt dabei aber mit keinem einzigen Wort die politische Aktivität 
außerhalb des Parlaments. Es gibt, mit wenigen Ausnahmen, kaum Bücher zu diesem Thema, 
geschweige denn über die Art und Weise erfolgreicher Kampagnenführung. Dennoch ist es 
zweifellos so, dass gerade diese Arbeit die Gesellschaft in vielfältiger Weise geprägt hat, oft sogar 
stärker, als die Gesellschaft von parlamentarischen Entscheidungen geprägt wurde. Denken wir an 
die erfolgreiche Anti-AKW-Bewegung in den 1970er Jahren, die zu einem Verbot von 
Atomkraftwerken in Österreich geführt hat, oder an die Frauenbewegung, durch die z. B. die 
Fristenlösung für Abtreibungen gesetzlich festgelegt wurde, an die Hainburg-Kampagne Mitte der 


1980er Jahre, die uns einen Nationalpark beschert hat, an die besonders in letzter Zeit zahlreichen 
Tierschutzkampagnen, ohne die es niemals ein Bundestierschutzgesetz mit Legebat- terieverbot, 
Pelzfarmverbot und Menschenaffenversuchsverbot gegeben hätte, oder an die Hausbesetzerszene 
der 1970er und 1980er Jahre, der wir heute eine Reihe von wichtigen Kulturzentren in Wien wie das 
WUK oder die Arena verdanken. 


Die 1968er Bewegung hat die bürgerlichen Kleidervorschriften und das Rollenbild völlig verändert, 
eine sexuelle Revolution eingeleitet und vieles Weitere mehr. Angesichts dieses Einflusses ist es 
doch wirklich erstaunlich, dass gelebte Demokratie mit zivilem Ungehorsam und politischer 
Kampagnentätigkeit nicht an Universitäten gelehrt wird. In gewisser Weise hat man darüber an der 
Universität bis vor gar nicht allzu langer Zeit wenigstens noch insofern etwas gelernt, als es 
regelmäßig Unistreiks und eine Beteiligung der Studentenschaft am politischen Diskurs gab. Die 
Erfahrungen aus diesen Aktivitäten, wie z. B. der Abbau von Autoritätshörigkeit und die 
Möglichkeiten der autonomen Selbstorganisation, ermöglichten es den Studierenden, die 
Gesellschaft auch in der Zeit nach dem Studium aktiv mitzugestalten und dadurch eine lebendige 
Demokratie zu erhalten. Heute scheint man diesen Aspekt der Studienzeit von offizieller Seite nicht 
positiv zu würdigen. Man gewinnt vielmehr den Eindruck, dass Studieren nicht mehr der 
politischen Bildung, sondern ausschließlich dem Verfügbarmachen von Menschen für die 
Wirtschaft dienen soll. 


In letzter Zeit wurde politischer Aktivismus mehr und mehr vom Individuum an Non-Governmental 
Organizations (NGOs), Non-Profit Organizations (NPOs) und Bürgerinitiativen delegiert, wodurch 
der Aktivismus zwar an Professionalität und Effizienz gewonnen hat, er dies aber oft mit einer 
mangelhaften Anbindung an eine breite Basis von Aktiven bezahlen muss. Tatsächlich gibt es 
momentan ein lebendiges Spektrum von Gruppierungen dieser Art, das als wichtiges Korrektiv für 
die parlamentarischen Entscheidungen und wirtschaftlichen Entwicklungen fungiert. Erstaunlich ist 
nur, dass die Funktion dieser Szene und ihre Errungenschaften gesellschaftlich und publizistisch 
kaum gewürdigt werden. Werden eine Kampagne von NGOs oder Bürgerinitiativen erfolgreich 
durchgeführt und ihre Ziele gesellschaftlich umgesetzt, dann heften sich bald die etablierten 
Parteien im Parlament diesen Erfolg als Orden an die Brust. Die fundamental wichtige Aufbauarbeit 
an der Basis und oft auch die geschickte Kampagnenführung der Organisationen bleiben unbedankt 
und öffentlich nicht anerkannt. Dieses Buch möchte dazu beitragen, den Nebel, der diese zentrale 
Arbeit in einer Demokratie umgibt, ein bisschen zu lichten und die Bedeutung der 
außerparlamentarisch-politischen Kampagnenarbeit in den Vordergrund zu rücken. 


Wie wir sehen werden, arbeiten konfrontative politische Kampagnen außerhalb des Parlaments 
immer mit einer gewissen Form von Druck. Im Allgemeinen wird öffentlicher Druck auf 
Wirtschaftsbetriebe oder politisch Verantwortliche ausgeübt, um den dringenden Wunsch einer 
Mehrheit oder einer signifikanten Minderheit durchzusetzen. Für Staatspolizei, Inlandsgeheimdienst 
und das Bundesamt sowie die Landesämter für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung 
stellt ein derartiger Druck offenbar bereits eine Bedrohung der Verfassung und der nationalen 
Sicherheit dar. Wie anders lässt sich erklären, dass Aktivistinnen in großem Ausmaß systematisch 
bespitzelt und observiert werden? Die extremste Ausformung dieser behördlichen Aktivität bisher 
hat sich im Vorgehen gegen den Tierschutz gezeigt. Bereits im Jahr 1998 haben die Bespitzelungen 
begonnen und wurden 2004 dramatisch erweitert. Im November 2006 leitete die Polizei ein 
konkretes Ermittlungsverfahren ein, das dann ab April 2007 von einer eigenen Sonderkommission 
(SOKO Pelztier) mit mindestens 32 Beamtinnen aus der Mordkommission, dem Bundesamt und 
den verschiedenen Landesämtern für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung durchgeführt 
wurde. Diese SOKO begann in noch nie dagewesenem Ausmaß, alle Tierschutzorganisationen, die 
konfrontative politische Kampagnen fahren, abzuhören und zu observieren. Letztendlich wurden 
vier Große Lauschangriffe durchgeführt, zwei Autos erhielten Peilsender, und in einige 
Organisationen wurden verdeckte ErmittlerInnen eingeschleust. Am 21. Mai 2008 kam es zum 
großen Zugriff, in dessen Verlauf 23 Privatwohnungen und Tierschutzbüros in einer Nacht- und 
Nebelaktion von bewaffneten und maskierten Einheiten der WEGA (vom früheren Namen Wiener 


Einsatzgruppe Alarmabteilung) überfallen wurden. Die Beamtinnen schlugen des Nachts die Türen 
ein, überraschten die anwesenden Personen durchwegs in ihren Betten, bestrahlten sie mit 
Scheinwerfern und legten ihnen Sturmgewehre und Pistolen an die Köpfe. Insgesamt 38 Personen 
waren diesen polizeilichen Zwangsmaßnahmen ausgesetzt, zehn Personen, darunter der Autor 
dieses Buches, wurden für 105 Tage in Untersuchungshaft genommen. 


Alle diese Aktivitäten begründeten die Verantwortlichen mit $278a StGB, Verdacht auf Bildung 
einer „kriminellen Organisation". Selbst der Oberste Gerichtshof (OGH) hat am 21. Oktober 2008 
in einer Entscheidung diese Rechtfertigung anerkannt und die Grundrechtsbeschwerden gegen die 
Untersuchungshaft abgewiesen (Geschäftszahl 150s116/08k). NGOs, NPOs und Bürgerinitiativen 
erfüllen alle im Strafgesetzbuch angeführten Kriterien dieses Paragraphen bis auf eines automatisch. 
Das fehlende Kriterium ist, dass diese „kriminelle Organisation" mittels Straftaten ihren Einfluss 
auf Wirtschaft oder Politik ausüben muss. Bei Organisationen, die konfrontative Kampagnen 
durchfuhren, in deren Rahmen auch illegale und zuweilen sogar strafrechtswidrige Aktionen 
durchgeführt werden, könnte man das mit einigem bösen Willen als zutreffend ansehen. In der 
Tierschutzcausa ist evident geworden, wie gewisse Kreise aus Politik und Polizei absichtlich eine 
Vermischung zwischen Aktionen des zivilen Ungehorsams und strafbaren Handlungen im 
klassischen Sinn eines Verbrechens betreiben, um aus legitimen politischen NGOs kriminelle 
Organisationen zu machen, von denen dann behauptet wird, dass sie die nationale Sicherheit 
gefährden. Es ist daher spätestens jetzt an der Zeit, eine sorgfältige Trennung der Begrifflichkeiten 
zu vollziehen. 


Ja, gewisse Formen gesetzwidriger Aktivitäten können durchaus in den Bereich demokratiepolitisch 
unbedenklicher 


Aktionen zivilen Ungehorsams fallen. Martin Luther King saß nicht von ungefähr über 20 Mal im 
Gefängnis, genauso wie auch Mahatma Gandhi und andere heute anerkannte Größen des politischen 
Widerstands in einer Demokratie. Was aber genau unterscheidet also demokratiepolitisch 
unbedenkliche von demokratiepolitisch bedenklichen Gesetzesbrüchen? Wo ist die Grenze zu 
ziehen? 


Weder das Verwaltungsstrafrecht noch das Strafgesetzbuch können diese Grenze definieren, wie in 
diesem Buch noch begründet wird. Ist sie daher willkürlich? Ziehen all diejenigen, die ein 
politisches Anliegen haben, für sich diese Grenze woanders als diejenigen, die den Status quo 
verteidigen wollen? Hängt die Legitimität politischer Aktionen von der jeweils zugrunde gelegten 
Ethik ab? 


Träfe das zu, wäre das keine gute Nachricht. Wenn wir uns in der Demokratie nicht über die 
Spielregeln des Austragens politischer Konflikte einigen können, wenn diese Spielregeln z. B. nicht 
von der Demokratie, sondern von der Religion der jeweiligen Betroffenen abhingen, dann wären 
tatsächlich Demokratie und Verfassung in Gefahr. Über Ethik lässt sich bekanntlich trefflich 
streiten, und Ethik kennt auch keine Kompromisse. Das Resultat wäre fast notwendigerweise ein 
gewalttätiger Konflikt, in dem sich diejenige Gruppe durchsetzt, die stärker ist, nicht diejenige, die 
im Recht ist und für ihre Sache die besseren Argumente hat. 


In diesem Buch möchte ich die Position vertreten, dass sich abseits jeder ethischen Grundhaltung 
klare Argumente dafür finden lassen, wie im Rahmen einer Demokratie politisch agiert werden darf, 
ohne dass der Boden der Demokratie verlassen wird. Die Diskussion über diese Thesen ist von 
zentraler Bedeutung für die Zukunft der Demokratie, die heute mehr denn je durch die Zunahme 
überwachungsstaatlicher und sicherheitspolizeilicher Maßnahmen bedroht ist. Wir, die wir politisch 
aktiv sind, müssen jetzt eine Demarkationslinie ziehen bezüglich gerechtfertigter Aktionsformen, 
hinter die wir uns nicht zurückdrängen lassen. Eine lebendige Demokratie braucht diese Art 


des Aktivismus. Er stellt nicht nur keine Bedrohung für Rechtsstaat, Verfassung und Demokratie 
dar, die Demokratie braucht ihn sogar, um zu überleben und sich zu entwickeln. 


Für meine Thesen kann ich aus einem breiten Erfahrungsschatz schöpfen. Ich war bereits 1978 als 


13-Jähriger auf meiner ersten Demonstration und wurde im August 1979 erstmals bei einer Aktion 
von der Polizei festgenommen. Die Demonstrationen waren damals gegen das Atomkraftwerk in 
Zwentendorf gerichtet, und meine Festnahme fand anlässlich der Besetzung des Burggartens in 
Wien statt, wo wir für die Rasenfreiheit eintraten. Ich leistete passiven Widerstand, wurde von der 
Polizei vom Rasen getragen und musste letztlich eine Ordnungsstrafe von 20 Schilling bezahlen. 
Ich war zunächst hauptsächlich im Umweltschutz aktiv und nahm auch an der Besetzung der Hain- 
burger Au teil, und zwar vom Anfang bis zum Ende. 


Zu dieser Zeit war ich aber noch eher Teilnehmer an Kampagnen und nicht organisatorisch in diese 
involviert. Das änderte sich 1989. In diesem Jahr begann ich intensive konfrontative Kampagnen im 
Rahmen der Tierschutzbewegung zu organisieren, oft über Jahre hinweg. Im Laufe dieser letzten 20 
Jahre konnte ich eine Menge an Erfahrungen sammeln, die jetzt in diesem Buch zusammengefasst 
werden. Einschränkend muss ich allerdings feststellen, dass ich seit 1985 praktisch nur mehr im 
Tierschutz aktiv bin. Vielleicht gibt es im Tierschutz in irgendeiner Form spezifische Aspekte der 
Kampagnenstrategie, die nicht in vollem Umfang auf andere Themenkreise übertragen werden 
können. 

In den wesentlichen Punkten ist dem aber meiner Ansicht nach nicht so. Alle konfrontativen politischen Kampagnen außerhalb des 
Parlaments stehen vor demselben Problem, auf Basis der bereits erreichten Überzeugung einer Mehrheit oder zumindest einer 
signifikanten Minderheit in der Gesellschaft gegen die Macht einflussreicher Personen oder Wirtschaftskreise eine Anderung der 
Geschäftspolitik von Firmen oder der Gesetzeslage zu bewirken. Es ist daher wahrscheinlich, dass meine thematisch beschränkten 
Erfahrungen eine wesentlich allgemeinere Bedeutung haben. In jedem Fall werde ich auf den folgenden Seiten eine These zu 
politischem Aktivismus formulieren, die durch rationale Argumente untermauert wird. Angesichts dessen, wie weit die Verfolgung 
von politischen Aktivistinnen in Österreich und in vielen anderen Ländern bereits fortgeschritten ist, wird es höchste Zeit, diese 
Diskussion zu fuhren. Da die Themen politischer Widerstand und Legitimität von Gesetzesbrüchen ideologische Lager trennen, kann 
es nur gut sein, wenn die Diskussion darüber rational geführt wird. Ich hoffe, ich kann mit diesem Buch dazu beitragen, dass 
Österreich zu einer echten, lebendigen Demokratie zurückkehrt, in der es für demokratisch legitimen politischen Aktivismus auch 
Rechtssicherheit gibt. Eine Demokratie also, in der man sich nicht permanent fürchten muss, ohne konkrete Anschuldigungen für 
Jahre oder Jahrzehnte hinter Gittern zu verschwinden oder sogar bei martialischen Polizeiuberfällen erschossen zu werden. 

Aber auch eine Demokratie, in der man nicht ununterbrochen belauscht und bespitzelt wird, 
sondern ein Privatleben haben kann, in das sich nicht fremde Menschen über Jahre hinweg 
hineindrängen. 


Wir sollten stolz sein auf jene Menschen, die sich den Mühen eines demokratiepolitisch legitimen 
Aktivismus aussetzen, um das Gemeinwohl und die Lebensqualität aller, deren Leben eine subjektiv 
gefühlte Qualität hat, zu verbessern. Und wir sollten nicht vergessen, dass genau mit dieser Art von 
Aktivismus bisher schon viel Positives erreicht wurde, das wir heute für selbstverständlich halten 
und von dem alle profitieren. 


Dieses Buch handelt vom Widerstand in der Demokratie gegen ein gesellschaftliches System, das 
zumindest in manchen Aspekten dem Gemeinwohl und der Lebensqualität der Einzelnen abträglich 
ist. Es wird skizziert, wie konfrontative politische Kampagnen entwickelt werden können, um 
erfolgreich Änderungen durchzusetzen. Zentral ist dabei die Frage der demokratiepolitischen - und 
nicht ethischen - Legitimität verschiedener Aktionsformen im Rahmen derartiger Kampagnen. 


Aktivismus dieser Art ist gerade in letzter Zeit substantiell bedroht. Von November 2006 an wurde 
in Österreich von der Polizei ein Schlag gegen Tierschutzaktivismus geführt, wie er in der 
Geschichte der 2. Republik noch nicht vorgekommen ist. Gerade deshalb ist es notwendig, deutlich 
zu machen, welche Art von politischem Aktivismus in einer Demokratie nicht nur verträglich, 
sondern sogar notwendig ist, und welche Art die demokratischen Prinzipien verletzt. Finden wir 
einen Konsens in dieser Frage, dann sollten sich alle Personen, denen eine lebendige Demokratie 
und die Übernahme von Mitverantwortung in der Gesellschaft wichtig sind, hinter diese 
Konsensposition stellen und nicht zulassen, dass unsere Grundrechte über diese Demarkationslinie 
hinaus erodiert werden: bis hierher und nicht weiter. Zu den Prinzipien einer Demokratie gehört 
nämlich auch, dass Behörden und Polizei sich an einen Konsens dieser Art halten und nicht mit 
physischer Gewalt und Gefängnisstrafen ein politisches Engagement verfolgen, das 
demokratiepolitisch völlig legitim und unbedenklich ist. 


Die Situation heute erinnert in gewisser Weise an die der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei in Österreich anlässlich des Parteitages 
in Hainfeld zum Jahreswechsel 1888/1889. Damals herrschten massive staatliche Repressionsmaßnahmen gegen eine sich bildende 
Arbeiterbewegung. Rudolf Ardelt (1994, 17f.) analysiert die Situation dieser Zeit mit folgenden Worten: Wohl hatte der 
Grundrechtskatalog vom 21. Dezember 1867 dem einzelnen Staatsbürger weitestgehende subjektive Rechte auf dem 
Gebiete der Vereinsbildung, der Versammlung sowie der freien öffentlichen Meinungsäußerung garantiert [...]. [Doch 
die Ausführungsgesetze] engten [...] Inhalte wie Strukturen der „bürgerlichen Öffentlichkeit" als potentiellem Kon- 
trahenten der Staatsgewalt in besonderem Maße ein, wovon vor allem politische Oppositionsbewegungen betroffen 
wurden, die zur bestehenden Ordnung in einem besonderen Konfliktverhältnis standen. Man könnte auch sagen, dass 
damit die konstitutionelle Ordnung Österreichs nach 1867 durch ein Grundprinzip ausgezeichnet wurde: das 
Misstrauen gegen ein in einer liberalen Verfassungsordnung per se gegebenes Konfliktpotential, das mit „polizeilichen 
" Mitteln von vornherein in engsten Schranken gehalten werden sollte. 


In dieser Situation schwor sich die Arbeiterbewegung am Parteitag in Hainfeld auf einen radikalen 
Reformkurs ein, d. h,, das gesellschaftliche System sollte so verändert werden, dass 
außerparlamentarischer politischer Widerstand wieder möglich wird. Angesichts der dramatischen 
Repression, wie wir sie heute gegen die Tierschutzszene in Österreich und andere soziale 
Bewegungen in anderen Ländern erleben, allen voran der sogenannte „Green Scare" gegen Umwelt- 
und Tierschutzbewegungen in den USA, wird jetzt wieder ein Einschwören auf einen derartigen 
Reformkurs notwendig. Dieses Buch möchte dazu beitragen, indem es die Grenzen für politischen 
Aktivismus in der Demokratie absteckt, die weder von der einen Seite überschritten, noch von der 
anderen Seite beschnitten werden dürfen. 


Martin Balluch 
Wien, im Juli 2009 


2 AUSSERPARLAMENTARISCHE POLITIK 


2.1 Ethik und Demokratie 


Bei jedem Zusammenleben verschiedener Personen stellt sich die Frage, nach welchem System, d. 
h. nach welchen Regeln, dieses Zusammenleben organisiert sein soll. Zunächst liegt es nahe, 
derartige Regeln mit einer Ethik zu verknüpfen: Die Regeln sollen verhindern, was als ethisch 
falsch, und zu dem verpflichten, was als ethisch richtig empfunden wird. Wir alle haben ein 
ethisches Ideal, wie wir uns vorstellen, dass unsere Gesellschaft auszusehen hat. Diese unsere Ethik 
kann auf religiösen Vorstellungen fußen oder auch eine säkular-rationale Begründung haben. Sie 
kann sehr subjektiv-dogmatisch gehalten sein oder einen objektiv-wissenschaftlichen Anspruch 
haben. 


Das Problem beim Zusammenleben von Personen mit sehr verschiedenen ethischen Vorstellungen 
ist, dass sich die eigene Ethik ja nicht darauf beschränkt vorzuschreiben, was ich selbst tun oder 
lassen soll, sondern auch vorschreiben will, wie mit anderen Wesen und Entitäten umzugehen ist. In 
diesem Sinn schreibt also die persönliche Ethik auch anderen vor, was sie tun oder lassen sollen. 
Und das ist wesentlich vernünftiger, als es zunächst einmal klingt. Der ethische Anspruch, 
niemanden anderen zu ermorden, erstreckt sich auch auf die Forderung, zumindest zu versuchen 
sicherzustellen, dass auch andere niemanden ermorden. Nothilfe, die zugunsten eines Dritten 
ausgeübte Notwehr, für bedrängte, schwächere Wesen ist zweifellos nicht a priori abzulehnen. 


Wenn allerdings die eigene Ethik auch anderen Vorschriften macht und machen soll und umgekehrt 
die Ethik anderer uns, dann gibt es einen Konflikt, sofern sich die ethischen Ansätze widersprechen. 
Da insbesondere eine religiös-dogmatische Ethik für Außenstehende meistens weder 
nachvollziehbar noch akzeptabel ist, wird in einer Demokratie die Forderung erhoben, die Kirche 


vom Staat zu trennen. D. h., religiöse Dogmen sollen weder für Politik noch für Gesetzgebung als 
Begründung herhalten können. 


Anders liegen die Dinge bei einer objektiv-rational begründeten Ethik. Im Prinzip könnten alle 
rationalen Wesen mit vernünftigen Argumenten überzeugt werden. Jedoch funktioniert Ethik nicht 
analog zu einer Naturwissenschaft, wo durch Experimente Hypothesen falsifiziert werden und man 
so eine immer größere Wahrheitsähnlichkeit erreichen kann. Aus dem Sein folgt kein Sollen, heißt 
es im ethischen Fachjargon. Man nennt dieses Vorgehen, S&in und Sollen zu verknüpfen, den 
„naturalistischen Fehlschluss". Ein klassischer naturalistischer Fehl- schluss wäre es z. B., aus dem 
faktischen Umstand, dass sich Stärkere gegenüber Schwächeren durchsetzen können, die ethische 
Rechtfertigung abzuleiten, dass sie dies auch tatsächlich tun dürfen. Wären Sein und Sollen derartig 
verknüpft, bräuchte man nur noch darüber zu diskutieren, was ist, um auf die allgemein gültige 
Ethik schließen zu können. Und über das, was ist, ließe sich naturwissenschaftlich eine Einigung 
erzielen. 


Dieser Weg steht aber nicht offen, und so befinden sich auch rational begründete ethische Theorien 
oft in erbittertem Gegensatz zueinander, der sich durch Argumente allein nicht auflösen lässt. In der 
Demokratie entscheidet die Mehrheit über die Festlegung von Regeln. Man könnte also folgern, 
dass es entsprechend demokratiepolitisch legitim wäre, dass, wenn die Mehrheit eine gewisse 
religiöse Ethik vertritt, sie diese auch allen anderen Mitgliedern der Gesellschaft aufzwingen kann. 
Und tatsächlich ist diese Möglichkeit in gewissem Sinn auch der wesentlichste Nachteil einer 
Demokratie. Auf der anderen Seite leidet das Gemeinwohl, d. h. die Lebensqualität der Einzelnen, 
darunter, wenn einer Minderheit eine Ethik aufgezwungen wird. Das Ziel sollte daher eine 
Übereinkunft der beteiligten Personen sein, d. h. ein Kompromiss, mit dem alle leben können. Und 
eine Demokratie sollte für den konstruktiven kompromissorientier- ten Dialog einen Freiraum 
bieten, auch und gerade wenn es sich um den Dialog zwischen einer Minderheit und einer Mehrheit 
handelt. 


2.2 Vom Unterschied zwischen Ethik und Politik 


Ethik kennt keinen Kompromiss, mit ethischen Forderungen lässt sich nicht handeln. Eine ethisch 
falsche Handlung kann nicht dadurch richtig werden, dass dafür andere in ihrer ethischen 
Überzeugung Abstriche machen. Ethische Überlegungen fuhren auf der Basis von Grundprinzipien 
zu einem ethischen Ideal, das unter Umständen in der realen Welt nie erreichbar ist, wie z. B., alle 
anderen zu lieben wie sich selbst. Die vorherrschende Vorstellung von Ethik ist, in der Tradition von 
Immanuel Kant, der durch seine Philosophie das Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch auch in 
Österreich wesentlich geprägt hat, deontologisch. D. h., eine Handlung ist an sich ethisch gut oder 
nicht. Dabei ist es egal, was sie für Konsequenzen hat. Gemäß dieser Tradition ist auch das Konzept 
der Menschenrechte entwickelt worden. Wenn z. B. unter gewissen Bedingungen der Bruch von 
Menschenrechten für eine Mehrheit positive Konsequenzen hätte, so gehen die Menschenrechte 
dennoch vor. Sie sind an sich nicht zu brechen, unabhängig von den Konsequenzen. Die ethische 
Richtigkeit der Menschenrechte wird auch nicht durch die positiven Konsequenzen, die sie haben, 
begründet. 


Ganz anders in der Politik. Sie ist als der Versuch zu sehen, in der realen Gesellschaft das eigene 
ethische Ideal - auch gegen die Vorstellungen anderer - nach Möglichkeit umzusetzen: Eine 
politische Maßnahme ist gut, wenn sie in ihren Konsequenzen die Gesellschaft dem ethischen Ideal 
näher gebracht hat, und sie ist schlecht, wenn das Gegenteil eingetreten ist. Politik ist daher 
konsequentialistisch. Ihr Wert wird ausschließlich nach ihren Konsequenzen bemessen. 


Die Politik wird vom Kompromiss bestimmt. In diesem Sinn ist Politik immer „schmutzig", weil 
man, wenn man sich auf einen Kompromiss einlässt, immer auch Dingen zustimmen muss, die man 
vielleicht ethisch als nicht richtig empfindet. Während die Ethik bzw. das ethische Ideal nur durch 
Prinzipien bestimmt wird, die mit der physischen Welt, dem Sein, in keiner direkten kausalen 
Relation stehen, ist die Politik fest auf dem Boden der Realität verankert. Für sie sind Psychologie, 


Kultur, Geschichte 


und Verhalten der betroffenen Wesen die bestimmenden Größen. Das liegt daran, dass die 
Konsequenzen von Handlungen in einer Gesellschaft immer von diesen Größen abhängen. 


Die Politik ist allerdings durch ethische Bedingungen eingeschränkt. Auch wenn eine politische 
Maßnahme im Sinne einer gewissen Ethik positive Konsequenzen hätte, so darf die Maßnahme an 
sich nicht unethisch sein. Ein Beispiel: Nehmen wir an, meine Ethik wäre es, das Lebensrecht aller 
Tiere zu achten. Ich möchte daher die Menschen dazu bewegen, ihre Fleischessgewohnheiten zu 
überdenken. Eine politische Maßnahme mit positiven Konsequenzen könnte daher sein, in aller 
Öffentlichkeit eine Katze zu schlachten, und zwar auf die gleiche Weise, wie gewöhnlich Schweine 
geschlachtet werden. Wahrscheinlich würde das breit in den Medien transportiert werden, und viel- 
leicht brächte es einige Menschen dazu, darüber nachzudenken, warum sie die Schlachtung einer 
Katze ablehnen, aber trotzdem die Schlachtung eines Schweines durch ihren Fleischkonsum 
finanziell unterstützen. Für jemanden mit einer Ethik, die das Lebensrecht aller achtet, wäre es 
allerdings keine ethisch zu rechtfertigende politische Maßnahme, die Katze zu töten. Die Ethik gibt 
also sozusagen die Grenze vor, durch die alle ethisch vertretbaren politischen Maßnahmen 
eingeschränkt sind. Innerhalb dieses Freiraums aber ist eine gute Politik ausschließlich dadurch 
definiert, dass sie nach Umsetzung Konsequenzen hat, die die Gesellschaft dem ethischen Ideal 
näher bringen. 


Diese klare Unterscheidung zwischen Ethik und Politik scheint auf den ersten Blick vielleicht nicht 
relevant, in der Praxis aber ist sie es. Aktivistinnen sozialer Bewegungen sind oft sehr idealistisch 
motiviert. Für sie ist daher die Annahme eines Kompromisses undenkbar. Dadurch bleiben ihre 
Aktivitäten in der gesellschaftlichen Praxis oft völlig ohne Wirkung, oder die Aktivistinnen selbst 
verlieren sich in einen abgehobenen, fundamentalistischen Extremismus, der weder Toleranz noch 
Grenzen kennt. Dabei sind gerade idealistisch gesinnte Personen für die demokratische Gesellschaft 
unerlässlich. Es ist daher wichtig, frühzeitig zu erkennen, wie essentiell die Trennung zwischen 


Ethik und Politik ist. Das Eingehen eines politischen Kompromisses bedeutet nicht, das ethische 
Ideal aufzugeben oder zu kompromittieren. Im Gegenteil, wie wir noch sehen werden, ist der 
Reformprozess durch Kompromisse das Um und Auf in der Demokratie. Ohne einen derartigen 
Weg der kleinen Schritte ist keine Entwicklung innerhalb einer Demokratie möglich. Es ist daher 
auch für Idealistinnen notwendig, in den Morast der praktischen Politik hinabzusteigen und sich, 
bildlich gesprochen, schmutzig zu machen. Sonst bleibt ihr ethisches Ideal ungehört und ihr 
Einfluss auf die Gesellschaft irrelevant. 


Auch bei der Bewertung von Aktionsformen des politischen Widerstandes in einer Demokratie wird 
der Unterschied zwischen Ethik und Politik relevant. Die eine oder andere Aktion kann im Rahmen 
dieser oder jener Ethik durchaus richtig sein, ist aber dennoch unter Umständen demokratiepolitisch 
nicht zu rechtfertigen und daher abzulehnen. Nehmen wir als Beispiel die Ethik der Tierrechte und 
eine schwere Sachbeschädigung in einem Schlachthof, durch die die Tötungen von Tieren 
zumindest für eine gewisse Zeit verhindert wurden. Unter Umständen ließe sich diese 
Sachbeschädigung insofern ethisch rechtfertigen, als sie Leben rettet, aber nur auf Kosten lebloser 
Materie und der Übertretung eines Gesetzes. Demokratiepolitisch ist dieselbe Aktion hingegen nicht 
gerechtfertigt, wie in Kapitel 5 auseinandergelegt wird. Sie muss daher aus politischen Gründen ab- 
gelehnt werden, auch wenn sie ethisch vertretbar ist, und hat im Rahmen konfrontativer Kampagnen 
in einer Demokratie keinen Platz. Ethik und Politik sind eben zwei verschiedene Dinge, und es 
sollte durchaus möglich sein, sich auf die politischen Spielregeln in der Demokratie zu einigen, 
auch wenn man jeweils eine völlig unterschiedliche Ethik vertritt. Demokratie als die sprichwörtlich 
beste aller schlechten Staatsformen in dem Sinn, dass es keine ideal guten, sondern nur schlechte 
Staatsformen gibt, hat an sich einen großen Wert, weil sie noch am ehesten das Gemeinwohl fördert 
und schützt. Man sollte sie nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. Die Aktionsformen des politischen 
Widerstandes in der Demokratie müssen also unabhängig von ihrer 


ethischen Bewertung die demokratischen Spielregeln beachten. Dabei können sie aber, wie noch 


auszuführen sein wird, unter Umständen gesetzwidrig sein. 


2.3 Politik in der Demokratie 


In einer repräsentativen Demokratie beschränkt sich der Einfluss des Wahlvolkes auf eine einmalige 
Stimmabgabe alle vier bis fünf Jahre. Dazwischen agieren Abgeordnete und eine von diesen 
gewählte Regierung, die die jeweiligen Wählerinnen im Parlament vertritt. Durch das 
Wahlverhalten allein ist es also unmöglich, direkt auf bestimmte Entwicklungen in der Gesellschaft 
Einfluss zu nehmen. Man wählt das geringste Übel, also jene Partei, die den eigenen Vorstellungen 
noch am ehesten entspricht, auch wenn diese Partei in verschiedenen Fragen ganz andere 
Meinungen haben sollte als man selbst. 


Die Regierung hat also - abgesehen von Wahlversprechen 


-keinen direkten Auftrag, diese oder jene Politik zu machen. Vielmehr versucht sie, in das Wahlvolk 
hineinzuhören und so zu agieren, dass sie nach Möglichkeit wiedergewählt wird - mit kleinen 
Abstrichen für die grundsätzliche politische Ausrichtung bzw. für die Meinung der entsprechenden 
Klientel, die zu ihrer Kernwählerschicht zählt. Vereinfacht gesagt versucht eine Regierung also so 
zu regieren, dass in der Gesellschaft möglichst viel Ruhe und Eintracht herrscht, weil das die Basis 
für ihre Wiederwahl bildet. Konflikte würden dazu führen, dass eine Änderung 


-also eine Abwahl der Regierung - gewünscht wird. 


Diese Ruhe, so sie denn herrscht, ist das Ergebnis ausgetragener Interessenkonflikte, die zu 
Kompromissen geführt haben. Zu jeder politischen Entscheidung gibt es widerstreitende Interessen 
verschiedener Konfliktparteien. All diese Konfliktparteien versuchen ihre eigenen Interessen 
möglichst weitgehend durchzusetzen. Sie orientieren sich dabei an ihren Bedürfnissen, aber auch 
am real Möglichen und an den gegebenen Machtverhältnissen. Die Idealvorstellung von 
Demokratie ist, dass sich aus dem Konflikt des freien Spiels der Interessenvertretungen ein stabiles 
Gleichgewicht ergibt, so etwas wie eine Sozialpart 


nerschaft, die einen Kompromiss darstellt, mit dem alle Betroffenen leben können. Fühlt sich eine 
Konfliktpartei zu sehr benachteiligt, dann löst sie wieder einen Konflikt aus. Die Regierung wird 
auf diesen Konflikt aufmerksam, ist aber an sich unparteiisch. Ihr Interesse ist nur, möglichst rasch 
wieder Ruhe und Frieden in der Gesellschaft einkehren zu lassen, um die eigene Wiederwahl 
sicherzustellen. Sie vermittelt und spricht zur Not ein Machtwort, um eine Lösung des Konflikts zu 
erreichen. Sie wird sich also immer eher auf die Seite jener Konfliktpartei stellen, die das größere 
gesellschaftliche Potential dafür hat, den Konflikt auszuweiten und zu vergrößern. Dadurch, dass 
die Regierung dieser Konfliktpartei recht gibt, entschärft sie deren Konfliktpotential. Die in diesem 
Sinn stärkere Konfliktpartei erreicht also einen Kompromiss, der mehr von ihren Interessen 
berücksichtigt als von jenen der schwächeren Konfliktpartei. Das ist im Wesentlichen das Prinzip 
der Demokratie. Das System, d. h. die täglich gelebte Praxis in der Gesellschaft, die durch Gesetze, 
aber auch durch gesellschaftliche Strömungen und nicht zuletzt durch die Wirtschaft bestimmt ist, 
stellt also das sich fortwährend ändernde Gleichgewicht im Interessenkonflikt aller betroffenen 
Interessen dar. 


Die lebendige Demokratie ist dementsprechend durch laufende politische Konflikte und 
Konfrontationen bestimmt. Im Prinzip ist das nicht schlecht, Konflikt muss ja nicht destruktiv 
gesehen werden. Die politischen Konflikte innerhalb der Demokratie sollten konstruktiv verlaufen, 
damit die Demokratie bestehen bleibt. Die Konfliktparteien müssen sich mit Respekt begegnen und 
jederzeit dialogbereit bleiben. Versöhnung und Zusammenarbeit sollte das Ende des Konflikts 
markieren. 


Allerdings ist die Realität in der Demokratie oft weit von diesem Ideal entfernt. Personen, 
Institutionen oder Firmen mit großer wirtschaftlicher oder politischer Macht können einen völlig 
undemokratischen Einfluss auf die Politik und damit das System in der Gesellschaft nehmen. In 


einer Demokratie sollte ein Wirtschaftsboss ebenso nur eine Stimme haben wie eine Arbeitslose. In 
der Realität können Wirtschaftstreibende aber durch den Zugang zu wesentlich größeren 
finanziellen Ressourcen einen Druck ausüben, dem das Parlament selten widersteht. Droht eine 
internationale Firma z. B. mit dem Abzug ihrer Betriebe oder investiert sie entsprechend viel Geld 
in eine große Werbekampagne, dann kann keine NGO oder Bürgerinitiative, und insbesondere keine 
Einzelperson, dagegen ankommen. Topmanagerinnen in Österreich beziehen ein Jahresgehalt, das z. 
B. um die Hälfte höher liegt als das gesamte Jahresbudget des Vereins Gegen Tierfabriken (VGT), 
des vielleicht effektivsten Tierschutzvereins Österreichs. Einzelne Managerinnen könnten sich also 
locker von ihrem Gehalt einen eigenen Verein finanzieren, der in ihrem Sinn Propaganda verbreitet. 
Große Firmen natürlich umso eher. Die einzige Chance für eine soziale Bewegung, diesem 
undemokratischen Machteinfluss Einzelner entgegenzutreten, ist die Mobilisierung der öffentlichen 
Meinung. Und genau das ist das Wesen konfrontativer politischer Kampagnen, also des Widerstands 
in einer Demokratie. Die zum Teil gesetzwidrigen Aktionsformen im Rahmen dieser Kampagnen 
bilden das Gegengewicht zur finanziellen Potenz und dem damit einhergehenden undemokratischen 
Machteinfluss gewisser sehr einflussreicher Personen oder Firmen. 


Aber in diesem Gleichgewicht der Interessenkonflikte können auch andere Gruppierungen zu kurz 
kommen. Minderheiten, insbesondere solche, die durch Vorurteile bereits von der Gesellschaft 
ausgegrenzt werden, können sich vielleicht weder leisten, einen politischen Konflikt zu führen, 
noch würden sie in einem solchen Konflikt ebenbürtig bestehen. Umso mehr trifft das 
Gruppierungen, die selbst vor dem Gesetz nicht als Personen gelten, die vielleicht kein Wahlrecht 
haben oder die aufgrund ihrer intellektuellen Kapazität nicht als vollwertige Mitglieder der 
Gesellschaft auftreten können. Die Afroamerikanerinnen in den Südstaaten der USA in den 1950er 
Jahren wurden z. B. damals nicht als vollwertige Bürgerinnen ernst genommen, genauso Frauen vor 
dem Frauenwahlrecht oder heute nichtmenschliche Tiere. Wenn man sich das Grundprinzip der 
Demokratie wie oben beschrieben vergegenwärtigt, mit der Idee, dass der Status quo und die 
Ressourcenverteilung in der Gesellschaft durch die freien Kräfte eines Interessenkonflikts festgelegt 
sind, dann wird klar, dass derartige gesellschaftliche Randgruppen zu kurz kommen. Da aber in das 
Gemeinwohl der Gesellschaft die Lebensqualität aller Wesen, die ein subjektives Empfinden von 
Lebensqualität haben, einbezogen werden muss, wird das Gemeinwohl in einer derartigen Situation 
zu kurz kommen. Es ist also im Sinn der Demokratie, die Entstehung sozialer Bewegungen nicht 
nur zu begrüßen, sondern sie für notwendig zu erachten, damit auch die Interessen von 
Randgruppen in den Status quo der Gesellschaft einfließen. Auch hier steht dann die Ohnmacht der 
Randgruppe einem Gleichgewicht der Kräfte im Interessenkonflikt entgegen, das das optimale 
Gemeinwohl bieten würde. Wiederum finden konfrontative Kampagnen mit auch möglicherweise 
gesetzwidrigen Aktionsformen des zivilen Ungehorsams ihre wesentliche Rechtfertigung darin, dass 
sie im Sinne des Gemeinwohls und der Lebensqualität aller dieses Ungleichgewicht ausgleichen. 


Nicht zuletzt muss hier die Umwelt und die Erhaltung funktionierender Ökosysteme sowie die 
Einschränkung der Ressourcenverschwendung z. B. für zukünftige Generationen als eigenständiges 
„Interesse" angesprochen werden, das allein schon deshalb im demokratischen Prozess zu kurz 
kommt, weil es oft gar keine konkreten Wesen gibt, die diese Interessen haben. Weder ein 
Ökosystem an sich hat ein Interesse noch die Natur oder eine zukünftige Generation, die noch nicht 
auf der Welt ist. Trotzdem ist die Zerstörung von Ökosystemen, die Verschmutzung der Umwelt und 
der Raubbau an der Natur sicherlich für das Gemeinwohl abträglich. Es muss in einer Demokratie 
also auch für diese Aspekte eine „Interessenvertretung" geben, die sich in den politischen Konflikt 
einbringt und die mangels entsprechender Macht konfrontative Kampagnen unter Umständen mit 
entsprechend drastischen Aktionsformen durchfuhrt. 


2.4 NGO-Partikularpolitik: Single issue 


Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg mit seinen offensichtlich gewordenen, verheerenden 
Folgen von Faschismus, Nationalismus und Rassismus wurden die Menschenrechte in den 
Vordergrund des politischen Interesses gerückt. Nicht von ungefähr konnten 1948 die UNO- 


Menschenrechtscharta und z. B. 1964 die Helsinki-Deklaration gegen medizinische Versuche an 
Menschen ohne Gegenstimmen beschlossen werden. Die Bewegung der 1968er Jahre war auch von 
einem ganzheitlichen Ansatz bestimmt. Man wollte nicht ein spezifisches gesellschaftliches 
Problem lösen, sondern sah entweder grundsätzlich die Demokratie in Gefahr oder wollte das 
gesamte menschliche Zusammenleben auf völlig neue Prinzipien gründen. Es ging um die Art des 
Zusammenlebens, den Kapitalismus, den Kommunismus, sexuelle Befreiung, das Recht auf 
Demonstration und zivilen Ungehorsam und so weiter. 


Diese Bewegung mit einem gesamtheitlichen Anspruch hat sich mittlerweile in eine Reihe von 
Einzelbewegungen mit Partikularinteressen aufgespalten. In Österreich war schon Ende der 1970er 
Jahre die Anti-Atomkraft-Bewegung ein solcher „single issue", wenn auch durch Atomkraftwerke 
und Atombomben eine Zerstörung der gesamten Erde in Aussicht stand und steht. Meiner Ansicht 
nach war die Besetzung der Hainburger Au im Dezember 1984 die letzte gemeinsame Aktion aller 
politischen Aktivistinnen mit einer gesamtpolitischen Perspektive. Damals ging es um 
Umweltschutz, weil einer der letzten Urwälder Österreichs vor der Rodung und Überschwemmung 
durch ein Wasserkraftwerk geschützt werden sollte. Es ging aber auch um Tierschutz, weil durch 
dieses Kraftwerk eine Vielzahl individueller Wildtiere getötet worden wäre. Und für viele Teil- 
nehmerinnen der Besetzung ging es um die Rettung der Demokratie, weil im Prozess der 
Beschlussfassung für den Baubeginn des Wasserkraftwerks inklusive wasserrechtlicher Bewilligun- 
gen ganz offensichtlich der normale Weg des Rechtsstaates verlassen worden war, und zwar gegen 
den Willen der Mehrheit. Und nicht zuletzt wurde in den Wochen der Aubesetzung eine ganz 
erstaunliche Form der Selbstorganisation gelebt. Immerhin lebten 10.000 Menschen wochenlang in 
mehr als zehn Zeltlagern bei Minusgraden in einem winterlichen Urwald zusammen und konnten 
nicht nur alle Bedürfnisse des täglichen Lebens befriedigen, sondern auch Theaterauffuhrungen und 
akademische Vorlesungen durchfuhren und dergleichen. 


Und es war genau in diesen Diskussionen an den Lagerfeuern der AubesetzerInnen, dass sich z. B. 
die Tierschutzbewegung von der Umweltschutzbewegung emanzipierte und letztendlich das grüne 
Projekt mit einer Partei entstand, die auch wirklich in das Parlament einzog. Nie wieder nach der 
Besetzung der Hainburger Au gab es eine direkte konfrontative Kampagne mit einer Aktion zivilen 
Ungehorsams, die auch nur ansatzweise so viele Menschen miteinbeziehen konnte. Und es besteht 
tatsächlich grundsätzlich die Gefahr, dass soziale Bewegungen, die sich auf ihren Single issue als 
Lösung des unmittelbaren Problems konzentrieren, vor lauter Scheuklappen die Sicht auf die 
Gesamtheit der Dinge verlieren und damit den Einfluss anderer Aspekte auf ihr Problem negieren 
oder unterschätzen. All diese Single issues hängen ja in Wirklichkeit mehr oder weniger zusammen 
und bedingen einander, was von den Protagonistinnen, die nur ihr eigenes Thema für wichtig halten, 
leicht übersehen wird. 


Auf der anderen Seite entwickelt sich dadurch, dass sich einzelne Personen bestimmten Themen oft 
jahrzehntelang ausschließlich widmen, eine ungeheure Professionalität. Die mehr oder weniger 
spontane Organisation durch idealistische Aktivistinnen wurde zusehends durch NGOs, NPOs und 
Bürgerinitiativen ersetzt, die zum Teil beträchtliche Spendenmengen zu sammeln in der Lage sind 
und oft zwei Dutzend Personen oder mehr hauptberuflich anstellen können, um sich professionell 
eines Themas anzunehmen. Dadurch haben allerdings jene Bürgerinnen, die eine Mitverantwortung 
für den Zustand unserer Gesellschaft empfinden, die Möglichkeit, ihr Verantwortungsgefühl durch 
Spenden und Delegieren des politischen Engagements an die NGOs und Bürgerinitiativen zu 
befriedigen. Konfrontative Kampagnen von NGOs, NPOs und Bürgerinitiativen sind also so zu 
verstehen, dass sie im Namen aller ihrer Mitglieder durchgeführt werden und dadurch 
entsprechendes Gewicht haben sollten, insbesondere wenn man urteilt, ob die Aktionsformen im 
Sinne der Gesellschaft sind. Alle österreichischen Tierschutzorganisationen zusammen haben 
immerhin etwa 400.000 Mitglieder, und das ist bereits ein beträchtlicher Anteil des Wahlvolkes. Auf 
der anderen Seite funktionieren viele Kampagnen nur durch die Teilnahme einer Masse von 
Menschen. Es ist zwar die Aufgabe der Organisationen, mittels Spenden eine professionell geführte 
Kampagne aufzuziehen, aber auch, für die Durchführung dieser Kampagne eine Masse von 


Menschen zu gewinnen. Letztlich wird sich keine soziale Bewegung durchsetzen können, die nicht 
auch die Massen anspricht. 


2.5 Das Gewaltmonopol bleibt beim Staat 


Das Zusammenleben einer großen Anzahl von Personen kann viele Fälle von individueller Gewalt 
hervorrufen. Da aber die physisch stärkere Person oder Gruppe nicht unbedingt auch jene sein 
muss, die im Recht ist bzw. deren Interesse das Gemeinwohl am meisten fördert - oft ist es das 
Gegenteil -, ist man in der Demokratie übereingekommen, die physische Gewalt an den Staat zu 
delegieren. Dem Staat wird das Gewaltmonopol übertragen. 


Die Grundidee dahinter ist, wie bei vielem in Sachen Demokratie, im Grund genommen eine sehr 
gute. Dadurch, dass der Staat Beiträge aller seiner Bürgerinnen in Form von Steuern einsammeln 
kann, ist er in der Lage, sein Gewaltmonopol mit entsprechenden Mitteln auszustatten, die ihn viel 
stärker als jede Form der individuellen Gewalt auftreten lassen. Daher ist das staatliche 
Gewaltmonopol durch die Androhung einzuschreiten in der Lage, individuelle Gewalt zu 
verhindern. Bei individueller Gewalt kann man durchaus auch an Privatarmeen von mächtigen 
Firmen oder paramilitärische Organisationen von Parteien denken, die durch ihre Existenz eine 
weitere Verschiebung der Machtverhältnisse in der Demokratie - und damit de facto die 
Abschaffung der Demokratie - zur Folge hätten. Das Gewaltmonopol hat den Auftrag, darauf zu 
achten, dass keine Gewalt ausbricht und dass die Regeln der Demokratie eingehalten werden. 


Jede Machtkonzentration lädt zum Missbrauch ein. Die Einführung eines Gewaltmonopols setzt 
also voraus, dass Mechanismen etabliert werden, die diesen Machtmissbrauch hintanhalten. Einer 
dieser Mechanismen ist die Anerkennung von Grundrechten, wie z. B. das Recht auf Leben, aber 
auch die Rechte auf Demonstrations- und Meinungsfreiheit. Diese Rechte sind Ansprüche des 
Einzelnen gegenüber dem Gewaltmonopol. Sie besagen, dass das Gewaltmonopol darauf zu achten 
hat, dass die im Recht formulierten Schutzgüter sowohl von anderen als auch vom Gewaltmonopol 
selbst respektiert werden. In einer Demokratie müssen also mit der Einführung eines 
Gewaltmonopols Grundrechte einhergehen, um zu gewährleisten, dass sich kein totalitäres Regime 
etabliert. Allein daraus ist bereits ersichtlich, dass die Grundrechte auch dann nicht eingeschränkt 
werden dürfen, wenn es angeblich die Sicherheit der Gesellschaft erfordert. Die Grundrechte sind 
eine unantastbare Notwendigkeit, die unter keinen Umständen aufgegeben werden darf, will man 
nicht gleichzeitig Demokratie und Rechtsstaatlichkeit aufgeben. 


Das Verhältnis dieses Gewaltmonopols zu außerparlamentarischem politischem Engagement 
gestaltet sich allerdings manchmal zwiespältig. Das Gewaltmonopol ist grundsätzlich zu bejahen 
und zu respektieren. Es sollte auch politische Aktivistinnen vor Übergriffen ihrer oft übermächtigen 
Gegnerinnen schützen. Da sich jedoch politisches Engagement oft als Widerstand gegen Mächtige 
äußert, ist das Gewaltmonopol in diesen Fällen besonders anfällig dafür, gegen diesen Widerstand 
missbraucht zu werden. Politischer Aktivismus bedarf also eines besonderen Schutzes durch 
Grundrechte. Er darf sich unter keinen Umständen zu physischer Gewalt steigern, und zwar nicht 
nur von Seiten der Aktivistinnen. Für das Funktionieren der Demokratie ist es wesentlich, dass sich 
auch politische Aktivistinnen nicht vor Gewalt durch die Polizei oder vor repressiven Gesetzen oder 
gar Gefängnisstrafen fürchten müssen. Natürlich kann und soll die Polizei gegen 
Gesetzesübertretungen vorgehen. Aber genauso, wie die Aktivistinnen demokratiepolitisch zu 
Gewaltfreiheit verpflichtet sind, muss das auch die Exekutive sein. Auf keine Blockade, keine 
Besetzung und auch keine Jagdstörung, die gewaltfrei und nur mit passivem Widerstand 
durchgeführt wird, darf die Polizei mit Gewalt reagieren. Genauso sind Hausdurchsuchungen, die 
Bedrohung mit Waffen, die Verhängung von Untersuchungshaft und gar ein Schuldspruch mit 
Gefängnisstrafe demokratiepolitisch äußerst bedenklich, wenn sie gegen gewaltfreie Aktivistinnen 
angewandt werden, die sich nur im Rahmen der in diesem Buch dargestellten demokratiepolitisch 
legitimen Aktionsformen engagiert haben. Zur Rechtssicherheit in der Demokratie gehört es auch, 
sich als politische Aktivistinnen vor derartigen Übergriffen, die Terror und Angst verbreiten, sicher 


fühlen zu können. 


Auf der anderen Seite übertreten einige Aktionsformen konfrontativer Kampagnen auch Gesetze. 
Dabei ist es die Aufgabe des Gewaltmonopols, diese Übertretungen zu ahnden und zu verhindern. 
Allein schon daraus erklärt sich ein Spannungsfeld zwischen Gewaltmonopol und politischen 
Aktivistinnen, das sich nur dadurch lösen lässt, dass die politischen Aktivistinnen offen die für den 
Gesetzesbruch vorgesehenen Sanktionen auf sich nehmen. Natürlich ist es ihr gutes Recht, sich in 
einem ordentlichen Verfahren nach bester Möglichkeit anwaltlich vertreten zu lassen, um ihren 
Schaden durch diese Sanktionen zu minimieren. Nichtsdestotrotz sollte anerkannt werden, dass eine 
Regelübertretung Sanktionen nach sich ziehen kann. Das ist völlig unabhängig davon, ob sich diese 
Gesetzesübertretungen nicht nur ethisch, sondern auch demokratiepolitisch rechtfertigen lassen. 
Auch demokratiepolitisch gerechtfertigte Gesetzesübertretungen, die also weder die Demokratie 
gefährden, noch den eigentlich konstruktiven politischen Konflikt zu einem destruktiven machen, 
wie z. B. Aktionen des zivilen Ungehorsams, können staatlich sanktioniert werden. Das ist genauso 
Teil der politischen Kultur in der Demokratie, wie es Teil ist, jene Gesetzesübertretungen zwar 
behördlich zu verfolgen, aber politisch zu tolerieren, die demokratiepolitisch unbedenklich sind. 
Dabei muss auch darauf geachtet werden, dass die entsprechenden Sanktionen in Fonn von Strafen 
nicht derartig ausarten, dass sie in der Praxis jeden Aktivismus unterbinden. 


2.6 Zusammenfassung 


Das zentrale Problem des Zusammenlebens verschiedener Personen ist die Übereinkunft über jene 
Regeln, die dieses Zusammenleben ordnen. Diese Übereinkunft sollte sich an den Vorstellungen der 
einzelnen Personen orientieren, wie ein ideales Zusammenleben oder eine ideale Ethik auszusehen 
hat. Da sich dabei im Allgemeinen kein Konsens finden lässt, ist die Gesellschaft auf einen 
Kompromiss angewiesen. Politik ist etwas grundsätzlich anderes als Ethik. Ethik ist das Ziel, 
Politik ist die Methode, zum Ziel zu gelangen. Politik ist daher konsequentialistisch, d. h., gute 
Politik ist eine solche, deren Konsequenzen die Gesellschaft dem ethischen Ideal näher bringen. Der 
Kompromiss in der Politik entsteht durch das freie Austragen von Interessenkonflikten. Allerdings 
gewinnt dabei in der Praxis nicht unbedingt jene Partei, die im Recht ist, sondern jene, die mehr - 
und dabei oft undemokratischen - Machteinfluss ausübt. Gegen dieses Ungleichgewicht der 
Interessen ist in der Demokratie eine spezifische Art von Widerstand, der sich durch sogenannte 
konfrontative Kampagnen äußert, legitim. Dieser Widerstand muss aber einer Reihe von Kriterien 
genügen, um diese demokratiepolitische Legitimität zu erlangen. Zu diesen Kriterien gehört an 
allererster Stelle die Gewaltfreiheit. Individuelle Gewalt wird in der Demokratie dadurch 
hintangehalten, dass dem Staat das Gewaltmonopol übertragen wird. Der Staat hat dadurch große 
Verantwortung. Ein Gewaltmonopol ist naturgemäß sehr anfällig für Missbrauch, Grundrechte 
wurden eingeführt, um diesen Missbrauch zu verhindern. Darüber hinaus spielt die Ausübung des 
Gewaltmonopols im politischen Konflikt in der Demokratie eine besonders heikle Rolle. Manche 
Aktionsformen sind durchaus demokratiepolitisch legitim, auch 


wenn damit Gesetze übertreten werden. Die Exekutive kann in diesen Fällen zwar einschreiten, 
muss sich dabei aber an die demokratische Übereinkunft der Verhältnismäßigkeit halten. 
Gewaltfreie Aktivistinnen, die sich den demokratiepolitisch legitimen Aktionsformen verschrieben 
haben, dürfen von der Exekutive nicht mit Gewalt behandelt werden, auch wenn sie gesetzwidrig 
handeln. Im Gegenzug müssen die Aktivistinnen die Sanktionen, die auf ihre Gesetzesübertretungen 
folgen, auch tragen. 


3 Das System ist schlecht, nicht die Menschen 


3.1 Das gesellschaftliche System bestimmt die Handlungen der 
Einzelnen 


In der Evolution sind Genmutationen quasi Versuche, wie mit der Umwelt besser umgegangen 
werden kann. Genmutationen, die sich nicht bewähren, sterben aus. Karl Popper sah die 
Hypothesen in der Wissenschaft in einer ähnlichen Rolle. Jene Hypothesen, die sich als Erklärungen 
der auftretenden Phänomene nicht bewähren, werden fallen gelassen. Der große Vorteil gegenüber 
der Situation bei den Genmutationen: Kein Wesen leidet oder stirbt dabei, solange wir zwischen der 
Hypothese und denjenigen, die diese Hypothese vertreten, unterscheiden. 


Die Demokratie besteht im Wesentlichen in der Austragung von Interessenkonflikten. Um diese 
Konflikte möglichst gewaltfrei und konstruktiv zu gestalten, muss auch zwischen den Interessen 
und denjenigen, die sie repräsentieren, unterschieden werden. Nur die Interessen und die ihnen 
zugrunde liegenden Ideologien sollen sich bekriegen, nicht die Menschen dahinter. Das zentrale 
Charakteristikum demokratiepolitisch legitimer Konflikte ist also, dass diese Konflikte nicht von 
Hass und dem Wunsch nach der Zerstörung des Gegenübers getragen werden, auch wenn die 
politischen Gegnerinnen völlig konträre Anliegen mit einer gänzlich anders gelagerten Ethik 
vertreten. Das Resultat des Konflikts soll ja die Versöhnung und das friedliche Zusammenleben in 
einer etwas umgestalteten Gesellschaft sein. 


Das gesellschaftliche System bestimmt die Handlungen der Menschen. Unter System verstehe ich 
die Gesamtheit aller Gegebenheiten, die das tägliche Leben in der Gesellschaft ausmachen. Dazu 
gehören die Gesetze genauso wie die gesellschaftlichen Rollenbilder, die Mode, die Traditionen und 
natürlich das Angebot von Gütern und Dienstleistungen, das in der Gesellschaft vorhanden ist. Und 
es ist dieses System, das im Wesentlichen die Handlungen der Menschen in der Gesellschaft 
bestimmt. Im Interessenkonflikt in einer Demokratie bleibt das Ziel die Änderung dieses Systems, 
nicht bloß der Gesetze und auch nur sekundär der einzelnen Menschen. Nicht die Menschen sind 
böse oder schlecht, sondern das System. In einer politischen Kampagne bekämpfen wir also nicht 
Menschen, sondern das System. Wenn wir politische Kampagnen als Vorschläge auffassen, ein 
schlechtes System zu verbessern, dann ist es viel eher möglich, vom persönlichen Hass auf 
politische Gegnerinnen zu abstrahieren. 


Das System können wir uns bildlich veranschaulichen. Es handelt sich dabei um eine Struktur, wie 
in Bild 1 gezeigt. Die einzelnen Personen in diesem System sind wie Kügelchen auf dieser Struktur. 
Lässt man sie völlig frei rollen, dann landen sie in der Senke des „normalen" Verhaltens. 


In unserem Beispiel geht es um Tierfreundlichkeit. Die Senke entspricht dem Schwimmen im 
Strom, dem Verhalten, bei dem man sich überhaupt keine Gedanken über Tierfreundlichkeit macht, 
das kauft, was am leichtesten erhältlich ist, und sich den Erwartungen der Gesellschaft anpasst. 
Personen in der Senke kaufen also Massentierhaltungsfleisch und Produkte, die im Tierversuch 
getestet sind. Sie tragen Pelzapplikationen an ihren Jacken, wenn sich das gerade ergibt, ihnen die 
Jacke am besten gefällt und sie ihren Preisvorstellungen entsprochen hat. 


Sich aus der Senke herauszubewegen bedeutet einen Energieaufwand, und zwar in beide 
Richtungen. Nach links in Bild 1 bewegt man sich hin zu weniger Tierfreundlichkeit. Dort befindet 
man sich, wenn man z. B. verbotene Hundekämpfe besucht oder gesetzwidrige Tierquälereien 
begeht. Dieses Verhalten ist sowohl nicht sozialadäquat - man muss sich also vor den Augen der 
Öffentlichkeit verbergen - als auch verboten, d. h., man muss sich den Verfolgungsbehörden 
entziehen. Entsprechend energieaufwendig ist der Aufenthalt in diesem Bereich. Das wird durch die 
Steilheit der Struktur in diesem Bereich angedeutet. Sich dort als Kügelchen aufzuhalten bedeutet, 
dass man viel Energie aufwenden muss, um nicht wieder zurück hinunter in die Senke zu rollen. Es 
ist eben sehr anstrengend, sich einerseits laufend vor den anderen Menschen in der Gesellschaft zu 
verstellen und andererseits dauernd darauf zu achten, ob nicht die Polizei bereits auf einen 


aufmerksam wurde. 


Bild 1: Das System setzt alle unter Druck, sich anzupassen Ausmaß tierfreundlichen Verhaltens der 
Einzelnen in der Gesellschaft 


Wenn man sich in Bild 1 aus der Senke nach rechts bewegt, kommt man in den Bereich 
tierfreundlicheren Verhaltens. Dort wählt man etwa Freilandhaltungsprodukte statt jene aus 
Massentierhaltung. Freilandhaltungsprodukte sind mittlerweile relativ leicht erhältlich, und man 
wird für ihren Erwerb auch nicht schief angesehen. Dennoch ist es mühsam. Man muss sich 
informieren, man muss die Beschriftung auf den Produkten in den Supermärkten lesen und man 
kann in den allermeisten Restaurants nicht mehr einfach nach der Karte bestellen. Ähnlich ist das 
mit tierversuchsfreien Kosmetika: Es ist sozialadäquat, bei Kosmetika und Haushaltsprodukten 
darauf zu achten, dass sie nie in Tierversuchen getestet wurden. Aber es ist ebenfalls mühsam, es 
bedarf auch eines Aufwandes, des Lesens von Beschriftungen und der Zurückhaltung, nicht einfach 
das zu kaufen, was einem gefällt oder das Billigste ist. Auch darauf zu achten, dass keine 
Kleidungsstücke Tierpelz tragen, wird zwar von der Mehrheit der Gesellschaft positiv gesehen, ist 
aber dennoch mühsam. Viele Kleidungsstücke haben versteckte Pelzverbrämungen, und oft ist es 
nicht leicht, zwischen Tierpelz und Kunstpelz zu unterscheiden. Gerade in diesem Bereich sind 
Beschriftungen auf den Produkten sehr mangelhaft und missverständlich. Grundsätzlich keinen 
Tierpelz zu kaufen oder zu tragen setzt also auch voraus, sich aktiv zu informieren und beim 
Einkauf sehr vorsichtig zu sein. All das ist mit einem Energieaufwand verbunden. Wird einem 
dieser Aufwand zu mühsam, lässt man sich gehen und achtet nicht mehr darauf, was man kauft, 
dann rollt man bald wieder in die Senke zurück. 


Geht man in der Struktur von Bild 1 noch weiter nach rechts, kommt man in den Bereich des 
Veganismus. Vegane Personen leben strikt vegetarisch, sie kaufen auch überhaupt keine Produkte, 
die an Tieren getestet wurden, und sie tragen kein Leder. Dieses Verhalten ist einerseits noch um 
einiges stärker einschränkend, weil die entsprechenden Produkte noch schwerer zu erhalten sind. 
Andererseits wird man als vegane Person von der Gesellschaft tendenziell als seltsam und extrem 
angesehen. Hier macht sich auch wiederum bemerkbar, was die Gesellschaft an Erwartungen an die 
einzelnen Personen stellt. Beide Aspekte, das erschwerte Kaufverhalten und der soziale Druck, 
bedeuten, dass dieses Verhalten noch mühsamer und aufwendiger wird. Entsprechend leichter 
passiert es, dass die Person aufgibt und wieder in die Senke zurückrollt. Durch einen zermürbenden 
Dauerdruck bestimmt das System das Verhalten der Menschen. 


Die Struktur des Systems in Bild 1 beschränkt sich aber nicht nur auf Tierfreundlichkeit. Natürlich 
hätte man z. B. auch Umweltfreundlichkeit als definierende Größe wählen können und hätte eine 
ähnliche Struktur erhalten. Immer umweltfreundliche Produkte zu wählen und genau darauf zu 
achten, was den eigenen Footprint vergrößert und was nicht, ist ebenso mühsam. Dasselbe gilt für 
Fair-Trade-Produkte und so weiter. 


Die Struktur des Systems ist nicht starr, sondern der Dynamik der Gesellschaft unterworfen. Die 
Senke verändert sich im 


Lauf der Zeit. Vor 150 Jahren gab es keine Tierschutzgesetze, und Tiere zu quälen war in den Augen 
der Öffentlichkeit kein Problem. Entsprechend wäre damals die Senke ganz links anzusiedeln 
gewesen. Umgekehrt trat kürzlich in Österreich ein Legebatterieverbot in Kraft, und alle 
Supermärkte haben den Verkauf von Käfigeiern eingestellt. Entsprechend ist die Senke nach rechts 
gerückt, weil es heute in Österreich gar nicht mehr möglich ist, Frischeier aus Käfighaltung zu 
kaufen. Das „normale" Verhalten, das Schwimmen mit dem Strom, der Einkauf ohne 
nachzudenken, der Griff zum offensichtlichsten und billigsten Produkt im Supermarktregal, fuhrt 
jetzt zum Kauf von Bodenhaltungseiern. Und Bodenhaltungseier sind wesentlich tierfreundlicher 
als Käfigeier. 


Die Struktur des Systems gibt das Verhalten in der Gesellschaft vor. Die Mehrheit der Menschen 


passt sich dem System an. Menschen sind nicht vorrangig böse oder schlecht, sie sind nicht einmal 
unbedingt egoistisch. Aber sie sind auch nicht an sich gut. Und sie werden nur in Ausnahmefällen 
durch rationale Argumente überzeugt. Menschen sind einfach soziale statt rationale Tiere. Und als 
solche reagieren sie am ehesten darauf, was ihre soziale Umgebung von ihnen erwartet. Sie passen 
sich rasch an geänderte Verhältnisse an. Das muss man sich vor Augen halten, wenn man - vielleicht 
mit gutem Recht - das Verhalten von Menschen kritisiert. Sie sind Kinder ihrer Sozialisation. Und 
diese ist durch das gesellschaftliche System gegeben. Wenn wir das Verhalten von Menschen 
kritisieren, dann kritisieren wir also eigentlich das System. Und für dieses System sind wir alle 
mitverantwortlich, nicht nur die jeweilige Person, die ein spezifisches Verhalten setzt. Im 
politischen Konflikt in der Demokratie können wir auf Basis dieser Erkenntnis jeden Hass und jede 
persönliche Feindschaft vermeiden und damit den Konflikt konstruktiv statt destruktiv fuhren. In 
gewissem Sinn sitzen wir alle im selben Boot. Wir sind alle den Zwängen des Systems unterworfen. 
Es ist unser aller Verantwortung, das System umzugestalten, um eine Erhöhung des Gemeinwohls 
und der Lebensqualität aller zu erreichen. 


3.2 Einstellungsänderung bedeutet nicht Verhaltensänderung 


Gemäß dem bisher Geschriebenen befinden wir uns also in der Demokratie in folgender Situation: 
Das freie Spiel der Interessenkonflikte hat ein System etabliert, das das Verhalten der einzelnen 
Mitglieder der Gesellschaft bestimmt. Aber das freie Spiel der Interessen führt nicht unbedingt zu 
einem gerechten und dem Gemeinwohl zuträglichen System. Einzelinteressen können sich durch 
undemokratischen Einfluss durchgesetzt haben und das System bestimmen. Wir sehen uns dann 
einem System gegenüber, das schlecht ist und das wir ändern wollen. 


Man könnte zunächst meinen, wir ändern die Gesellschaft, indem wir einzelne Personen 
überzeugen, sich anders zu verhalten. Wenn uns das bei genügend Einzelpersonen gelingt, dann 
adaptiert sich sozusagen das System automatisch, indem die Nachfrage quasi das Angebot 
bestimmt. Beim obigen Beispiel tierfreundlichen Verhaltens könnte das so aussehen: Zunächst 
klären wir die Bevölkerung über das Tierleid auf, das in der Produktion von Käfigeiern steckt. Die 
einzelnen Menschen werden das verstehen und beschließen, keine Käfigeier mehr zu kaufen. Wenn 
niemand mehr Käfigeier kauft, dann wird der Handel aufhören sie anzubieten, und die 
Landwirtinnen werden ihre Legebatterien auf Alternativproduktion umstellen. Die politische Praxis 
zeigt aber, dass die Gesellschaft nicht so einfach auf diese Weise zu ändern ist. 


Es ist normalerweise relativ leicht möglich, die Menschen auf Missstände aufmerksam zu machen. 
Werkann schon die Bilder einer Legebatterie sehen, ohne zugeben zu müssen, dass diese 
Haltungsform schlecht ist und verändert gehört? Tatsächlich hat die Tierschutzbewegung die 
Legebatterieproduktion schon seit Anfang der 1990er Jahre im Visier, und es ist im Laufe der 
folgenden zehn Jahre gelungen, die Bevölkerung zu überzeugen. Der VGT beauftragte im Jahr 2004 
das Meinungsforschungsinstitut IFES, die Stimmung in der Bevölkerung zu Legebatterien zu 
erheben. Tatsächlich stellte sich heraus, dass 86 Prozent der Menschen Legebatterien ablehnten und 
sogar ein gesetzliches 


Verbot der Haltung von Legehühnern in Käfigen unterstützten. Dennoch stammten 80 Prozent der 
gekauften Eier zu diesem Zeitpunkt aus Legebatterien. Dieses Kaufverhalten war auch nicht durch 
mangelnde Information erklärbar. Immerhin musste auf Eierpackungen die Haltungsform deutlich 
angegeben sein, und jedes einzelne Ei war (und ist) mit einer Zahl zwischen 0 und 3 bedruckt, 
wobei die Zahl 3 die Herkunft aus einer Legebatterie angibt. 


Die Erklärung ist vielmehr in der Macht des Systems zu suchen. Nehmen wir an, eine Person teilt 
die Überzeugung, dass Legebatterien verboten gehören. Nun geht diese Person in einen Supermarkt 
einkaufen, in dem es nur Käfigeier gibt. Es würde also einen Zusatzaufwand darstellen, sich extra 
Alternativeier zu suchen. Ist zwar die Überzeugung vorhanden, dass Alternativeier besser wären, 
aber die Motivation nicht groß genug, deswegen anderswo einkaufen zu gehen, wird sich diese 
Person dennoch für Käfigeier entscheiden. Ein Mensch ist immer nur dann motiviert, etwas 


Energieaufwendigeres zu machen, wenn er dafür den erzielten Vorteil direkt vor Augen geführt 
bekommt. Die Evolution hat das nichtlokale Vorausdenken für lange Zeiträume nicht gefördert. 
Nehmen wir an, der Mensch in unserem Beispiel macht sich nun extra die Mühe, die teureren Eier 
anderswo zu suchen und zu kaufen. In seiner Erlebniswelt ändert sich jedoch nichts. Die Eier 
wirken im Wesentlichen gleich. Es gibt noch immer Legebatterien. Es werden weder offensichtlich 
mehr Alternativeier angeboten, noch sind diese billiger geworden. Kurz und gut, der Mehraufwand 
hatte keine ersichtlichen positiven Konsequenzen. Und diese Einsicht lässt die Motivation rasch 
sinken. Das nächste Mal wird die Person doch wieder zu den billigeren und leichter erhältlichen 
Käfigeiern greifen. Alle anderen machen das ja offensichtlich auch. Und wieder hat sich das System 
durchgesetzt. Die Bewusstseinsänderung, d. h. die Änderung in der Einstellung, hatte keine 
nachhaltige Veränderung des Verhaltens zur Folge. Die politische Arbeit muss sich also prioritär auf 
die Veränderung des Systems konzentrieren, weil die allermeisten Menschen nicht genügend 
„Pioniergeist" haben, um als Einzelne vorauszugehen und letztlich die gesamte Gesellschaft 
nachzuziehen. Da der Prozentsatz derartiger Pioniere in der Gesamtbevölkerung nur sehr niedrig ist, 
geht ihre Wirkung in den statistischen Schwankungen des Systems unter, und es kommt zu keiner 
Systemänderung im Großen. So ist z. B. die Anzahl von Menschen, die als VeganerInnen 
Tierprodukte boykottieren oder die aus Umweltschutzgründen keine Autos benutzen, so gering, dass 
ihre Boykottwirkung viel geringer ist als die normalen jährlichen Veränderungen im 
Produktionsvolumen in den jeweiligen Branchen, die auf andere Gründe zurückzuführen sind, wie 
z. B. Futtermittel- oder Benzinpreisveränderungen. 


Man darf an dieser Stelle aber nicht den Fehler begehen, aus dem Umstand, dass die Menschen ihr 
Verhalten nicht ihrer Einstellung anpassen, zu schließen, dass sich ihre Einstellung in Wirklichkeit 
gar nicht geändert habe. In der politischen Praxis ist das oft ein wesentliches Argument der 
Verfechterinnen des Status quo. Es ist jedoch falsch. Wenn das System der geänderten Einstellung 
angepasst wird, dann zeigen diese Personen sofort und mit Erleichterung ein dauerhaft geändertes 
Verhalten - ab Einfuhrung des Legebatterieverbots und dem Ende des Käfigeihandels wollte 
niemand unbedingt Käfigeier kaufen und ging deshalb auf die Barrikaden. Es ist nur das System, 
das oft vorsätzlich von gewissen Kräften auch zum Teil gegen den Willen der Mehrheit in einer 
gewissen Form gehalten wird, die die Menschen zwingt, gegen ihre eigene Einstellung zu handeln. 
Beispielsweise werden diejenigen, die von Massentierhaltungsfleisch profitieren, alles daran setzen, 
dass es weiterhin die Norm bleibt, Massentierhaltungsfleisch zu kaufen. Da stehen massive In- 
teressen dahinter, die auch mit undemokratischen Mitteln jede Veränderung des Systems 
verhindern. 


Vielleicht liegt es zunächst nahe, eine Änderung des Systems durch Medienarbeit zu versuchen. 
Medien, insbesondere das Fernsehen, erreichen sehr viele Personen gleichzeitig. Eine reißerische 
Geschichte über einen Missstand kann dazu fuhren, die Öffentlichkeit wachzurütteln. Vielleicht 
bringt eine derartige Aufmerksamkeit dann eine Änderung des Systems? Die politische Praxis kann 
diese Annahme keinesfalls bestätigen. Medien sind auch kommerzielle Unternehmungen. Sie 
berichten das, was die Leute interessiert. Abgesehen davon sind alle kommerziellen Medien von 
ihren Werbekundinnen abhängig, und nicht selten sind gerade diese Kundinnen für gewisse 
Strukturen des Systems verantwortlich, die man mit dem Medienbericht anprangern will. Bei einer 
Kundgebung gegen Pelz kam einmal zufallig der Chefredakteur einer österreichischen Tageszeitung 
vorbei. Auf meine Frage, warum in seiner Zeitung regelmäßig Hochglanzbeilagen mit Pelzwerbung 
erscheinen, aber niemals faktische Berichte über die Zustände auf Pelzfarmen, sagte er ganz 
pragmatisch Folgendes: Wenn der Tierschutz bereit sei, in seiner Zeitung teurere 
Werbeeinschaltungen zu schalten als die Pelzindustrie, dann sei er gerne bereit, statt der Models im 
Pelz die Pelztiere im Käfig zu zeigen. Die Medienstorys über soziale Anliegen haben also auch ihre 
Grenzen. 


Selbst wenn ein großer Skandalbericht Über einen Missstand erscheint, zeigt sich rasch eine 
wesentliche Eigenschaft der Medienwelt: Sie ist kurzlebig. Eine Skandalgeschichte heute ist 
morgen bereits Schnee von gestern. Keine zwei Wochen später ist alles vergessen. Nicht umsonst 


raten PR-Agenturen den großen Firmen oft, Skandale einfach auszusitzen. Nach kurzer Zeit sind die 
großen Aufreger des Tages wieder ganz andere Themen, und es gilt wieder business as usual. Der 
Medienbericht allein hat praktisch keine Langzeitwirkung. 


Trotzdem ist es so, dass große Medienberichte dieser Art viele Menschen erreichen und auch die 
Einstellung einer gro- f3en Zahl der Leserinnen oder Zuschauerinnen beeinflussen bzw. verändern. 
Nehmen wir an, es gibt einen Bericht über die schrecklichen Zustände in Schweinefabriken. 
Mehrere 100.000 Menschen sehen den Bericht, und ein gewisser Prozentsatz entscheidet daraufhin, 
nur mehr Freilandschweinefleisch zu kaufen oder überhaupt vegetarisch zu leben. Diese Menschen 
sind aber Einzelpersonen, die mit dieser individuellen Entscheidung allein stehen. Sie werden daher 
sofort den Zwängen des Systems ausgesetzt. Wie viele davon gehen noch am Tag nach Beschluss 
ihres neuen Vorsatzes in den Biosupermarkt oder greifen zur Freilandmarke, die man mühsam 
suchen muss, die mehr Geld kostet und die nur in geringerer Auswahl vorhanden ist? Wer setzt sich 
seinem Freundeskreis aus, der verständnislos schaut? Wer geht nicht mehr mit zum Schnitzelwirten, 
weil der kein Freilandschweinefleisch anbietet? Wie viele jener, die diese erste Hürde überstehen, 
schaffen das die nächsten Wochen oder Monate, während sich augenscheinlich trotz dieses 
Zusatzaufwands nichts verändert? 


Zweifellos gibt es unentwegte Einzelkämpferinnen und Pioniernaturen, die genügend Motivation 
haben, die Sache lange durchzuziehen. Aber was, wenn sich etwas an den Lebensumständen ändert? 
Was, wenn man eine Familie gründet oder den Job verliert? Wenn sich also eine neue Situation im 
Leben ergibt, die andere Prioritäten fordert und vielleicht so viel Energie kostet, dass man 
verständlicherweise keine mehr übrig hat fUr Probleme wie Schweineleid in Tierfabriken? 


Das System hat Zeit. Es zermürbt die Menschen langsam, aber sicher. Es zwingt sie letztlich zur 
Anpassung. Große Medienberichte sind da wie ein kurzes Aufflackern, ein Strohfeuer, das zwar 
momentan hell brennt, aber auch rasch wieder verlischt und keine heiße Glut zurücklässt. 


Der wesentliche Grund, warum eine Einstellungsänderung einzelner Personen keine 
Systemänderung bewirkt, liegt darin, dass niemals genügend Einzelpersonen ausreichend lange ihre 
Einstellungsänderung in die Tat umsetzen. Soziale Bewegungen versuchen daher eine stützende 
Infrastruktur zu bieten, damit Menschen, die ihr Verhalten ändern wollen, diese Änderung in der 
Praxis leichter fällt. In Bild 1 könnte man diese Stützungsstrukturen als kleine Hindernisse sehen, 
die im Gefälle stehen und so verhindern sollen, dass die Kügelchen in die Senke zurückrollen. 


Was macht eine derartige stutzende Infrastruktur aus? Alles, was es den jeweiligen Menschen 
leichter macht, ihr außerhalb der Norm, d. h. außerhalb der Senke in Bild 1, stehendes Verhalten für 
längere Zeit aufrechtzuerhalten. Nehmen wir wieder das Beispiel der Entscheidung einer Person, 
kein Massentierhaltungsschweinefleisch mehr zu essen. Dieser Person wäre geholfen, wenn sie mit 
Informationsmaterial darüber versorgt würde, in welchen Supermärkten sich Alternativen finden 
lassen, welche Restaurants Alternativen anbieten und woran man deutlich erkennt, dass dieses oder 
jenes Produkt nicht aus der Massentierhaltung stammt. Weiters hilft es, Kontakte zu Gleich- 
gesinnten herzustellen. Sekten, die von ihren Mitgliedern ein sehr „abnormales" Leben verlangen, 
organisieren sich oft in abgeschlossenen Gemeinschaften, in denen das Abnormale zum Normalen 
werden kann. Sie bilden auf diese Weise ein System im System. Nur so können die Mitglieder ihr 
energieaufwendiges Außenseitertum längere Zeit durchhalten. Wenn man das Gesamtsystem 
betrachtet, ist eine derartige Abgrenzung in eine eigene Gemeinschaft eine stützende Infrastruktur. 


Auch vieles andere kann eine stützende Infrastruktur bilden. Allein schon die Existenz von 
Vereinen, deren Kontaktdaten allgemein bekannt sind und die man jederzeit mit Fragen 
kontaktieren und um Hilfe bitten kann, macht die neue Verhaltensweise leichter. Wenn man oft 
genug mit den Fakten konfrontiert wird, die einem anfänglich die Entscheidung zur neuen 
Verhaltensweise nahegelegt haben, wenn sozusagen die emotionale Basis der Entscheidung wieder 
aufgefrischt wird, steigert das die Motivation, weiterhin Energie zu investieren. Eine soziale 
Bewegung kann so etwas leisten, indem sie z. B. Zeitschriften produziert und verbreitet oder 
Radiosendungen zu den entsprechenden Themen macht bzw. Vorträge organisiert und so weiter. Je 


mehr über das Thema gesprochen wird, je mehr es in der Öffentlichkeit präsent ist, desto weniger 
fühlt sich der Mensch isoliert, der sich zu der neuen Verhaltensweise durchgerungen hat. Der 
Mensch ist eben wesentlich mehr soziales als rationales Wesen, die soziale Umgebung und die 
Sozialisation haben viel mehr Einfluss auf das Verhalten als die allerbesten rationalen Argumente. 
Deshalb zeichnet sich eine stützende Infrastruktur dadurch aus, dass den Menschen das Gefühl 
gegeben wird, nicht allein, sondern Teil einer großen sozialen Bewegung zu sein. Dazu gehört auch, 
Unternehmen zu gründen, die die Erhältlichkeit der entsprechenden Produkte erleichtern oder diese 
Produkte sogar billiger selbst produzieren. 


Aber selbst mit allen diesen Maßnahmen lassen sich nicht gleichzeitig genügend Menschen dazu 
bringen, gegen den Strom zu schwimmen, um das System als Ganzes zu verändern. In Österreich 
sterben jährlich etwa 80.000 Personen, und ebenso viele kommen durch Geburt oder Immigration 
hinzu. Dieser Durch- fluss von Personen gibt eine Größenordnung vor. Solange die 
Verhaltensänderung weniger oder nicht wesentlich mehr Menschen umfasst als diese 80.000 pro 
Jahr, kann die Verhaltensänderung zu keiner Systemänderung führen. 80.000 Menschen, die 
gestorben sind, konsumieren nichts mehr, und „boykottieren" daher ebenfalls z. B. ein Produkt wie 
Massentierhaltungsfleisch, das durch die Verhaltensänderung boykottiert werden soll. Das fällt 
offensichtlich nicht ins Gewicht. Den wenigen Prozent, die sich durch ihre Überzeugung ein 
energieaufwendigeres Leben aufhalsen, steht die große Mehrheit jener gegenüber, die mit dem 
Strom schwimmen. Und zusätzlich gibt es dann noch einen wiederum sehr geringen Prozentsatz 
von Menschen, der explizit ein Interesse daran hat, dass diese Änderung nicht eintritt. Diese 
Menschen sind die politischen Gegnerinnen, gegen die es sich im Interessenkonflikt um die 
Systemänderung durchzusetzen gilt. 


3.3 Systemänderung bringt Verhaltensänderung 


Eine Systemänderung wäre in Bild 1 eine Verschiebung der Senke z. B. nach rechts. Dadurch würde 
die Lebensweise mit dem geringsten Energieaufwand eine werden, die tierfreundlicher ist. Durch 
eine Systemänderung kann man also im Prinzip eine Änderung des Verhaltens der Menschen 
erreichen, ohne dass sich notwendigerweise auch ihre Einstellung ändert. 


In der Praxis geht das natürlich nicht wirklich. Zunächst arbeitet eine soziale Bewegung an der 
Änderung der Einstellung von Menschen. Ist einmal die Mehrheit oder eine signifikante Minderheit 
überzeugt, dann ändert sich deswegen das System noch lange nicht von selbst. Wir haben schon 
gesehen, dass die Änderung der Einstellung nicht gleich eine Änderung des Verhaltens bewirkt. Wir 
leben auch nicht in einer direkten Demokratie, in der ein Mehrheitswille direkt eine 
Systemänderung erzwingen kann. Es bedarf also noch der Austragung des Interessenkonflikts, um 
neue Verhältnisse zu schaffen. Der Widerstand gegen das System und gegen jene, die von der 
Beibehaltung des Systems profitieren, erfolgt mittels konfrontativer Kampagnen mit der Sympathie 
der Bevölkerung im Rücken. 


Betrachten wir wiederum Beispiele aus dem Tierschutz. In einer mehrjährigen konfrontativen 
Kampagne gelang es schlussendlich, ein Verbot von Wildtierzirkussen zu erreichen. Bis dahin war 
es völlig normal, Zirkusse mit Wildtieren zu besuchen. Man ging einfach zu jedem Zirkus, der in 
die Stadt kam. Die Aufklärungsarbeit der Tierschutzbewegung hat sicher viele Menschen bewogen, 
ihre Einstellung zu ändern und gegenüber dem Tierleid bei Haltung und Dressur von Wildtieren im 
Zirkus sensibler zu sein. Wenn jedoch ein Zirkus mit Tigern und Elefanten in die Gegend kam und 
die Kinder auf den Besuch drängten, ging man erst recht wieder hin. Eine Ausrede war leicht 
gefunden. Selbst die Medien berichteten tendenziell immer sehr positiv von Wildtierzirkussen und 
diffamierten die Kampagne dagegen als radikal und extrem. 


In Sachen Wildtierzirkusse war wahrscheinlich die Mehrheit indifferent. Sie ging weder in derartige 
Zirkusse, noch war sie für eine Abschaffung. Aber eine relative Mehrheit der Bevölkerung konnte 
gegen die zum Teil sehr gewalttätige Reaktion der Zirkusbetreiberinnen für ein Verbot von 
Wildtierzirkussen gewonnen werden. 2002 wurde das Verbot beschlossen, 2005 trat es in Kraft. 


Heute gibt es in Österreich keine Zirkusse mit Wildtieren mehr, sie gehen niemandem ab. Jetzt 
kommen nur noch Zirkusse in die Stadt, die entweder überhaupt keine Tiere mitführen oder die 
neben menschlichen Darstellerinnen bestenfalls Haustiere präsentieren. Viele Eltern sind vielleicht 
auch dazu übergegangen, ihre Kinder auf eine andere Weise zu beschäftigen, als mit ihnen in den 
Zirkus zu gehen. Wer partout noch Wildtierzirkusse besuchen will, muss dafür ins Ausland fahren. 
Durch eine Systemänderung - in diesem Fall die Einführung eines gesetzlichen Verbots - konnte 
eine praktisch hundertprozentige Verhaltensänderung aller in der Gesellschaft erreicht werden. Die 
Senke von Bild 1 ist so weit nach rechts gewandert, dass der Besuch von Wildtierzirkussen auf dem 
steilen Anstieg links zu finden ist. Nur wenige, wenn überhaupt jemand, tun sich die 
energieaufwendige Reise in andere Länder an, nur um Elefanten im Zirkus zu sehen. Und auch die 
Medien haben ihre Berichterstattung auffallend geändert. Seit dem Verbot von Wildtierzirkussen 
gewinnt man den Eindruck, als ob Wildtiere in Zirkussen schon immer in der gesamten Gesellschaft 
als Tierquälerei angesehen worden wären. Ein bis zwei Generationen später - die Kinder werden in 
einer Gesellschaft sozialisiert, in der die Präsentation von Wildtieren im Zirkus einer tierschutz- 
feindlichen Vergangenheit angehört - werden Wildtierzirkusse bereits undenkbar geworden sein. 
Die konfrontative Kampagne veränderte das System, und das veränderte System ändert das 
Verhalten aller und macht letztlich die Einstellungsänderung zum Teil des kulturellen Erbes. 


Als weiteres Beispiel muss an dieser Stelle das Verbot der Legebatterien genannt werden. Im Jahr 
2004 waren, wie gesagt, bereits 86 Prozent der Bevölkerung für ein Legebatterieverbot. Eine große 
Mehrheit der Bevölkerung wollte dieses Verbot, auch wenn ihr Verhalten dem nicht entsprach. 
Immerhin stammten ja noch 80 Prozent der verkauften Eier aus Legebatterien. Die 
Tierschutzbewegung setzte daraufhin eine sehr konfrontative Kampagne in Gang und erreichte 
gegen ungeheure Widerstände der Tierfabriksindustrie mit ihrem undemokratischen Einfluss auf 
eine der damaligen Regierungsparteien 2005 ein Verbot, das dann 2009 in Kraft trat. Gleichzeitig 
wurde gegen jene Supermärkte eine Kampagne gestartet, die zunächst gar keine Alternativeier 
anboten und später vom Verkauf von Käfigeiern nicht Abstand nehmen wollten. Auch hier war die 
Tierschutzbewegung letztlich erfolgreich, und 2007 gaben alle Supermärkte unisono bekannt, keine 
Käfigeier mehr zu verkaufen. Damit war 


die Systemänderung vollzogen. Heute kaufen praktisch hundert Prozent aller Menschen in 
Österreich keine Käfigeier mehr. Zuerst wurde also eine Einstellungsänderung der Mehrheit der 
Bevölkerung erreicht. Und dann konnte mit Hilfe der Unterstützung dieser Mehrheit eine 
konfrontative Kampagne den Interessenkonflikt für sich entscheiden, sodass das System umgestellt 
wurde. Die Verhaltensänderung aller war die Folge. 


Es lassen sich noch weitere Beispiele anführen. Eines sticht dabei besonders ins Auge: der Konflikt 
um den Singvogelfang im oberösterreichischen Salzkammergut. Bei Erhebung des Tierschutzes von 
einer Landessache zu einer Angelegenheit des Bundes im Jahr 2005 wurden die 
Tierquälereiparagraphen der Länder zu einem Bundesgesetz vereinheitlicht. Dabei wurde 
versehentlich, d. h. ohne es gezielt zu wollen oder überhaupt zu bemerken, auch der Singvogelfang 
im oberösterreichischen Salzkammergut, für den es im Landesgesetz immer Ausnahmen gab, 
verboten. Der oberösterreichische Landeshauptmann intervenierte und wollte die für Tierschutz 
zuständige Gesundheitsministerin dazu bringen, im Bundesgesetz eine Ausnahmeregelung 
einzuführen. Im Land Oberösterreich haben die Singvogelfänger eine große Hausmacht. Sie sind 
vor allem in ihrer Region in der Lage, durch Aufbrechen von Konflikten alle Parteien das Fürchten 
zu lehren. Entsprechend reagieren die Landesparteien sehr sensibel und versuchen es den 
Singvogelfängern recht zu machen. Umgekehrt ist die Tierschutzbewegung auf der oberös- 
terreichischen Landesebene im Vergleich dazu schwach. 


So wurde der Landeshauptmann von Oberösterreich dazu gebracht, im Bundesministerium zu 
intervenieren. Das Bundesministerium spürte den Druck der Singvogelfänger viel weniger, ist aber 
wiederum der vollen Kraft der Tierschutzbewegung stärker ausgeliefert. Und die österreichweite 
Öffentlichkeit hat für den Singvogelfang kein Verständnis und sympathisiert daher in dieser Frage 
mit dem Tierschutz. Durch eine sehr konfrontative Kampagne, bei der monatelang täglich vor dem 


Büro der Ministerin demonstriert und jede ihrer Veranstaltungen gestört wurde, entstand ein so 
großer politischer Druck, dass die Aus 


nahmeregelung nicht realisiert wurde. Umgekehrt wiederum lag der Vollzug des Verbots in der 
Hand der Landesbehörden, auf die die Singvogelfänger wiederum einen viel größeren Druck 
ausüben konnten als die Tierschutzbewegung. In der Folge blieb zwar das Verbot bestehen, es 
wurde aber nicht exekutiert. Wir sehen: Ausschließlich der politische Konflikt in der Gesellschaft 
zwischen Tierschutz und Tiernutzung bestimmt die Tierschutzgesetzgebung und ihren Vollzug, d. h. 
die gesellschaftliche Praxis. Diejenige Seite, die mehr Druck erzeugen kann, setzt sich durch. 
Daraus entsteht eine gesellschaftliche Realität, die den Umgang mit den Tieren in der Gesellschaft 
bestimmt. Die Einstellung selbst der Mehrheit der Bevölkerung ist dahingegen sekundär. Auch eine 
große Mehrheit für ein Legebatterieverbot bedeutete weder automatisch, dass Legebatterien 
gesetzlich verboten wurden, noch, dass kaum jemand mehr Käfigeier kaufte. Erst die durch 
politischen Druck erzeugte Systemänderung hat diese gesellschaftliche Verhaltensänderung mit sich 
gebracht. 


Versuchen wir das durch ein Gleichnis zu veranschaulichen: Nehmen wir an, in Holland soll ein 
Teil des Wattmeers trockengelegt werden, um das Areal bewohnbar zu machen. Im Moment ist es 
vom Meer umspült. Das Überzeugen einzelner Personen, ihr Verhalten zu ändern, wäre hier damit 
vergleichbar zu versuchen, mit dem Löffel das Meer auszulöffeln. Ja, mit jedem Löffel geht ein 
bisschen Wasser aus dem Areal hinaus, individuell verändert sich etwas. Aber das Meer ist viel 
größer, die Wasserbewegung über die Arealgrenze unvergleichlich umfangreicher und der Löffel 
lächerlich klein, und so gibt es zwar individuelle Tropfen, die auf diese Weise aus dem Meer hin- 
auskommen, aber im Großen, quasi politisch gesehen, hat sich nichts verändert. Niemals könnten 
genügend Leute gleichzeitig löffeln, um genug Wasser aus dem Areal zu bekommen, sodass es 
trocken und bewohnbar wird. 


Eine Systemänderung entspricht jetzt der Idee, mit einem Bagger hineinzufahren und einen Damm 
zu bauen. Wenn der Damm steht, hat sich eigentlich nichts geändert. Das Wasser im jetzt vom Meer 
abgeschnittenen Areal ist noch immer da und 


ist noch immer dasselbe. Aber wir haben das System geändert. In diesem Fall ist das Wasser nicht 
mehr mit dem offenen Meer verbunden. Was jetzt passiert, ist, dass das Areal langsam austrocknet. 
Das abgesperrte Wasser verdunstet. Irgendwann ist das Areal trocken und wir können es bewohnen, 
und zwar ohne dass wir einzelne Tropfen entfernen mussten. Wir haben einfach das System 
geändert, aber nicht den individuellen Tropfen. Nach der Systemänderung mussten wir nur warten. 
Die Zeit arbeitete für uns, und letztlich waren wir zu hundert Prozent erfolgreich! 


Systemänderungen müssen jedoch immer in kleinen Schritten vollzogen werden, um nicht die 
Stabilität des Systems zu gefährden. Jede Änderung des Systems bringt Unsicherheit mit sich. 
Niemand hat genügend Wissen von der gesellschaftlichen Dynamik, um genau vorhersagen zu 
können, was bei dieser oder jener Änderung passieren wird. Wer zu große Änderungsschritte in 
Angriff nimmt, riskiert nicht nur, an der Praxis der Umsetzung zu scheitern, sondern auch, die 
Sympathie und Zustimmung der Öffentlichkeit zu verlieren. Für politische Aktivistinnen bedeutet 
das eine Politik der kleinen Schritte. Reformen müssen kontrolliert und vorhersagbar erfolgen. Na- 
türlich darf dabei die Schrittweite nicht derart verkümmern, dass sich gar nichts mehr bewegt. Eine 
Reform muss ein echter Fortschritt sein, es muss zu einer merkbaren Änderung kommen. 
Gleichzeitig ist es aber wichtig, die Alternativen zuerst im Kiemen zu etablieren. Es muss genügend 
Wissen und Erfahrung da sein, um mit Bestimmtheit sagen zu können, wie die Alternative im 
Großen funktioniert. Welche Systemänderung durch eine konfrontative Kampagne durchgesetzt 
wird, sollte eine rein pragmatische Entscheidung sein, die sich ausschließlich am Machbaren 
orientiert. 


Das Verbot von Legebatterien ist ein gutes Beispiel dafür. Der Tierschutz hat im Vorfeld eine 
Kontrollstelle für artgemäße Nutztierhaltung eingeführt, die in vertrauenswürdiger Weise si- 
cherstellen konnte, dass als Alternativeier verkaufte Eier auch wirklich aus einer Alternativhaltung 


stammen. Dadurch konnten sich Alternativeier als Nischenprodukte etablieren. Dabei 


wurden unschätzbare Erfahrungen mit der Eierproduktion in Alternativhaltung gemacht, die die 
Umsetzung im Großen ermöglichten. Ein eigenes, vom Tierschutz finanziertes, wissenschaftliches 
Projekt konnte jene Haltungsparameter isolieren, die für Kannibalismus und Federpicken in den 
Alternativhaltungen verantwortlich waren (siehe S. 62). Mit diesem Wissen war man gerüstet, eine 
echte tierfreundliche Alternative, beispielsweise ohne SchnabelkUrzen, flächendeckend umsetzen 
zu können. Mit dieser Gewissheit im Rücken konnte die konfrontative Kampagne rollen, ohne das 
Sicherheitsempfinden der Menschen und die Stabilität des Systems zu gefährden. 


3.4 Zusammenfassung 


Menschen sind weder böse noch gut, sie sind anpassungsfähig. Sie passen sich an ihre Umgebung 
an, d. h. an das System, nach dem ihre Gesellschaft funktioniert, weil sie viel eher soziale als 
rationale Wesen sind. Das System wird durch die Gesetze, aber auch durch die gesellschaftlichen 
Erwartungen und durch das Angebot von Waren und Dienstleistungen bestimmt. Das Verhalten der 
einzelnen Menschen ist durch dieses System bestimmt. Selbst wenn sich die Einstellung eines 
Menschen ändert, ist die entsprechende Verhaltensänderung, wenn sie nicht systemangepasst ist, so 
energieaufwendig, dass die meisten Menschen sie nicht lange durchhalten. Für eine nachhaltige 
Änderung der Gesellschaft ist daher eine Systemänderung das vorrangigste Ziel. Wie das System 
konkret aussieht, ist durch den freien Interessenkonflikt in der Demokratie bestimmt. Da 
Einzelpersonen oder Firmen zuweilen einen undemokratischen Einfluss auf die Interessenkonflikte 
nehmen, während Randgruppen fast überhaupt keinen Einfluss haben, ist das System oft ungerecht 
und dem Gemeinwohl nicht zuträglich. Der außerparlamentarische politische Widerstand richtet 
sich also gegen ein schlechtes System, nicht gegen schlechte Menschen. Dadurch kann auch 
vermieden werden, in den politischen Gegnerinnen Feinde zu sehen. Denn ein Feindbild verhindert, 
dass der politische Konflikt mit Respekt und anschließender 


Versöhnung geführt wird. Das Ziel der politischen Kampagne ist eine Systemänderung, die die 
Lebensqualität aller verbessert. In dem geänderten System passen sich die Menschen in ihrem 
Verhalten den neuen Gegebenheiten an. Spätestens ein bis zwei Generationen später ist das neue 
System Teil des traditionellen Erbes. Wenn es so ist, war der Widerstand erfolgreich. 


4 Konfrontative Kampagnen 


4.1 Konfrontative versus positive Kampagnen 


Das wesentliche Bestimmungsmerkmal einer Demokratie ist die Ermöglichung einer freien 
Austragung von Interessenkonflikten. Zu allen Fragen des täglichen Lebens gibt es in einer 
Gesellschaft verschiedene Meinungen und Interessen. In der Idealvorstellung sollte sich im freien 
Spiel dieser Kräfte ein Gleichgewicht einstellen, das einen gangbaren Kompromiss für alle 
Betroffenen darstellt. Wird ein Interesse zwar von sehr vielen Personen getragen, ist aber nur 
schwach ausgeprägt, so kann es von einem Gegeninteresse, das nur eine Minderheit teilt, aber für 
diese Minderheit vital ist, Kompensiert werden. Diese Kompensation geschieht dadurch, dass sich 


diese Minderheit verstärkt in den Interessenkonflikt einbringt. Die Intensität und Vehemenz, mit der 
eine Konfliktpartei ihr Interesse vertritt, ist neben der Anzahl der beteiligten Personen auch ein 
Kriterium dafür, welches Gleichgewicht sich zuletzt einstellt. Natürlich sollte auch die rationale 
Qualität der Argumente, mit denen für oder gegen die jeweiligen Positionen gestritten wird, ein 
Kriterium sein. In der politischen Praxis dienen derartige Argumente eher dafür, die Sympathie und 
das Verständnis von Außenstehenden für die eigene Position zu finden, als die politischen 
Gegnerinnen zu überzeugen. In vielen der Interessenkonflikte in einer Demokratie ist nämlich die 
Mehrheit eigentlich unberührt und spielt quasi die Rolle der Richterinnen, um die geworben wird. 
Diejenige Konfliktpartei, der es besser gelingt, die Mehrheit auf ihre Seite zu ziehen, hat mehr 
Potential, den Konflikt auszuweiten. Die Regierung, die sich zumindest theoretisch zwischen den 
Konfliktparteien befindet und deren eigentliches Interesse darin besteht, in der Frage des 
vorliegenden Interessenkonflikts möglichst wieder Ruhe einkehren zu lassen, wird sich letztendlich 
tendenziell für jene Seite entscheiden, die mehr Konfliktpotential hat und die die Sympathie der 
Öffentlichkeit genießt. 


Konflikte an sich müssen nicht negativ sein. Erst aus Konflikten in der Gesellschaft ergibt sich ihre 
Dynamik und ihr Potential zur Weiterentwicklung. Als notwendige Voraussetzung dafür müssen 
diese Konflikte konstruktiv verlaufen. Das bedeutet im Wesentlichen, dass sie auf der diskursiven 
Ebene bleiben. D. h., keine der beteiligten Konfliktparteien darf unter direkten physischen oder 
psychischen Druck gesetzt werden, sodass sie die eigene Position nicht mehr mit der gewünschten 
Vehemenz vertreten kann. Das freie Spiel der Kräfte im Interessenkonflikt ist eben nur frei, wenn es 
gesicherte Grundrechte auf Meinungsfreiheit und auf alle Ausdrucksmittel des Protests wie z. B. 
Demonstrationsmöglichkeiten gibt, mit denen diese Meinung verbreitet werden kann. Die 
Konfliktparteien müssen sich gegenseitig genügend Respekt entgegenbringen, um wechselseitig 
ihre Agitation zuzulassen. Der Konflikt sollte, wenn er konstruktiv war, nach seiner Lösung wieder 
zur Versöhnung führen. 


Dieses Ideal des freien Spiels der Kräfte ist freilich anfällig dafür, durch Machteinflüsse unterlaufen 
zu werden. Wirtschaftlich und finanziell Mächtige oder Personen mit direktem Kontakt zu 
mächtigen Kreisen können das freie Spiel unterlaufen und die Regierung direkt zu ihren Gunsten 
beeinflussen. In der Praxis ist das eigentlich die Norm. Dann spiegelt der Status quo des 
gesellschaftlichen Systems nicht mehr das Resultat eines freien Spiels der Kräfte der verschiedenen 
Interessenparteien wider, sondern nur mehr die vorherrschenden Machtverhältnisse. Es kommt 
daher zu Ungerechtigkeiten, und die Balance der Interessen, um das Gemeinwohl zu maximieren 
und die Lebensqualität aller Beteiligten sicherzustellen, ist nicht gegeben. 


An dieser Stelle setzt der politische Aktivismus an. Er stellt sich den undemokratischen 
Machteinflüssen entgegen und versucht, durch gezielte Kampagnen die Ungerechtigkeiten 
auszugleichen. 


Eine alte Regel der politischen Praxis lautet, dass Mächtige ihre Macht niemals freiwillig aufgeben, 
auch durch die überzeugendsten Argumente nicht. Die undemokratischen Machteinflüsse verlangen 
also nach einer konfrontativen Kampagne, die durch öffentlichen Druck diese Einflüsse 
zurückdrängt. Vielen politisch engagierten Personen widerstrebt diese Ansicht. 


Sie wollen zwar politische Verantwortung übernehmen, würden aber viel lieber auf das freundliche 
Überreden statt auf Konfrontation setzen. Man nennt so etwas eine positive Kampagne statt einer 
konfrontativen. Eine positive Kampagne hebt nur das positive Ziel hervor. Sie kritisiert nicht und 
richtet sich nicht gegen etwas Negatives. Sie schürt damit keine Konflikte, sondern bietet eine 
Alternative. Sie wird also auch von den politischen Gegnerinnen im Interessenkonflikt als positiv 
und angenehm wahrgenommen. 


Die politische Praxis zeigt jedoch, dass positive Kampagnen zwar in der Öffentlichkeit sympathisch 
wirken - und damit für NGOs Spenderinnen bringen -, aber nicht das Potential haben, echte 
Änderungen im System zu bewirken. Die Gründe dafür wurden in Kapitel 3 angeführt. Ohne 
politischen Konflikt gibt es für die Mächtigen keinen Grund, etwas von ihren Vorteilen abzugeben, 


und es gibt keinen Grund für die Regierung, schlichtend einzuschreiten und eine Entscheidung zur 
Konfliktlösung zu treffen. Im Gegenteil, will man eine konkrete Systemänderung erreichen, dann 
muss man den politischen Konflikt möglichst eskalieren lassen - natürlich ohne dabei den Respekt 
vor dem Gegenüber zu verlieren. 


Für den Erfolg einer konfrontativen Kampagne sind die Sympathie und das Verständnis der 
Öffentlichkeit zentral. Die Fähigkeit einer Konfliktpartei, den Konflikt auszuweiten, besteht gerade 
darin, die bis dahin unbeteiligte Mehrheit in Bewegung zu setzen. Die Öffentlichkeit soll die 
Ungerechtigkeit erkennen und mit immer größerer Ungeduld von der Regierung fordern, diese 
abzustellen. Diese wachsende Ungeduld bedingt die Eskalation des Konflikts. Je stärker die 
Öffentlichkeit in dieser Frage entrüstet ist, desto radikalere Aktionsformen kann sich die 
entsprechende Konfliktpartei im Interessenkonflikt leisten, ohne die Sympathie der Öffentlichkeit 
zu verlieren. Auch radikale und sogar gesetzwidrige Aktionsformen können demokratiepolitisch 
legitim sein, wie im nächsten Kapitel ausgeführt wird, wenn sie die Grundsätze der Demokratie 
nicht missachten. Sie können aber die Öffentlichkeit gegen die 


Konfliktpartei aufbringen, wenn die Öffentlichkeit kein Verständnis für das Anliegen und für die 
Vehemenz hat, mit der es vorgebracht wird. Eine gut geführte konfrontative Kampagne mobilisiert 
also die öffentliche Meinung bei gleichzeitiger allmählicher Eskalation der Aktionsformen, die sich 
gegenseitig bedingen, ohne dabei die Dialogbereitschaft mit den politischen Gegnerinnen zu 
verlieren und ohne deren Rückzug ohne Gesichtsverlust zu verhindern. 


4.2 Die Vorarbeit für konfrontative Kampagnen 


Konfrontative Kampagnen lassen sich nicht aus dem Nichts heraus führen. Sie bedürfen immenser 
Vorarbeit. Zunächst ist eine vorliegende Ungerechtigkeit zu identifizieren. Zu dieser 
Ungerechtigkeit müssen nun alle erhältlichen Fakten gesammelt werden. Alle Umstände müssen 
recherchiert und dokumentiert werden. Nehmen wir z. B. die Kampagne gegen die Haltung von 
Wildtieren in Zirkussen. Als Grundlagenrecherche wurde dafür eine Bestandsaufnahme aller in 
österreichischen Zirkussen lebenden Wildtiere gemacht. Zusätzlich wurden alle Fakten darüber 
zusammengetragen, worunter diese Tiere insbesondere im Gegensatz zu Haustieren leiden, wie z. B. 
unter den Mitteln der Dressur, den Transporten von Ort zu Ort, der engen Haltung, der Nähe zu 
Fressfeinden et cetera. Wissenschaftliche Literatur, die die einzelnen Missstände objektiviert, ist 
dabei von großem Vorteil. 


Als nächster Schritt muss eine machbare Alternative ausgearbeitet werden. Nicht jene 
Ungerechtigkeit, die einen am meisten entsetzt, sondern jene, die die einfachste Alternative hat, ist 
das dankbarste Kampagnenziel. In der Auswahl des Kampagnenziels zeigt sich wieder der 
Unterschied zwischen Ethik und Politik. Ein Missstand, der der eigenen Ethik am meisten 
widerspricht, ist nicht unbedingt ein gutes Kampagnenziel. Die Politik erfordert, dass die Auswahl 
des Zieles nach rein pragmatischen Gesichtspunkten passiert: Gibt es eine machbare Alternative und 
ist es möglich, in dieser Frage die Öffentlichkeit zu mobilisieren? Beides ist für erfolgreiche 
Kampagnen unbedingt erforderlich. Eine gute Alternative lässt sich ohne öffentlichen Druck nicht 
umsetzen. Und der größte Druck verpufft, wenn es einfach keine machbare Alternative gibt. 
Meinem persönlichen Eindruck nach ist es dieser Aspekt, der zum Scheitern der Chicago- 
Kampagne von Martin Luther King geführt hat. Die vorherigen sieben Kampagnen von King hatten 
alle offensichtliche und leicht realisierbare Alternativen, wie z. B. die Sitzordnung in den 
segregierten Bussen in Montgomery. Aus der Erfahrung, dass er in die Machbarkeit von 
Alternativen in seinen ersten Kampagnen nicht sehr viel Zeit investieren musste, schloss King 
offenbar, dass dieser Teil der Kampagnenvorbereitung nicht so wichtig sei. In seiner Beschreibung, 
wie konfrontative Kampagnen ablaufen sollten, kommt daher die Ausarbeitung einer realen 
Alternative gar nicht vor. In der Kampagne in Chicago ging es aber um die Auflösung von Slums. 
Und dafür wäre es sehr wohl nötig gewesen, zuerst Alternativen zu entwickeln. Auch noch so 
großer öffentlicher Druck kann den Konflikt nicht lösen, wenn keine Alternative greifbar ist. 


Deshalb scheiterte diese Kampagne. 


Zuweilen ist es daher für soziale Bewegungen notwendig, in die Erarbeitung von Alternativen viel 
Zeit und Energie zu investieren. Für die Umweltschutz- und die Tierschutzbewegung ist das 
offensichtlich. Bei der Legebatteriekampagne wurden daher sowohl Möglichkeiten entwickelt, Eier 
bei der Herstellung von Produkten zu ersetzen, als auch und vor allem, Boden- und 
Freilandhaltungen in kommerziellem Stil durchzuführen. Und das war gar nicht so leicht, wie sich 
herausgestellt hat. Bei einer gewissen Gruppengröße und einer Haltungsdichte, die aber zunächst 
noch für die kommerzielle Produktion von Eiern in der erforderlichen Menge notwendig waren, 
besteht die Gefahr von Kannibalismus und Federpicken. Dabei hacken sich die Hennen gegenseitig 
zu Tode. Eine vom Tierschutz bezahlte wissenschaftliche Studie isolierte die Parameter, die für das 
Eintreten dieses Problems ausschlaggebend waren, und eine kommerziell machbare Haltungsform 
konnte sich etablieren. Erst auf Basis dieser machbaren Alternative war es sinnvoll, eine 
konfrontative Kampagne zu beginnen, die großen öffentlichen Druck gegen Legebatterien aufbaute. 
Und tatsächlich konnte letztendlich ein echtes Käfigverbot für Legehennen umgesetzt werden. 


Ein weiterer wichtiger Aspekt vor Beginn einer konfrontativen Kampagne ist die Frage der 
Mobilisierbarkeit von Öffentlichkeit. Auch noch so brutale Ungerechtigkeiten sind nicht abstellbar, 
wenn die Bevölkerung, aus welchen Gründen auch immer, diese Ungerechtigkeiten nicht als solche 
erkennt. Bei manchen sozialen Fragen gibt es ein gut entwickeltes Bewusst- sein in der 
Öffentlichkeit und es ist daher vielleicht kein Problem. In anderen Fällen kann es entscheidend sein. 
Bei Letzteren ist es die Aufgabe der entsprechenden sozialen Bewegung, zuerst für die 
entsprechenden Probleme eine Sensibilität in der Bevölkerung zu schaffen. Deshalb ist, trotz aller 
Notwendigkeit konfrontativer Kampagnen, die Aufklärungsarbeit jener Bereich, der gut 90 Prozent 
der politischen Arbeit einer sozialen Bewegung ausmacht. Die Tierschutzbewegung investiert die 
meiste Zeit in Informationsveranstaltungen, Tierschutzunterricht an Schulen und Medienberichte 
über Missstände, die alle zur Sensibilität der Bevölkerung gegenüber Tierleid beitragen. Gerade 
dort, wo alteingesessene Traditionen große Ungerechtigkeiten und großes Leid verursachen, ist 
breite Aufklärung vor Beginn jeder konfrontativen Kampagne unbedingt notwendig. 


Ist ein konkreter Missstand belegt, eine machbare Alternative erarbeitet und die Bevölkerung 
grundsätzlich sensibilisiert, dann sollten die politischen Aktivistinnen an die politisch 
Verantwortlichen herantreten und verhandeln. In der politischen Praxis sind Regierungen im 
Normalfall bezüglich Missständen, deren Bekämpfung noch keinerlei öffentliche Unterstützung 
genießt, unansprechbar. Ohne Konflikt in der Gesellschaft wird kein Problem gesehen, und wo kein 
Problem ist, bedarf es auch keiner Lösung. Allein schon aus diesem Grund ist die kontinuierliche 
Bereitschaft der Kampagnenorganisation, gesprächsbereit zu bleiben und laufend Gespräche 
anzubieten, unumgänglich. Erst der öffentliche Druck einer konfrontativen Kampagne bringt die 
politisch Verantwortlichen an den Verhandlungstisch. 


Gewisse politische Konstellationen können dazu führen, dass Kampagnenziele schon in dieser 
Phase Unterstützung z. B. aus dem Parlament oder von anderen Interessenverbänden bekommen. 
Manchmal ist die parlamentarische Opposition dazu bereit, das Kampagnenziel mitzutragen. Für 
eine Kampagne gegen Legebatterien kann man z. B. vielleicht auch die Bioverbände gewinnen. Die 
organisierende Gruppe hinter der Kampagne sollte versuchen, eine möglichst breite Koalition von 
Gruppen und Verbänden dazu zu bewegen, die Kampagne jedenfalls in der Öffentlichkeit zu 
unterstützen. Für die Umsetzung eines ganz konkreten politischen Ziels ist es am effektivsten, wenn 
man auch gegenüber Gruppierungen, mit denen man sonst nicht viel zu tun hat, Berührungsängste 
verliert. 


Auf der anderen Seite kristallisieren sich bei den anfänglichen Verhandlungen oft auch jene 
Gruppierungen heraus, in deren ureigentlichem Interesse es liegt, das Erreichen des Kam- 
pagnenziels zu verhindern. Die politischen Gegnerinnen werden gezwungen, ihr Gesicht zu zeigen 
und Farbe zu bekennen. Ein zentraler Teil konfrontativer Kampagnen ist es, nicht nur auf den 
Missstand hinzuweisen, sondern auch auf diejenigen, die die Beseitigung des Missstands 


verhindern. Ziel ist es, die Öffentlichkeit dazu zu bringen, fiir diese Verhinderer immer weniger 
Verständnis und Geduld zu zeigen. Der so aufgebaute öffentliche Druck soll diese Gruppierungen 
letztlich zum Nachgeben bewegen. Die politischen Gegnerinnen sollten daher eine möglichst kleine 
und isolierbare Gruppe bilden, die sich abgrenzt und sich deutlich öffentlich als Gegnerin darstellen 
lässt. Bevor wir also die konfrontative Kampagne gegen einen spezifischen Missstand wirklich 
beginnen, brauchen wir 


-faktische Belege für den Missstand 

eine machbare Alternative 

edie Sensibilität der Öffentlichkeit für das Thema 
«eine breite Koalition von Verbündeten 


eund eine möglichst isolierte Gegnerschaft. 


4.3 Ablauf konfrontativer Kampagnen 


Bei konfrontativen Kampagnen haben wir es normalerweise mit wesentlich mächtigeren politischen 
Gegnerinnen zu tun, denen nur der öffentliche Druck entgegengehalten werden kann. Es ist nicht 
leicht, einen öffentlichen Druck für Veränderungen auszulösen, die der großen Mehrheit selbst 
keine persönlichen Vorteile bringen. Die meiste Druckarbeit wird also von der betroffenen 
Minderheit oder jenen altruistischen Aktivistinnen, die bereit sind, sich für andere zu engagieren, 
ausgehen müssen. Die Öffentlichkeit soll dann die Ambitionen dieser Aktiven wohlwollend 
unterstützen und immer weniger Verständnis für diejenigen zeigen, die Verursacher des Missstandes 
sind. 


Die konfrontative Kampagne sollte möglichst rasch der Öffentlichkeit bekannt werden. Nur so kann 
sich ein Druck aufzubauen beginnen. Anfangs ist die Bevölkerungsmehrheit in der Regel noch 
neutral, weshalb die Aktionsformen am Beginn der Kampagne noch einen möglichst positiven 
Mainstream- Charakter haben sollten. Die Öffentlichkeit und die politischen Gegnerinnen werden 
freundlich, aber bestimmt auf das Anliegen aufmerksam gemacht. Es sollte klar werden, dass hier 
ein Problem besteht, dass es eine einfache Lösung gäbe und dass die betroffene Minderheit nicht 
bereit ist, von dieser Forderung abzurücken, weil ihr dieses Thema sehr wichtig ist. 


Ab Kampagnenstart darf die Tätigkeit nicht mehr nachlassen, sondern muss, im Gegenteil, immer 
intensiver werden. In vielen konfrontativen Kampagnen werden dafür Dauerdemonstrationen 
verwendet. Finanzstarke Gruppierungen können sich Werbekampagnen leisten, finanzschwache 
soziale Bewegungen müssen das durch Dauerpräsenz vieler idealistischer Aktivistinnen 
ausgleichen. Dauerdemonstrationen erinnern politische Gegnerinnen und die Öffentlichkeit ständig 
daran, dass das Problem noch immer da ist, dass es nicht einfach weggehen wird und dass nur dann 
Ruhe einkehren kann, wenn es eine Lösung gibt. Der demokratische Interessenkonflikt ist damit 
eröffnet. 


Die andauernde Kampagnentätigkeit sollte möglichst viele Menschen und Organisationen 
umfassen, weil dadurch deutlich 


wird, dass breite Teile zumindest der kritischen Zivilgesellschaft die Situation als Problem ansehen. 
Solange die politischen Gegnerinnen den Konflikt von der Mehrheit oder einer signifikanten 
Minderheit isolieren können, wird er nicht eskalieren. Er sollte alle Schichten der Bevölkerung und 
am besten auch geographisch alle Teile des Landes umfassen. Die Teilnehmerinnen wiederum 


müssen deutlich machen, dass in ihrem Leben momentan dieser Konflikt Priorität hat. Je deutlicher 
das passiert, desto kürzer wird der Konflikt dauern. 


Die Motivation der Aktivistinnen ist in dieser Phase des zermürbenden, dauerhaften Weitertragens 
des Themas der entscheidende Faktor. Nur wenn genügend Menschen in der Problemlösung einen 
wirklichen Fortschritt sehen, der ihnen sehr wichtig ist, werden sie diese Motivation aufbringen. 
Nur wenn sie auch wirklich die Überzeugung haben, diesen Konflikt erfolgreich zu Ende bringen zu 
können, werden sie die notwendige Konsequenz aufbringen, so lange bei der Sache zu bleiben. 


Doch jede gleichbleibende Daueraktivität verliert an Attraktivität und Aufmerksamkeit. Die 
politischen Gegnerinnen stellen sich darauf ein, die Öffentlichkeit gewöhnt sich daran. Die 
Kampagne muss daher zunehmend eskalieren. Wenn die Öffentlichkeit grundsätzlich mit dem 
Anliegen sympathisiert, wird sie von den Verantwortlichen erwarten, dass sie den Konflikt lösen. 
Wenn diese das nicht tun, wird sie ein Verständnis dafür aufbringen, dass die Betroffenen noch 
vehementer ihren Standpunkt vorbringen. Je vehementer die Beseitigung der Missstände von der 
Kampagne gefordert wird und je länger der Konflikt ohne Reaktion der Verantwortlichen dauert, 
desto größer werden Unverständnis und Ungeduld der Öffentlichkeit. Das ist die 
Eskalationsschraube. 


Um die Eskalation voranzutreiben, müssen die Aktivitäten der Kampagne variieren. Den Medien 
müssen immer neue Storys geboten werden, um den Konflikt am Kochen zu halten. Das können 
neue Blickwinkel auf dasselbe Problem sein oder sich aus dem Konflikt ergebende Neuigkeiten, 
oder es werden spektakuläre Aktionen gesetzt, die durch ihren ungewöhnlichen Ablauf 


die Aufmerksamkeit der Medien wecken. Die Radikalität der Aktionsformen muss stetig steigen, 
insbesondere dann, wenn die Medienaufmerksamkeit nachlässt. Radikal ist allerdings heutzutage 
ein Unwort geworden. Es hat einen negativen Charakter bekommen. Gemeint ist hier die 
zunehmende Abweichung vom Mainstream, also vom Verhalten, das die Durchschnittsbürgerinnen 
zeigen, zu immer mehr Vehemenz und Dringlichkeit. In der höchsten Eskalationsstufe kommt es 
dann zu Besetzungen, Blockaden und Aktionen des zivilen Ungehorsams. 


Die Kunst, erfolgreiche konfrontative Kampagnen zu führen, besteht darin, ein Gespür für den 
Tipping Point zu entwickeln, bis zu dem die Aktionsformen unter den gegebenen Umständen gehen 
können, um maximal Druck zu produzieren, ohne aber die Sympathie der Bevölkerung kippen zu 
lassen. Deshalb muss die Eskalation schleichend und kontinuierlich erfolgen. Und es muss größtes 
Augenmerk darauf gelegt werden, dass die Bevölkerung für einen weiteren Eskalationsschritt Ver- 
ständnis haben wird, bevor man ihn setzt. Die politischen Gegnerinnen werden jede Eskalation 
nutzen, um Stimmung gegen die Kampagne zu machen und sie als radikal, militant und extrem zu 
verunglimpfen. So soll versucht werden, die Kampagne über den Tipping Point hinauszuschieben 
und die Bevölkerung gegen die Organisatorinnen als Ruhestöreiinnen und ewige Nörglerinnen - 
beliebt ist die Phrase „Berufsdemonstrierer" - aufzubringen. 


Eine erfolgreiche konfrontative Kampagne behält trotz Eskalation die Sympathie der Öffentlichkeit 
und bringt dadurch die politisch Verantwortlichen unter immer mehr Druck und letztlich an den 
Verhandlungstisch. Idealerweise ist die Alternative tatsächlich machbar und wird umgesetzt. Es 
kommt zur Versöhnung, das gesellschaftliche System ist abgeändert und der normale Alltag kehrt 
wieder ein. Die Menschen gewöhnen sich langsam an die veränderte Situation, bis sie zur Routine 
wird, und über die nächsten Generationen hinweg empfindet man die Veränderung, als ob sie 
„schon immer" da gewesen wäre. Sie wird zur Tradition. 


4.4 Konfrontative Kampagnen verlangen eine Sicherheitskultur 


Solange eine soziale Bewegung nur Aufklärungsarbeit und positive Kampagnen macht, ist das 
Konfliktpotential minimal. Es gibt keine politischen Gegnerinnen. Aber letztendlich gibt es auch 
keine bleibenden Änderungen. Das System bleibt unangetastet. Die konfrontative Kampagne greift 
dagegen direkt das System an. Diejenigen, die vom Status quo profitieren und ihn vielleicht durch 
undemokratischen Machteinfluss errichtet haben, sehen ihren Vorteil in Gefahr. Konfrontative 
Kampagnen richten sich immer auch gegen eine etablierte Machtstruktur. Die im Rahmen derartiger 
Kampagnen Aktiven sind daher in gewisser Weise gefährdet und bedürfen eines Schutzes. Für 
konfrontative Kampagnen muss sich entsprechend eine Sicherheitskultur entwickeln, auch wenn 
sich die Aktivitäten völlig im demokratiepolitisch legitimen Rahmen bewegen. 


Konkret verlangen folgende Aspekte einen Schutz durch Anonymität und durch Vorsicht bei der 
Übermittlung von Informationen, also bei der Kommunikation: 


«Die Identität von Informantinnen: Viele Aktionen lassen sich nur durchfuhren, wenn interne 
Informationen aus der Institution vorliegen, gegen die diese Aktion durchgeführt werden soll. 
Zusätzlich sind Hinweise zur richtigen Zeit oder die Übermittlung von Beweismaterial für eine kon- 
frontative Kampagne gegen die Institution von großem Vorteil. Wie alle Journalistinnen, die 
Aufdeckungsarbeit machen, bestätigen werden, sind Informantinnen unerläss- lich, sie werden sich 
aber nur bereitfinden, Informationen weiterzugeben, wenn ihre Anonymität garantiert werden kann. 
Die Pressefreiheit schützt auch Informantinnen. 


«Die Identität von Aktivistinnen: Die Organisatorinnen einer konfrontativen Kampagne müssen 
natürlich öffentlich auftreten und für ihre Sache einstehen. Sie müssen daher auch den Mut haben, 
mit ihrem Namen für die Kampagne einzutreten. Viele Aktivistinnen arbeiten aber möglicherweise 
in Berufen, in denen politische Arbeit verpönt ist. In einem Fall wollte eine Tierschutzaktivistin z. 
B. bei der Polizei zu arbeiten beginnen, beim Bewerbungsgespräch wurde ihr aber gesagt, dass das 
nicht gehe, weil sie bereits auf 18 Demonstrationen für Tierschutz beobachtet worden sei. Für die 
Sicherheit der Aktivistinnen ist daher auch eine gewisse Anonymität von Vorteil. 


Die Vorbereitung von Aktionen: Einige Aktionsformen wie Blockaden, Besetzungen oder offene 
Befreiungen sind gesetzwidrig. Es ist viel Planungsarbeit notwendig, um sie durchzuführen. Wenn 
diese Planungsarbeit und die Kommunikation dabei von den Behörden mitverfolgt werden, dann 
kann die Aktion nicht mehr stattfinden. Die Behörde hat ja die Aufgabe, gesetzwidrige Aktionen zu 
verhindern. Entsprechend ist es notwendig, Planung und Durchfuhrung derartiger gesetzwidriger 
Aktionen mit einer gewissen Konspirativität zu behandeln. 


Die Durchführung von Recherchen: Im Vorfeld von konfrontativen Kampagnen ist die Recherche 
des Missstandes und seiner Umstände zentral. Manchmal sind solche Recherchen ohne 
Gesetzesbruch nicht möglich. Zum Beispiel muss für eine Kampagne gegen Legebatterien 
undercover Filmmaterial von Legebatterien erstellt werden. Dafür muss man entweder durch 
Vorspiegelung falscher Tatsachen die Legebatterie offiziell besuchen oder die Legebatterie heimlich 
des Nachts betreten. Wenn die Behörde die Identität derjenigen Personen, die Recherchen machen, 
feststellt oder Informationen zur Planung und Durchführung von Recherchen erhält, kann sie sie 
verhindern. 


Manche Aktionen im Rahmen konfrontativer Kampagnen haben Verwaltungsstrafen und/oder 
Zivilrechtsklagen(Besitzstörung, Unterlassung) zur Folge. Wenn auch die Verhängung von 
Verwaltungsstrafen und die Einbringung von Zivilrechtsklagen an sich nicht undemokratisch sind 
und daher von den Aktivistinnen akzeptiert werden müssen, so gibt es auch keine 
demokratiepolitischen Bedenken dagegen, sich durch juristische oder konspirative Maßnahmen vor 
derartigen Konsequenzen zu schützen. Zum Beispiel kann bei einer Besetzungsaktion die Anzahl 
der Besetzerinnen minimal sein, um die Anzahl der Verwaltungsstrafen in Grenzen zu halten. Zum 


Aufbau der Besetzung könnten aber viel mehr Helferinnen notwendig sein, die jedoch anonym 
bleiben, um einer derartigen Bestrafung zu entgehen. 


Die Praxis der entsprechenden Sicherheitskultur in sozialen Bewegungen besteht in erster Linie 
darin, die Aktivistinnen im Rahmen von Workshops und Vorträgen mit ihren Grundrechten vertraut 
zu machen. Dazu gehört auch das Recht, als beschuldigte Person der Polizei gegenüber keine 
Aussage zu machen und sofort Anwältinnen des Vertrauens zu verlangen. Angesichts der 
zunehmenden Überwachungsmaßnahmen der Polizei ist es aber auch notwendig geworden, alle 
Computer zu verschlüsseln. Dafür existieren bereits sehr gute Programme wie TrueCrypt, die 
kostenlos aus dem Internet heruntergeladen werden können. Aber auch die Kommunikation muss 
geschützt werden. Es empfiehlt sich daher, zusätzlich Verschlüsselungsprogramme wie GPG zu 
installieren, mit denen E-Mails ausgetauscht werden können, ohne dass Dritte mitlesen. Auch und 
insbesondere die telefonische Kommunikation ist anfällig für Überwachungsmaßnahmen. In der 
Szene sozialer Bewegungen werden daher konkrete Aktionen längst nicht mehr übers Telefon 
besprochen oder geplant. Vielleicht ist auch ein Pool anonymer Wertkartenhandys, die nicht 
konkreten Personen zugeordnet werden können, für die Durchführung und Planung von Aktionen 
von Vorteil. 


Leider wird es immer mehr Usus, soziale Bewegungen durch das Einschleusen von verdeckten 
ErmittlerInnen zu unterwandern und zu bespitzeln. Im Jahr 2009 flog ein verdeckter Ermittler in 
Neuseeland auf, der zehn Jahre lang von der Polizei finanziert alle Organisationen, die 
konfrontative Kampagnen durchführten - von Umweltschutz über Tierschutz bis zu Men- 
schenrechten infiltrierte. Er gab sich als Aktivist aus, drang bis tief in die Organisationsebenen vor 
und unterhielt sogar sexuelle Verhältnisse mit insgesamt vier Aktivistinnen. Die Gruppe London 
Greenpeace wurde zeitweilig von Konzernen und der Polizei derart unterwandert, dass bei manchen 
Organisationstreffen in den 1990er Jahren tatsächlich mehr verdeckte ErmittlerInnen, die nichts 
voneinander wussten, als echte Aktivistinnen anwesend waren. 


Gegen dieses Vorgehen gibt es keine unfehlbaren Mittel, um sie zu verhindern, ohne gleichzeitig 
vor lauter Paranoia und Verdächtigungen ineffektiv zu werden. Es wird wohl notwendig sein, hier 
den Weg der Goldenen Mitte zu gehen. Ein gesundes Maß an Misstrauen anderen gegenüber ist 
wohl genauso angebracht, wie es auch notwendig ist, alle willkommen zu heißen, die sich für die 
Sache interessieren und bereit sind, ihre wertvolle Zeit zu opfern. Es ist allerdings sicherlich nicht 
gut, mehr Personen in geplante Aktionen einzuweihen, als für die Durchführung notwendig ist. Und 
zur gelebten Sicherheitskultur gehört auch, Gerüchte und Spekulationen z. B. darüber, wer für die 
Beschaffung dieses oder jenes Filmmaterials verantwortlich gewesen sein mag, nicht zu fordern. 


Diese Sicherheitskultur gibt den konfrontativen Kampagnen leider auch den Anstrich kriminellen 
Verhaltens. Für Personen, die sich nie über die bei konfrontativen Kampagnen auftretenden 
Probleme Gedanken gemacht haben, erscheint ihre Kons- pirativität vielleicht richtiggehend 
verdächtig. Bürgerinnen, die nichts Böses tun, brauchen sich auch nicht zu verstecken, ist die naive 
Ansicht dahinter. Die Ausführungen in diesem und dem nächsten Kapitel stellen aber hoffentlich 
klar, dass Konspirati- vität in diesem Metier wichtig ist und trotzdem keine demokratiepolitischen 
Bedenken über die Legitimität der konfrontativen Kampagnen aufkommen müssen. Vielleicht ist in 
diesem Zusammenhang Angriff die beste Verteidigung, d. h., man sollte die Notwendigkeit von 
konspirativem Verhalten offensiv nach außen kommunizieren und sich nicht damit verstecken. Für 
alle, die sich mit konfrontativen Kampagnen zumindest gedanklich auseinandersetzen, ist eine 
gewisse Sicherheitskultur eine Selbstverständlichkeit. 


4.5 Zusammenfassung 


Um eine Systemänderung zu erreichen, ist das Lostreten eines Interessenkonflikts in der 
Gesellschaft notwendig. Ohne Konflikt gibt es kein Problembewusstsein und daher kein Bedürfnis 
nach Problemlösung und daher keine Veränderung. Positive Kampagnen, die nur das Ziel bewerben 
und aufklären, haben zwar auch ihre Existenzberechtigung, aber zur Beseitigung von Missständen 


reichen sie nicht aus. Mächtige geben ohne einen Konflikt nichts von ihrer Macht ab. Bevor 
konfrontative Kampagnen gegen einen spezifischen Missstand wirklich beginnen, müssen faktische 
Belege für den Missstand gesammelt, eine machbare Alternative erarbeitet, die Sensibilität der 
Öffentlichkeit für das Thema sichergestellt, eine breite Koalition von Verbündeten gefunden und die 
Gegnerschaft möglichst isoliert werden. Im Rahmen der Kampagne wird die Öffentlichkeit dann 
zunehmend vehementer auf den Missstand hingewiesen, und es wird immer drängender deutlich 
gemacht, wer die Beseitigung des Missstandes verhindert. Dabei werden die Aktionsformen der 
Kampagne stetig eskalierend eingesetzt, um den Konflikt auf die Spitze zu treiben. Von zentraler 
Bedeutung ist es bei dieser Eskalation, nicht die Sympathie der Öffentlichkeit zu verlieren. 
Konfrontative Kampagnen fordern aber auch die Mächtigen heraus. Zum Schutz vor Repression ist 
daher eine gewisse Sicherheitskultur unerlässlich, auch wenn das der Kampagnenaktivität einen 
negativen Anstrich gibt. 


5 Aktionsformen im Rahmen kKoNFRONTATIVER KAMPAGNEN 


5.1 Demokratie ist Diskussion 


Die Demokratie ist jene Staatsform, in der die verschiedenen widerstreitenden Interessen 
unterschiedlicher Gruppierungen in eine Diskussion treten, um am Ende einen Kompromiss zu 
erzielen, mit dem alle leben können. Folglich unterliegt zwar vieles in der Demokratie dem 
Mehrheitswillen, aber die Grundrechte auf Meinungsfreiheit und auf die Freiheit, die eigenen 
Argumente bei Versammlungen und Kundgebungen bzw. auch in den Medien zu verbreiten, nicht. 
Ohne Versammlungsund Pressefreiheit sind die Grundvoraussetzungen einer Demokratie, also die 
offene Diskussion, der freie Widerstreit der verschiedenen Interessen und die öffentliche Debatte, 
nicht gegeben. 


Grundsätzlich kann man daher sagen, dass alles, was die offene, öffentliche Diskussion fördert, 
demokratiepolitisch legitim ist, und alles, was die offene, öffentliche Diskussion behindert, 
demokratiefeindlich ist. Die Legalität von Handlungen ist diesbezüglich nur von sekundärer 
Bedeutung, gerade weil Gesetze durchaus die offene, öffentliche Diskussion behindern und damit 
demokratiefeindlich sein können. Gesetze entstehen auch in einer Demokratie nicht unbedingt 
durch den Mehrheitswillen des Wahlvolkes, sondern unter Umständen durch den undemokratischen 
Einfluss mächtiger Interessenverbände. 


Ein gesellschaftlicher Konflikt zwischen Interessen ist in einer Demokratie also der gewünschte 
Normalzustand. Wenn die Entscheidung über den Status quo in einer Gesellschaft ohne jede 
Kontrolle in die Hände einiger weniger gelegt wird, dann werden gewisse Interessen dadurch 
übergangen, und das Gemeinwohl leidet. Die Grundidee der Demokratie ist es also, alle Interessen 
in den Entscheidungsprozess miteinzubeziehen, um sicherzustellen, dass keine Interessen vergessen 
und ignoriert werden. Handelt es sich um die Interessen einer Minderheit gegen die einer Mehrheit, 
dann wird der Kompromiss am Ende des Interessenkonflikts mehr auf Seiten der Mehrheit liegen. 
Betrifft der Konflikt aber grundlegende Interessen einer Minderheit und nur oberflächliche 
Interessen einer Mehrheit, dann wird sich die betroffene Minderheit umso vehementer für ihre 
Interessen einsetzen, und der letztendliche Kompromiss wird mehr zu ihren Gunsten ausfallen. 
Durch den freien Konflikt der Interessen, so die Theorie, soll ein gerechter Kompromiss erreicht 
werden, weil nicht nur die Kopfzahl der betroffenen Personen ausschlaggebend ist, sondern auch 
die Dringlichkeit, mit der sich die verschiedenen Interessengruppen einzusetzen bereit sind, und 
natürlich die Qualität der Argumente, mit denen sie den Rest der Gesellschaft für ihren Standpunkt 
gewinnen wollen. 


Dieser Idealzustand des freien Spiels der Kräfte bedarf eines Systems von Gesetzen und 
Ausdrucksmöglichkeiten von Protest, das nicht gewisse Interessengruppen in ihren Diskussi- 
onsbeiträgen behindert und andere fördert. Eine undemokratische Behinderung könnte z. B. durch 
den beschränkten Zugang zu Information oder durch die Einschränkung von Ausdrucks- 
möglichkeiten gegeben sein, eine undemokratische Förderung durch einseitig agierende Behörden 
oder durch Lobbygruppen mit direktem Zugang zu Machtzentren. Konkrete Beispiele werden in 
den nächsten Abschnitten angeführt. Aus undemokratischen Verhältnissen in einer Gesellschaft, die 
die offene, öffentliche Diskussion behindern, zieht der politische Aktivismus die Rechtfertigung für 
jene Aktionsformen, die im Weiteren diskutiert werden. 


Entscheidend bei der Austragung gesellschaftspolitischer Konflikte in einer Demokratie ist es, dass 
sie konstruktiv bleiben, d. h., dass die Konflikte in einem offenen Schlagabtausch von Argumenten 
und Standpunkten bestehen und nicht in Hass und Feindschaft ausarten. Es ist sicher schwierig, 
Konflikte ohne diese destruktiven Aspekte auszutragen, aber nur im konstruktiven Konflikt kann 
sich die Gesellschaft weiterentwickeln. Und insofern sind solche Konflikte auch wirklich 
notwendig, weil es ohne sie keine Weiterentwicklung geben kann. Der konstruktive Konflikt endet 
zuletzt mit einem Kompromiss, mit dem alle betroffenen Interessenparteien leben können. Da sie 
aber auch weiter miteinander leben müssen, ist es wichtig, dass dieser Konflikt mit Respekt und 
Toleranz den politischen Gegnerinnen gegenüber ausgetragen wird und letztlich in einer 
Versöhnung endet. Diese Aspekte geben daher auch vor, welche Methoden der Konfliktaustragung 
demokratiepolitisch legitim sind. 


5.2 Legalität von politischen Aktionsformen in der Demokratie 


Man könnte zunächst die Auffassung vertreten, dass in einer Demokratie die von der Mehrheit 
beschlossenen Gesetze bereits einen demokratischen Kompromiss darstellen und dass es daher 
grundsätzlich undemokratisch wäre, sich nicht an die Gesetze zu halten. Diese Position hat auch 
tatsächlich etwas für sich, und es bedarf daher einer besonderen Rechtfertigung, Gesetze zu 
übertreten. Aber diese Rechtfertigung lässt sich aus dem tieferliegenden Prinzip der Demokratie 
ableiten. Gesetze können nämlich auf undemokratische Weise zustande gekommen sein, wobei die 
freie Diskussion und damit die Grundlage der Demokratie verhindert wurde, sodass diese 
Ungleichheit nur durch gewisse Gesetzesübertretungen revidiert werden kann. Außer Streit steht 
dabei aber natürlich der Umstand, dass diese demokratiepolitisch unbedenkliche Übertretung von 
Gesetzen im Rahmen von Kampagnen von der Behörde neutral und fair geahndet werden kann und 
man erwarten darf, dass sich die politischen Aktivistinnen offen dem entsprechenden Verfahren 
stellen. 


Peter Singer (1974) betont, dass ein Gesetz, das durch einen überproportionalen Einfluss einer 
mächtigen Gruppe zustande gekommen ist, aus Überlegungen der „Fairness" in einer Demokratie 
nicht befolgt werden muss. Weil derartige Gesetze gerade die Fairness, also die freie, offene 
Diskussion und damit die Demokratie verhinderten, sei ihre Übertretung demokratiepolitisch nicht 
bedenklich. Ein Beispiel dafür könnte die Einschränkung der Demonstrationsfreiheit sein, um 
Wirtschaftsinteressen bestimmter Firmen zu schützen. Martin Luther King (1998, z. B. S. 181) hat 
bei seinen Kampagnen regelmäßig Gesetze und Erlässe, die seine Dauerdemonstrationen 
einschränken sollten, offen gebrochen. 


Kurt Remele (1992, S. 132) meint, dass sich in manchen Teilen des konservativen Bürgertums aus 
Angst vor Anarchie und Gesetzlosigkeit die Überzeugung entwickelt hat, Gesetze müss- ten allein 
schon der Ordnung halber ohne Ausnahme eingehalten werden. Remele nennt diese These „law and 
order". Ihr wird als Gegenthese die Position gegenübergestellt, Gerechtigkeit über Ordnung zu 
stellen: „law and justice". Gehorsam gegenüber Regeln und Autoritäten dürfe nie taub und blind 
gegenüber Ziel und Inhalt der Regeln machen. Wer fordere, dass jedes Gesetz ausnahmslos immer 
dem Buchstaben nach zu befolgen sei, wünsche keine vernünftig denkenden Staatsbürgerinnen, 
sondern gedankenlose Untergebene oder Sklavinnen. Die grundsätzliche Angst, Gesetzesbrüche 


auch nur in irgendeiner Form zu legitimieren, basiert nach Remele (S. 153) auf der sogenannten 
„Dominotheorie": Wer einmal das Gesetz bricht, dem fällt es das nächste Mal umso leichter. Dieser 
Angst stehe aber die praktische Erfahrung gegenüber, dass Aktivistinnen des zivilen Ungehorsams 
in der geschichtlichen Erfahrung keineswegs zu generellen Gesetzes- brecherInnen oder gar 
Verbrecherinnen geworden seien. Oft sei das Gegenteil der Fall. 


Jede Gesellschaft unterliegt nach Remele auch einer ethischen Entwicklung. Die Rechtsnormen 
würden dieser Entwicklung zeitverzögert nachziehen. Es werde daher immer wieder Gesetze geben, 
die selbst nach herrschender Auffassung unethisch und ungerecht seien. Rechtsnonnen unterlägen 
auch einer historischen Relativität. Es könne daher durchaus legitim sein, die Anpassung der 
Rechtsnormen durch offenen Gesetzesbruch zu motivieren. Historisch habe sich immer wieder 
gezeigt, dass derartige Regelverletzungen die Auslöser für Veränderung und Emanzipation waren. 
Ziviler Ungehorsam sei zweifellos oftmals als gesetzwidrige Widerstandsform gegen Gemeinwohl- 
defizite wichtig. 


Martin Luther King (1998, S. 193) schreibt von einer ethischen Verpflichtung, ungerechte Gesetze 
nicht zu befolgen. 


Ungerecht sei ein Gesetz z. B., wenn es Personen zu Dingen reduziert, wie das die 
Rassentrennungsgesetze in den Südstaaten der USA in den 1960er Jahren getan haben. Allerdings 
ist diese Ansicht natürlich von der jeweiligen Ethik abhängig, weil diese erst vorgibt, wer eine 
Person ist und wer nicht (z. B. Menschenaffen, Embryos et cetera). Um sich aber von der 
spezifischen Ethik als Rechtfertigung zu entfernen, betont King, dass diese ungerechten Gesetze 
offen, mit Liebe und der Bereitschaft, die vorgesehene Strafe zu tragen, gebrochen werden müssten, 
damit das Vorgehen demokratisch legitim bleibe. Das Ziel dieses Rechtsbruchs sei es, das Gewissen 
der Gesellschaft wachzurüt- teln, insbesondere durch Mitgefühl mit den die Strafe auf sich 
nehmenden Aktivistinnen. Das größte Hindernis für den Fortschritt in einer Gesellschaft sei nicht 
der radikale Gegner, sondern der moderate, der den Erhalt der Ordnung und damit das Einhalten 
von Gesetzen für wichtiger einstuft als Gerechtigkeit. 


Robert Garner (1993, S. 231 ff.) führt drei Hauptgründe an, warum sich Gesetzesübertretungen im 
politischen Aktivismus in einer Demokratie rechtfertigen lassen: 


1.Wenn Firmen ihre Tätigkeiten geheim halten oder generell, wenn für gewisse politische 
Entscheidungen wesentliche Informationen, wie z. B. die Art und Anzahl von Tierversuchen oder 
die Verhältnisse in Tierfabriken, vor der Öffentlichkeit geheim gehalten werden, dann kann keine 
offene Diskussion über etwaige gesetzliche Einschränkungen dieser Verhaltensweisen stattfinden, 
und damit wird Demokratie verhindert. Durch dieses Demokratiedefizit können auch gewisse 
Gesetzesbrüche, wie z. B. die illegale Beschaffung und Veröffentlichung solcher Informationen, 
demokratiepolitisch legitimiert werden. 


2.Manche Gruppierungen haben, z. B. durch ihre finanziellen Ressourcen, einen direkten Zugang zu 
Entscheidungsträgerinnen, der ihnen hilft, die demokratische Entscheidungsfindung zu umgehen. 
Garner erwähnt als Beispiele die Finanzierung professioneller Lobbygruppen im Parlament, das 
persönliche Entgegenkommen durch Absprachen (,„Freunderlwirtschaft") und die Abhängigkeit von 
Politikerinnen von der ökonomischen Situation und die dadurch bedingte Erpressbarkeit durch das 
Management wirtschaftlich bedeutender Firmen. Mangels demokratischer Legitimation der so 
entstandenen Gesetze sei auch die Befolgung dieser Gesetze nicht demokratiepolitisch geboten, und 
so dürfe auch mit gewissen gesetzwidrigen Mitteln wie zivilem Ungehorsam eine öffentliche 
Diskussion über diese Gesetze angefacht werden. 


3. Finanzstarke Interessenvertretungen haben eine ungleich bessere Möglichkeit als 
finanzschwache, durch Werbung die Öffentlichkeit zu erreichen und sie unter Umständen dazu zu 
bringen, gegen ihr Selbstinteresse zu handeln bzw. zu entscheiden. Wiederum wird dadurch die 
offene Diskussion und damit die demokratische Entwicklung verhindert. Nach Garner ist z. B. 
bereits die Werbung für Tierprodukte undemokratisch, weil die Interessenvertretung der betroffenen 


Tiere finanziell mit der Tierindustrie niemals mithalten kann. 


Nicky Hager und Bob Burton (1999) bringen mit dem in ihrem Buch dargestellten faktischen Fall 
der staatlichen Firma Timberland, die Ende der 1990er Jahre in Neuseeland die letzten Reste des 
Urwaldes abholzen wollte, zahlreiche konkrete Beispiele für die oben genannten undemokratischen 
Vorgänge in der Politik. Die Geheimhaltung sowohl der bereits unternommenen Kahlschläge und 
der Methode der Urwaldzerstörung als auch der geplanten weiteren Schritte und der politischen 
Entscheidungen war die Grundlage für die lange Fortführung der Vernichtung des Urwaldes. Die 
von Timberland engagierte PR-Firma betrachtete das Vertuschen aller Fakten als ihre Hauptaufgabe. 
Dazu wurde der demokratische Prozess laut Hager und Burton durch eine Vielzahl von 
undemokratischen Maßnahmen behindert und gestört, wie z. B. 


durch die massive Verbreitung von Werbung unter anderem an Schulen 


«durch die gezielte Rufschädigung von Aktivistinnen des politischen Gegners als radikal, militant 
und desinformiert 


durch hauptberuflich engagierte Leserbriefschreiberinnen 


«durch die bezahlte Gründung einer Bürgerinitiative für die Schlägerungen, die eine falsche 
öffentliche Meinung vortäuschte 


durch ein breites Sponsoring von regionalen Vereinen, mit dem das Stillhalten der regionalen 
Bevölkerung erkauft wurde 


und durch direkte Bestechung von Politikerinnen, unter anderem durch Begünstigungen oder durch 
persönliche Einladungen, z. B. zur Jagd. 


Hager und Burton betonen auch, dass die Behörden eine Verpflichtung hätten, im politischen 
Konflikt in einer Demokratie neutral zu bleiben. Gerade gegenüber einer Protestkultur seien sie 
indes zumeist nicht neutral. So seien 


«Anzeigen der Demonstrantinnen und der Finna nicht gleichermaßen ernst genommen worden 
«direkte Gespräche nur mit der Finna, aber nicht mit den Demonstrantinnen geführt worden 
«Informationen zu geplanten Gesetzesänderungen nur der Firma im Vorfeld genannt worden 


eund illegal plakatierte Werbebotschaften der beiden Konfliktparteien nicht gleich behandelt 
worden. 


In jedem dieser Fälle war die Behörde eindeutig auf Seiten der Firma und gegen die 
Bürgerinitiativen. Hager und Burton erkennen auf Basis der von ihnen recherchierten Fakten die 
politische Legitimation der Demonstrantinnen an, das Gelände der Rodungen gesetzwidrig zu 
besetzen. Um in Zukunft die für die Demokratie so wichtige „Waffengleichheit" der 
Konfliktparteien herzustellen, schlagen sie vor, die Behörden viel stärker auf einseitiges 
Einschreiten gegen Protestbewegungen zu kontrollieren und sowohl Geld als auch Raum für 
Proteste und öffentliche Diskussionen zur Verfügung zu stellen. Nichtkommerzielle, durch die 
öffentliche Hand finanzierte Medien, die dadurch von Firmen finanziell unabhängig werden, 
könnten diesbezüglich auch Garanten für den Schutz demokratischer 
Entscheidungsfindungsprozesse sein. 


Es zeigt sich also, dass auch in einer pluralistisch-demokra- tischen Gesellschaft das größte 
Gemeinwohl nicht automatisch als Ergebnis der ausgetragenen Interessenkonflikte zutage tritt. 
Vielmehr spiegelt das Resultat dieses Interessenkonflikts eigentlich nur die realen 
Machtverhältnisse wider. Wer mehr Macht in der Gesellschaft hat, dessen Interessen werden sich 
weitergehend durchsetzen. Auch wenn man also die Demokratie als beste aller möglichen 
Staatsformen achtet und respektiert, kann es daher notwendig sein, die Gesetze dieser Demokratie 
zu brechen. Wo staatliche Autorität und privatwirtschaftlicher Einfluss die 
Gemeinwohlverpflichtung schwer vernachlässigen, ist der gesetzwidrige Widerstand also in 


gewisser Form zulässig und sogar geboten. 


An dieser Stelle ist aber noch ein weiterer Einwand gegen die Pflicht zur bedingungslosen 
Einhaltung von Gesetzen sehr wichtig. Gesetze sind nicht absolut objektiv auf konkrete reale 
Umstände anwendbar. Gerade beim Protestverhalten befindet man sich im Graubereich der 
Legalität und kann daher, auch ohne das bewusst zu wollen, in den Augen mancher Richterinnen 
bzw. Polizeibeamtinnen leicht Gesetze übertreten. Im Tier- schutzaktivismus gab es z. B. Verfahren 
wegen Verdachts von Übertretungen des Strafgesetzbuches aufgrund von: 


«$ 188 StGB Herabwürdigung religiöser Lehren (Kreuzigungsaktion mittels Tiermasken) 
«$ 181 a StGB Schwere Beeinträchtigung durch Lärm (Demonstration) 


«$ 135 StGB Dauernde Sachentziehung (die Rettung von Tieren aus Tierfabriken und ihre 
Verbringung zur tierärztlichen Notaufnahme) 


«$ 125 StGB Sachbeschädigung (das Aufhängen eines Transparents an einer Kirche) 


-$ 111 StGB Üble Nachrede (Verbreiten von Informationen über die Machenschaften von 
Jagdgesellschaften oder in Tierversuchs labors) 


-$105 StGB Nötigung (Anhaltung von illegalen Tiertransportern, um eine behördliche Kontrolle zu 
ermöglichen) 


-$109 StGB Hausfriedensbruch (Betreten eines Tierversuchslabors) 


In all den in Klammern genannten Fällen kam es zu Freisprüchen. D. h,, die Richterinnen fanden 
unter den gegebenen Umständen die Tatmerkmale nicht erfüllt. Da es aber zu Strafanträgen 
gekommen war, hatten offenbar die Staatsanwältinnen bezüglich derselben Tatmerkmale eine 
gegenteilige Ansicht. Bei Verwaltungsstrafdelikten wie Störung der öffentlichen Ordnung ist die 
Situation noch weniger eindeutig. Würde man also fordern, dass politische Aktivistinnen unter 
keinen Umständen jemals wegen der genannten oder ähnlicher Delikte verurteilt werden dürfen, 
dann könnten sie sicherheitshalber ja praktisch überhaupt keine Aktivitäten mehr setzen, weil 
normale Protestaktivitäten sich immer im Graubereich der Legalität befinden. Was wirklich legal ist 
und was bereits gesetzwidrig, ist nicht von vornherein zu sagen, sondern hängt auch sehr von der 
Ansicht des jeweiligen Gerichts ab. Gesetzesübertretungen prinzipiell mit „demokratiepolitisch 
bedenklich" gleichzusetzen, ist also sicherlich nicht möglich. 


Für diese Ansicht spricht auch der Umstand, dass nach gängiger Judikatur Übertretungen von 
Verwaltungsnormen im Rahmen von Versammlungen oder durch das Recht auf freie 
Meinungsäußerung durchaus gedeckt sein können. Zum Beispiel ist das Verteilen politischer 
Flugblätter auf öffentlicher Straße, wenn dabei der Straßenverkehr nicht behindert wird, nach einem 
österreichischen Höchstgerichtsurteil (Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofs vom 28.4.1993, 
Geschäftszahl 92/02/0204) wegen des Rechts auf freie Meinungsäußerung keine Verwal- 
tungsübertretung, auch wenn dadurch $82 StVO („Benützung von Straßen zu verkehrsfremden 
Zwecken") übertreten wird und das Verteilen von kommerziellen Flugblättern einer Bewilli- 
gungspflicht unterliegt. Ebenso sind Vorgänge im Rahmen einer Versammlung, die für sich 
genommen rechtswidrig wären, aufgrund des Rechts auf Versammlungsfreiheit zulässig, wenn sie 
für das Erreichen des Versammlungsziels unbedingt notwendig sind, wie z. B. das Gehen auf der 
Fahrbahn, das Fahren eines Begleitfahrzeugs gegen die Einbahn oder auch eine besonders laute 
Lärmerregung oder das Aufstellen von Informationstischen, Plakatständern oder anderen 
Gegenständen auf der Straße. 


5.3 Spezifische Aktionsformen und ihre demokratiepolitische 
Rechtfertigung 


Ein demokratischer Interessenkonflikt soll in Form einer offenen Diskussion aller Argumente auf 
Basis aller verfugbaren Fakten stattfinden. Die verschiedenen Aktionsformen dienen im 


Wesentlichen dazu, die Öffentlichkeit auf ein Problem aufmerksam zu machen und dadurch eine 
Befassung mit dem Thema und eine offene Diskussion loszutreten bzw. erst zu ermöglichen. In der 
praktischen Durchführung einer Kampagne bedient man sich zunehmend eskalierender 
Aktionsformen, um das Einschlafen des Medieninteresses zu verhindern und um letztendlich einen 
gesellschaftlichen Konflikt öffentlich zu machen, der dann selbst Gegenstand der öffentlichen 
Diskussion wird. Die Rechtfertigung von Aktionsformen basiert also auf ihrer Wirkung, die offene, 
öffentliche Diskussion zu fördern. Ihr Ziel ist es, politische Gegnerinnen und die politisch 
Verantwortlichen durch öffentlichen Druck an den Verhandlungstisch zu bringen, um einen 
Kompromiss zu erarbeiten. 


Wenn der gesellschaftliche Konflikt mit politischem Aktionismus ausgetragen wird, müssen die 
Konfliktgegnerinnen dialogfähig bleiben und sich gegenseitig Respekt entgegenbringen. Nur dann 
ist die Möglichkeit eines offenen Diskussionsprozesses und einer Versöhnung nach dem 
Kompromiss gegeben. Politischer Aktionismus zielt darauf ab, die eigenen Argumente an die 
Öffentlichkeit zu bringen und die Konfliktlinien deutlich zu machen. Der Aktionismus darf, auch 
wenn er gesetzwidrig ist, die Diskussion keinesfalls behindern, indem er z. B. politische 
Gegnerinnen daran hindert, die eigenen Argumente öffentlich vorzubringen. 


Das Extrembeispiel der Behinderung einer offenen, öffentlichen Diskussion ist Terror. Terror 
möchte andere dazu zwingen, die eigene Ansicht zu übernehmen, ohne ihre Argumente anzuhören 
und zu bewerten. Terror schließt den demokratischen Prozess zum Kompromiss aus. Daraus 
ergeben sich einige negativ formulierte Kriterien, denen demokratiepolitisch legitime politische 
Aktionsformen auf jeden Fall genügen müssen: 


Keine Gewalt. Gewalt bedeutet, dass sich der körperlich Stärkere durch physische Schädigung der 
Gegnerin oder des Gegners durchsetzt. 


Kein psychischer oder physischer Druck, sondern nur Druck durch die öffentliche Meinung. 
Mittels Drohbriefen, Mobbing und direkter physischer Bedrohung würden politische Gegnerinnen 
daran gehindert, ihre Argumente zu äußern. 


Keine Angst verbreiten. Angst ist das Ende von freier Meinungsäußerung und der freien Wahl des 
eigenen Standpunktes. Beim politischen Aktivismus muss um jeden Preis verhindert werden, dass 
bei den politischen Gegnerinnen Angst erzeugt wird. 


«Kein Schadensdruck. Wenn Sachbeschädigungen am Eigentum der politischen Gegnerinnen eine 
relevante, also für ihn finanziell spürbare Größenordnung erreichen, d. h. nicht nur symbolische 
Wirkung haben, dann wird dadurch wiederum ein Druck auf die politischen Gegnerinnen ausgeübt, 
die aus Angst, weitere Sachschäden zugefügt zu bekommen, ihre Meinung revidieren. Die offene 
Diskussion und damit die Demokratie werden dadurch verhindert. 


Friedensnobelpreisträger Martin Luther King (1998) nennt die demokratiepolitisch legitimen 
Aktionsformen „nonviolent direct action". Er sagt, es sei ein historisches Faktum, dass es ohne 
gewaltfreien Druck keinen Fortschritt bei den Bürgerrechten gegeben hätte. Privilegierte Gruppen 
geben ihre Privilegien niemals von sich aus auf, sondern erst nach einem gesellschaftlichen 
Konflikt. Die Mächtigen ignorieren zunächst die Argumente der Aktivistinnen. Deshalb werden 
direkte Aktionen durchgeführt, um die Mächtigen an den Verhandlungstisch zu zwingen, weil die 
Spannung durch den gesellschaftlichen Konflikt zu groß wird: Nonviolent direct action seeks to 
create such a crisis and foster such a tension that a Community, which has constantly refused to 
negotiate, is forced to confront the issue (S. 190). Diese Spannung (,„tension") müsse konstruktiv 
und gewaltfrei, eben durch nonviolent direct actions, erzeugt werden, weil sonst eine gemeinsame 
Weiterentwicklung nicht möglich ist. Und weiter: The purpose of our direct action program is to 


create a Situation so crisis-packed that it will inevitably open the door to negotiation (S. 191). 


Für King zeigt die Geschichte, dass nonviolent direct actions ein unverzichtbarer Bestandteil einer 
lebendigen Demokratie sein müssen: Nobody can scorn nonviolent direct action without cancelling 
out history! 


Im Folgenden werden verschiedene Aktionsformen des politischen Protests vorgestellt und nach 
ihrer demokratiepolitischen Legitimation im eben besprochenen Sinn untersucht. 


5.3.1 Laute und emotionale Demonstration 


Als erste und offensichtlichste Form, auf ein Problem aufmerksam zu machen, ist zunächst die 
Demonstration zu nennen. Sie ist durch das Versammlungsrecht und die Menschenrechte in der 
Verfassung geschützt, sofern die Demonstration nicht die öffentliche Sicherheit gefährdet und 
andere in ihren Rechten über Gebühr einschränkt. In letzter Zeit tendieren die Behörden in 
Österreich dazu - und werden dabei durch ein Verfassungsgerichtshofurteil (VfGH B 1695/07-7) 
unterstützt -, das Recht auf Gewerbefreiheit vor das Recht auf Versammlungsfreiheit zu setzen. Eine 
Demonstration dürfe also das freie Gewerbe nicht stören. Mit anderen Worten: Wenn ein Geschäft 
durch eine Demonstration gestört werde, sei die Demonstration zu untersagen. 


Besonders laute und emotionale Demonstrationen haben das Potential, andere Bürgerinnen und 
insbesondere Geschäfte allein schon durch ihren Lärm zu stören. Tatsächlich gibt es wahrscheinlich 
keine einzige Demonstration, die niemanden stört. Aber das darf auch nicht verwundern, ist ein 
gesellschaftlicher Konflikt doch förmlich dadurch definiert, eine Störung zu sein. Eine 
Interessengruppierung demonstriert, um ihr Unbehagen mit einem gewissen Zustand auszudrücken 
und dieses Unbehagen - deutlich und laut - dem Rest der Gesellschaft, und insbesondere dem 
Verursacher ihres Unbehagens, zu präsentieren. Aus dem Umstand, dass eine Demonstration also 
eine Störung hervorruft, kann man ihr nicht ihre demokratiepolitische Legitimation absprechen, 
selbst wenn diese Demonstration wegen „Geschäftsstörung" untersagt worden sein sollte. Die 
zentrale Frage ist vielmehr, ob die Demonstration dadurch, dass sie Angst und Schrecken verbreitet, 
die politischen Gegnerinnen einschüchtert und unter Druck setzt, sich zu ändern. In dem 
Augenblick, wo eine Demonstration von einer Manifestation einer Meinung - und sei es eine 
Manifestation von Wut oder Verzweiflung über einen gewissen Umstand - und der dadurch 
bedingten Störung zu einer Bedrohung mutiert, verliert sie ihre demokratiepolitische Legitimation. 
Martin Luther King (1998) hat oftmals Demonstrationsverbote ignoriert und trotzdem De- 
monstrationen abgehalten, aber er hat dabei mit größter Sorgfalt darauf geachtet, dass das Verhalten 
der Demonstrantinnen nicht bedrohlich oder gar gewalttätig wurde. 


Es ist also demokratiepolitisch legitim, laute und emotionale Demonstrationen abzuhalten, auch 
wenn diese wegen Geschäftsschädigung oder Störung der öffentlichen Ordnung untersagt wurden, 
solange sie nicht bedrohlich oder gewalttätig ablaufen. Sollte die Polizei eingreifen und die 
Demonstration beenden, ist nur ein passiver, gewaltfreier Widerstand dagegen zulässig. 


5.3.2 Dauerdemonstration 


Das Kernstück praktisch jedes großen gesellschaftlichen Konflikts sind Dauerdemonstrationen. Ob 
Mitte 2009 im Iran oder zuvor in Myanmar (Burma), in den 1990er Jahren in China, 1989 in 
Osteuropa oder auch im Jahr 2000 in Österreich gegen die Regierungsbeteiligung der 
rechtspopulistischen Partei von Jörg Haider, immer waren regelmäßige Dauerdemonstrationen das 
Zeichen der besonderen Betroffenheit gewisser Gruppen. Auch Martin Luther King und Mahatma 
Gandhi haben in ihren Kampagnen immer auch Dauerdemonstrationen organisiert. Und in 
Tierschutzkonflikten treten Dauerdemonstrationen etwa vor pelzfuhrenden Kleiderketten oder vor 
gewissen Regierungsgebäuden bzw. bei den Auftritten gewisser Ministerinnen im Rahmen 
konfrontativer Kampagnen regelmäßig auf. 


Natürlich ruft eine Dauerdemonstration noch viel mehr Störung hervor als eine einzelne 
Kundgebung, auch wenn diese laut und emotional ist. Dauerdemonstrationen können zweifellos 
insbesondere Anrainerinnen sehr auf die Nerven gehen. Aber Dauerdemonstrationen haben in der 
Demokratie eine ganz zentrale Bedeutung: Sie belegen die Verzweiflung und Dringlichkeit, mit der 
eine gewisse Änderung von einem Segment der Gesellschaft gewünscht wird. Wenn Aktivistinnen 
Dauerdemonstrationen lange aufrechterhalten, dann zeigen sie damit, wie wichtig ihnen dieses 
Thema ist und wie sehr sie bereit sind, ihren normalen Tagesablauf und auch ihre Freizeit diesem 
Anliegen unterzuordnen. Vitale Interessen einer Minderheit bekommen so gegenüber 
oberflächlichen Interessen einer Mehrheit ein größeres Gewicht. 


Betrachten wir das Beispiel von Demonstrationen gegen Pelz vor pelzführenden Kleiderketten. Das 
Interesse, Tierpelz statt Kunstpelz zu kaufen bzw. zu verkaufen, steht hier gegen das Interesse der 
betroffenen Pelztiere und ihrer menschlichen Fürsprecherinnen. Dass letzteres Interesse vitaler ist, 
zeigt sich zweifellos genau darin, dass die Fürsprecherinnen der Pelztiere wesentlich mehr Zeit und 
Energie in diesen Konflikt einzubringen bereit sind als ihre politischen Gegnerinnen. Die meisten 
Menschen sind gegen Tierpelzproduktion, sonst gäbe es in Österreich nicht bereits ein absolutes 
Pelzfarmverbot. Die Kundinnen der Kleiderketten kaufen also entweder Tier- statt Kunstpelz, weil 
er zufällig angeboten wird und sie nicht daran denken oder weil sie nicht ausreichend informiert 
sind oder weil sie tatsächlich bewusst Tierpelz kaufen wollen. Die Dauerdemonstrationen dienen 
dazu, die Kundinnen breit zu informieren und sie herauszufordern, ihr Kaufverhalten zu 
rechtfertigen. Die betroffenen Kleiderketten als eigentliche Verursacher des Problems spüren die 
Konsequenzen des veränderten Kaufverhaltens. Sie sind letztlich das Ziel der 
Dauerdemonstrationen, sie sollen an den Verhandlungstisch gebracht werden, um den Konflikt 
beizulegen. 


An diesem Vorgang ist demokratiepolitisch nichts bedenklich, solange diese Dauerdemonstrationen 
weder bedrohlich noch gewalttätig sind oder Sachbeschädigungen verursachen. 


5.3.3 Home demo 


In England wurde eine Demonstrationsform entwickelt, die durchaus legal sein kann: die „home 
demo". Dabei findet die Demonstration vor dem Privathaus jener Person statt, die als Verursacher 
des identifizierten Problems angesehen wird: Statt während der Geschäftszeiten vor das 
Geschäftslokal oder das Büro zu gehen, erscheinen die Demonstrantinnen vor dem Privathaus. Als 
Argument dafür wird vorgebracht, dass sich führende Persönlichkeiten von Institutionen oder 
Firmen oft hinter ihren Institutionen oder Firmen verstecken, aber in Wirklichkeit ganz persönlich 
für die entsprechenden Entscheidungen verantwortlich sind, die zu dem vorliegenden Problem 
geführt haben. Man möchte also diese Personen selbst konfrontieren, abgesetzt von ihren 
Institutionen oder Firmen. 


Diese Demonstrationsform ist grundsätzlich sehr heikel, weil es fast unvermeidbar scheint, dass 
durch eine solche Demonstration vor dem Privathaus direkt in das Privatleben der betroffenen 
Person - und womöglich noch ihrer Familie und Kinder - eingedrungen wird. Die Person muss sich 
förmlich verfolgt und bedroht fühlen. Derartige Gefühle zu erzeugen bedeutet aber, die offene 
Diskussion zu beeinträchtigen, und daher ist diese Demonstrationsform demokratiepolitisch 
abzulehnen. 


Interessant dabei ist, dass angemeldete und nicht untersagte home demos völlig legal sind und in 
verschiedenen Ländern wie z. B. Finnland regelmäßig behördlich toleriert stattfinden. Trotzdem 
zeigt die politische Analyse, dass sie mit dem demokratischen Meinungsbildungsprozess nicht 
kompatibel sind, es sei denn, der Demonstration gelingt es tatsächlich irgendwie, den bedrohlich- 
invasiven Charakter zu verlieren. Kurz nach der Jahrtausendwende gab es in Wien eine legale home 
demo vor dem Wohnhaus eines leitenden Tierexperimentators. Bei dieser Demonstration wurden 
keine Emotionen gezeigt, sondern nur Reden gehalten, und der Tierexperimentator kam sehr 
selbstbe- wusst heraus und stellte sich der Diskussion. Ohne anwesend gewesen zu sein, ist das 


schwer zu beurteilen, aber den entsprechenden Aktenberichten der Polizei nach zu urteilen hatte 
diese Kundgebung keine bedrohliche Wirkung. Wenn es nur darum ginge, dass sich die politischen 
Gegnerinnen nicht gestört fühlen, dann bestünden keine demokratiepolitischen Bedenken. Wie oben 
ausgeführt scheint es aber in der Praxis eher nicht möglich, eine home demo ohne bedrohliche 
Wirkung abzuhalten. 


Zusammenfassend müssen home demos daher als demokratiepolitisch eher bedenklich eingestuft 
werden, selbst wenn sie legal sind. 


5.3.4 Boykott 


Beim Boykott wird dazu aufgerufen, ein gewisses Geschäft oder die Produkte bzw. 
Dienstleistungen einer gewissen Firma zu meiden. Ziel ist es, durch direkten ökonomischen Druck 
die betroffene Firma zu Verhandlungen zu bewegen, damit eine problematische Geschäftspraxis 
eingestellt wird. Die klassischen Beispiele für Boykottkampagnen sind der Boykott aller britischen 
Güter in Indien von Mahatma Gandhi und der Busboykott in Montgomery von Martin Luther King. 
In seiner Autobiographie (King 1998, S. 53) diskutiert King die ethische Frage von Boykott. 
Angesichts des nationalsozialistischen Boykotts jüdischer Geschäfte im Dritten Reich ist der 
Boykott als politische Strategie problematisch. Beim Busboykott in Montgomery organisierte King 
eine Kampagne mit der Absicht, alle Kundinnen der Buslinie dazu zu bewegen, sie nicht mehr zu 
benützen. Die Buslinie führte eine strikte Trennung von Bereichen für Menschen mit schwarzer und 
weißer Hautfarbe durch, und wenn der Bereich für die Menschen mit weißer Hautfarbe gefüllt war, 
mussten die Menschen mit schwarzer Hautfarbe ihre Sitze abgeben. 


In seiner demokratiepolitischen Rechtfertigung für diesen Boykott bezog sich King auf Thoreau 
(1849), der dem Staat die Kopfsteuer verweigerte, weil dieser Sklaverei betrieb und einen 
ungerechten Krieg gegen Mexiko führte. King argumentierte, es handle sich also eigentlich um die 
Nichtkooperation bzw. den Entzug der Unterstützung für ein unethisches System. In der praktischen 
Durchführung seines Boykotts gewann King sehr bald die Überzeugung, dass diese Art von Boykott 
demokratiepolitisch gerechtfertigt sei, und damit war diese Diskussion für ihn abgeschlossen. 


Das Inakzeptable am nationalsozialistischen Boykott gegen jüdische Geschäfte war, dass er mit 
Gewalt und Drohungen einherging und dass er nicht gegen eine unethische Praxis, sondern eine 
Minderheit gerichtet war. In der von Thoreau, Gandhi und King praktizierten Form der 
Nichtkooperation mit einem System erscheint ein Boykott hingegen demokratiepolitisch akzeptabel. 
Wenn Tierrechtsgruppen z. B. zum Boykott einer Kleiderkette aufrufen, solange diese Tierpelz 
verkauft, dann stimmen all jene Kundinnen, die sich diesem Boykott aus freien Stücken und ohne 
Zwang oder Drohung anschließen, quasi mit den Füßen ab. Es handelt sich dabei also um die 
ureigenste Form der Demokratie, solange die Boykottaufrufe den grundlegenden Prinzipien der 
Demokratie genügen, d. h. im Sinne einer offenen, öffentlichen Diskussion durch die Darlegung 
aller Argumente und Fakten durchgeführt werden. 


5.3.5 Undercover-Recherchen 


Wie bereits oben ausgeführt, muss man es als undemokratisch auffassen, der Öffentlichkeit 
Informationen vorzuenthalten, die für verschiedene Entscheidungen notwendig sind. Hager und 
Burton (1999) hielten diesen Umstand zum Zeitpunkt der Veröffentlichung ihres Buches (also vor 
dem Anschlag auf das World Trade Center am 11. September 2001) sogar für die größte Gefahr für 
westliche Demokratien und meinten, PR-Firmen hätten oft nur den einen Zweck, Fakten zu 
vertuschen. 


Gegen diese undemokratische Praxis gehen politische Aktivistinnen - und zum Teil auch 
Journalistinnen - mit Undercover-Recherchen vor. Durch illegale Mittel, wie z. B. das Eindringen in 
Tierfabriken bei Nacht oder die Bewerbung in einer Firma unter falschem Namen, versucht man an 
sensible Fakten wie Dokumente, Fotos oder Filme heranzukommen. Dabei wird der 


geringstmögliche Schaden für die betroffene Firma oder Institution verursacht. 


Im Fall des nächtlichen Filmens in Tierfabriken herrscht die Praxis vor, nicht nur keinerlei 
Sachschaden anzurichten, sondern überhaupt keine Spuren zu hinterlassen, unter anderem auch aus 
dem Selbstinteresse heraus, vielleicht ungestört wiederkommen zu können. Zuweilen werden 
Instrumente wie ein Dietrich oder ein Kippfensteröffner verwendet, aber diese Instrumente richten 
wie gesagt nicht nur keinerlei Schaden an, sie ermöglichen auch, nach Verlassen der Fabrikshalle 
wieder den ursprünglichen Zustand herzustellen. 


In Österreich handelt es sich bei diesem Vorgehen um keine strafrechtlich relevante Tat, auch nicht 
um Hausfriedensbruch nach $ 109 StGB. Hausfriedensbruch setzt die Einwirkung von Gewalt 
voraus, und es muss sich um den mit Gewalt erzwungenen Eintritt in die Wohnstätte eines anderen 
handeln. Tierfabriken gelten jedoch nicht als Wohnstätten anderer. 


Das nächtliche Eindringen in eine Tierfabrik, ohne Spuren zu hinterlassen oder irgendetwas zu 
beschädigen, ja überhaupt zu verändern, ist also rein juristisch damit vergleichbar, kurz auf 
jemandes Einfahrt zu parken und wieder wegzufahren, bevor die Besitzerinnen es gemerkt haben. 
Im schlimmsten Fall könnte es also zu einem Zivilverfahren wegen Besitzstörung und Unterlassung 
kommen. 


Dieser Normenverletzung steht aber die enorme demokratiepolitische Bedeutung der 
Veröffentlichung von Informationen gegenüber, die im Interesse der Öffentlichkeit stehen und die 
Entscheidungen der Bevölkerung wesentlich beeinflussen. Un- dercover-Recherchen dieser Alt sind 
daher demokratiepolitisch nicht nur legitim, sondern regelrecht zu begrüßen. 


5.3.6 Wildplakatieren oderflyposting und Graffiti 


Ein zentraler Aspekt konfrontativer Kampagnen ist die Verbreitung von Information. Beim 
Wildplakatieren oder flyposting werden Plakate an öffentlichen Einrichtungen wie Straßenlampen, 
Ampelschaltkästen oder Mistkübeln affichiert. Dabei werden diese Plakate entweder mit Klebeband 
oder mit Leim fixiert bzw. als Pickerl aufgeklebt. Ersteres lässt sich rasch und spurenfrei entfernen, 
was zwar für die Straßenverwaltung eine Erleichterung bedeuten mag, aber auch nicht zuständige 
Personen dazu verfuhrt, gesetz- und demokratiewidrig die Rolle der Straßenreinigung zu 
übernehmen. Das Entfernen von Plakaten anderer ist nämlich Sachbeschädigung, auch wenn diese 
Plakate gesetzwidrig aufgehängt wurden. Abgesehen davon argumentieren Hager und Burton (1999, 
S. 85), dass das gesetzwidrige Entfernen von Plakaten eine Einschränkung der Meinungsfreiheit 
bedeutet und deshalb undemokratisch ist. 


Für Hager und Burton trifft das auch auf Graffiti zu, sofern diese auf öffentlichen Autobahnbrücken 
oder Unterfuhrungen und dergleichen angebracht worden sind. Es sei demokratiepolitisch 
unbedenklich, derartige öffentliche Freiflächen für die demokratische Diskussion zu nutzen, zumal 
ja große Firmen und Institutionen durch ihr Werbebudget einen undemokratischen Werbevorteil 
gegenüber den politischen Aktivistinnen hätten. 


Im von Hager und Burton geschilderten Fall bezahlte die Firma einen eigenen Trupp von Personen, 
deren einzige Aufgabe es war, derartige Graffiti - illegal - zu übermalen. Diese Handlung der Firma 
verurteilen Hager und Burton scharf als unzulässige Einschränkung der Meinungsfreiheit. 


Eine andere und vielleicht harmlosere Form des Wildplakatierens ist es, die eigenen Plakate auf 
große Kartons aufzutragen und diese Kartons dann mittels Drähten an Brückengeländern oder 
Straßenlampen und dergleichen zu montieren, wie das Zirkusse - ebenfalls illegal - mit der Werbung 
für ihre Shows zu tun pflegen. Interessant ist, dass diese Praxis der Zirkusse fast überall toleriert 
wird, aber gleichartige Plakate mit politischen Botschaften relativ rasch von der Behörde entfernt 
werden. Ende der 1990er Jahre beschwerte sich der Verein Gegen Tierfabriken beim zuständigen 
Magistrat in Wien über illegal aufgehängte Werbeplakate eines Wildtierzirkus. Das Magistrat teilte 


mit, dass die Plakate zwar illegal seien, man aber aus Zeitgründen nicht nachkomme, die Plakate zu 
entfernen, bevor das die Zirkusangestellten nach wenigen Wochen ohnedies selbst täten. Daraufhin 
hängte der VGT eigene Tierschutzplakate in der gleichen Größe und Form genau neben die 
Zirkusplakate. Nach kürzester Zeit wurden diese Plakate vom Magistrat entfernt, während die 
Zirkusplakate hängen blieben. Da aber die Behörde verpflichtet ist, neutral zu bleiben und alle 
gleich zu behandeln, konnte durch eine Beschwerde letztlich erreicht werden, dass auch die 
Zirkusplakate über Nacht abmontiert wurden. 


Zweifellos setzt ein großes Werbebudget von Firmen oder politischen Institutionen bzw. Parteien 
das freie Spiel der verschiedenen Interessen, das eine funktionierende Demokratie auszeichnet, 
außer Kraft. Auch ein reicher Mensch darf in einer Demokratie nicht mehr als eine Stimme 
beanspruchen, und NGOs und Bürgerinitiativen können mit dem Budget ihrer politischen 
Gegnerinnen nicht einmal ansatzweise mithalten. Wenn das Wildplakatieren also wie geschildert 
durchgeführt wird, d. h. entweder mittels durch Draht an öffentlichen Geländern befestigter 
Kartonplakate oder mittels mit Leim auf öffentlichen 


Einrichtungen wie Straßenlampen oder Ampelschaltkästen befestigter Plakate, dann ist das vom 
Standpunkt der Demokratie aus nur ein Aufheben bestehender Ungleichheiten, die die de- 
mokratische Entscheidungsfindung behindern. Wildplakatieren ist dennoch gesetzwidrig, es werden 
dabei Verwaltungsnormen des Mediengesetzes (Plakatierverordnung) und der Straßenver- 
kehrsordnung übertreten, ähnlich wie beim Abstellen des Autos im Parkverbot. Diese geringfügige 
Normen Verletzung ist aber bestenfalls eine Störung des ästhetischen Empfindens mancher 
Bürgerinnen und daher demokratiepolitisch nicht bedenklich, zumal der Vorteil für die Demokratie 
durch Wildplakatieren eindeutig überwiegt. 


5.3.7Störung von Veranstaltungen und Treibjagden (Jagdsabotage) 


Eine häufig genutzte Aktionsform bei konfrontativen Kampagnen ist die Störung von 
Veranstaltungen politischer Gegnerinnen, um sie zu einer offenen, öffentlichen Diskussion 
herauszufordern. Ein Beispiel aus dem Tierschutzmilieu wäre die Störung einer Pelzmodeschau. 
Dabei betreten Aktivistinnen während der Modeschau plötzlich die Bühne, halten Transparente und 
Plakate in die Höhe und skandieren vielleicht auch eine politische Botschaft. Der Sinn der Aktion 
ist es, die Kundinnen, die gerade - vielleicht ohne nachzudenken - die gezeigten Tierpelze ob ihrer 
Schönheit bewundern, auf das hinter dem Glitzer und Glamour versteckte Tierleid aufmerksam zu 
machen. Es handelt sich dabei um eine klassische Aktionsform des zivilen Ungehorsams, die an 
sich demokratiepolitisch zulässig ist, weil sie die Diskussion fördert. 


Andererseits besteht bei Aktionsformen dieser Art, bei denen sich die politischen Gegnerinnen 
sozusagen direkt gegenüberstehen, immer eine gewisse Gefahr der Konfrontation. Daher ist es 
unbedingt notwendig, völlig gewaltfrei zu agieren. Niemand der Anwesenden darf sich bedroht 
fühlen. Wenn Secu- rity oder die Polizei die Aktivistinnen physisch (ebenfalls ohne Gewalt, z. B. 
durch Wegtragen) entfernen, dann darf keinesfalls 


mehr als passiver, gewaltfreier Widerstand geleistet werden. Die begangenen Delikte könnten eine 
Störung der öffentlichen Ordnung (Verwaltungsübertretung) oder Besitzstörung (Zivilrecht) sein. 


Eine Sonderform der Störung ist die Jagdstörung, auch Jagdsabotage genannt. Dabei erscheinen die 
Aktivistinnen bei einer Treibjagd und versuchen die Jägerinnen durch ihre bloße Präsenz am 
Abschießen von Tieren zu hindern. Oft werden dabei Regenschirme benutzt, die im aufgespannten 
Zustand die Sicht auf die Tiere verdecken. Diese Aktionsform kann durchaus legal sein, wenn sie z. 
B. nur von öffentlichen Wegen aus erfolgt. Im schlimmsten Fall handelt es sich um eine 
Übertretung des Jagdgesetzes, d. h. des Verbots, ein Treibjagdgebiet während einer Treibjagd 
abseits öffentlicher Wege zu betreten. Geschieht die Jagdstörung nicht im Wald, sondern auf 
Feldern, dann kann auch eine Besitzstörung in Betracht kommen. Juristisch gesehen wäre das 
Vergehen bei einer Jagdstörung also im schlimmsten Fall mit Parken im Parkverbot oder Parken auf 


einer Hauseinfahrt, ohne vorher den Eigentümer gefragt zu haben, vergleichbar. 


Störungen von Veranstaltungen dieser Art sind, wenn sie völlig gewaltfrei geschehen, 
demokratiepolitisch zulässig, weil sie die öffentliche Diskussion fordern, indem sie einerseits die 
politischen Gegnerinnen zur Rechtfertigung herausfordern (wie könnte man sonst z. B. Jägerinnen 
dazu bringen!) und andererseits der Öffentlichkeit (z. B. via Medien, die davon berichten) zeigen, 
dass hier ein gesellschaftlicher Konflikt vorliegt, der behandelt werden muss. 


Ganz anders ist die Situation allerdings bei der Störung von Demonstrationen politischer 
Gegnerinnen. Eine Gegendemonstration, die auf den Konflikt aufmerksam macht, ist zweifellos 
zulässig, aber die politischen Gegnerinnen daran zu hindern, ihre politische Position zu äußern, 
widerspricht fundamental den Prinzipien der Demokratie. Zu Recht ist dieses Verhalten daher durch 
8284 und 8285 StGB strafrechtlich verboten. 


5.3.8 Blockade 


Der klassische Fall einer Blockade in der österreichischen Geschichte ist die Besetzung der 
Hainburger Au im Dezember 1984. Damals wollte eine einflussreiche Firma mitten in den Urwald 
der Donauauen östlich von Wien ein Wasserkraftwerk bauen. Die wasserrechtlichen Bescheide hatte 
man sich durch politischen Einfluss geholt, hinter dem Projekt stand die damalige Regierung. Bis 
zu 10.000 Menschen besetzten die Au und blockierten Baufahrzeuge und insbesondere 
Holzfällertrupps, die mit den Rodungen beginnen wollten. Auch ein massives Polizeiaufgebot von 
zeitweilig über 1.000 Beamtinnen konnte die AubesetzerInnen nicht von ihrer Blockade abhalten. 
Dadurch gab es eine öffentliche Diskussion zum Kraftwerksprojekt, und das Thema wurde zu 
einem weitreichenden gesellschaftlichen Konflikt. Nach einem besonders brutalen Polizeieinsatz 
kam es zu einer spontanen Großdemonstration in Wien mit 40.000 Teilnehmerinnen. 


Dieses Beispiel bestätigt die demokratiepolitische Legitimation von Blockaden. Ohne diese 
Blockade wäre der Urwald heute gerodet und überflutet, statt durch einen Nationalpark geschützt zu 
sein. Diese Aktion ermöglichte eine breite Diskussion, die anders gar nicht hätte stattfinden können, 
der gesellschaftliche Konflikt brachte einen Nationalpark hervor. Heute werden die 
Hainburgveteraninnen allgemein anerkannt und bewundert. 


In der Tierschutzszene sind die häufigsten Blockadeaktionen wahrscheinlich 
Tiertransportblockaden. Dabei werden Tiertransporte z. B. an Autobahnraststätten aufgehalten und 
die Aktivistinnen ketten sich an die Wände der LKWs. Einerseits macht man mit dieser Aktion auf 
das Problem der Tiertransporte und das Leid der Tiere aufmerksam, andererseits soll damit eine 
amtstierärztliche Kontrolle der Transporte erzwungen werden, zumal derartige Kontrollen in nur 
sehr geringem Ausmaß stattfinden. 


Auch Tiertransportblockaden fördern daher die öffentliche Diskussion zu einem anstehenden 
gesellschaftlichen Konflikt. Blockademittel sind der sogenannte Tripod (ein circa sieben Meter 
hohes Dreibein, an dem einE Aktivistin hängt), Rohre (in denen man sich zusammenketten kann, 
sodass die Kette nicht zu zerschneiden ist, ohne die Arme der Aktivistinnen zu verletzen) und 
Fahrradschlösser (die in einer Oktopusposition derart um den Hals und aneinandergeschlossen 
werden, dass ein Losschneiden ohne Verletzung nicht mehr möglich ist). Solange die Blockaden z. 
B. mit solchen Mitteln friedlich und gewaltfrei im Sinne eines passiven Widerstands ablaufen und 
solange z. B. die Holzarbeiterinnen oder die Tiertransportfahrerlrmen nicht daran gehindert werden 
wegzugehen, wenn sie das wünschen, sind derartige Blockaden demokratiepolitisch zulässig. Das 
Delikt ist schlimmstenfalls eine Verwaltungsübertretung, die demokratiepolitisch gesehen 
vergleichsweise unproblematisch erscheint. 


5.3.9 Besetzung 


Politisch Verantwortliche agieren oft völlig unerreichbar für besorgte Bürgerinnen, die ein 
bestimmtes Anliegen haben. Ohne die Möglichkeit, gehört zu werden, werden sie bei den 
Entscheidungen übergangen, und die politisch Verantwortlichen müssen sich dafür nicht einmal 
öffentlich rechtfertigen, weil die Öffentlichkeit möglicherweise keine Notiz von dem Problem 
genommen hat. Unter diesen Bedingungen kommt es bei konfrontativen Kampagnen oft zu 
Besetzungen. 


Typisch sind z. B. Besetzungen von Büros hochrangiger Politikerinnen. Nachdem 
Tierschutzaktivistinnen 1997 monatelang vergeblich versucht hatten, mit dem 
niederösterreichischen Landeshauptmann wegen der letzten Pelztierfarm Österreichs in Kontakt zu 
treten, besetzten sie im Februar 1998 kurzerhand sein Büro. Die große Mehrheit der Bevölkerung 
befürwortete ein Pelzfarmverbot bereits, dennoch war es dem Landeshauptmann gelungen, das 
Problem einfach zu ignorieren. Nach einer fünfstündigen Besetzung sagte er die Schließung der 
letzten Pelzfarm und die Einführung eines Pelzfarmverbots zu. Im November 1998 wurde dieses 
Versprechen schließlich eingelöst. In einem anderen Fall wurde das Büro der Landeshauptfrau von 
Salzburg besetzt, um auf eine schon seit Jahren illegal betriebene Schweinefabrik aufmerksam zu 
machen, gegen die zahllose Anzeigen ohne jeden Erfolg eingebracht worden waren. Des Weiteren 
wurde anlässlich der Diskussion um ein Bundestier- schutzgesetz, der sich die ÖVP für lange Zeit 
verweigert hatte, ihre Zentrale in Wien besetzt. Aktivistinnen ketteten sich ans Stiegengeländer 
sowie an einen Balkon und hängten sich mit Seil und Transparent vom Dach vor die Fassade des 
Hauses. 


Derartige Besetzungen zielen also darauf ab, politisch verantwortliche Personen mit einem Problem 
zu konfrontieren, dem sie sich bis dahin immer entzogen haben. Es gibt aber auch Besetzungen z. 
B. von Tierversuchslabors oder Büroräumen von Privatfirmen. Auch dabei dient die Besetzung 
dazu, gewisse Personen oder Institutionen, die in einem gesellschaftlichen Konflikt eine zentrale 
Rolle spielen, zu einer öffentlichen Stellungnahme zu bringen. In diesem Sinn sind Besetzungen 
definitiv eine Förderung der Diskussion in der Gesellschaft und damit demokratiepolitisch zulässig, 
auch wenn es sich wieder um Verwaltungsdelikte handelt. Voraussetzung ist natürlich, dass die 
Besetzungen ausschließlich gewaltfrei und durch passiven Widerstand ablaufen und dass sich 
niemand der Anwesenden davon bedroht fühlt. 


5.3.10Run-in, walk-in, lie-in, sit-in, kneel-in, talk-in,pray-in ... 


Martin Luther King hat im Rahmen der Bürgerrechtsbewegung der 1950er und 1960er Jahre in den 
USA Massenaktionen eingeführt, in deren Verlauf eine Gruppe von Aktivistinnen Räumlichkeiten 
der politischen Gegnerinnen betritt und dort in irgendeiner Form demonstriert. Beim kneel-in 
gingen die Aktivistinnen schwarzer Hautfarbe in Kirchen, die für Menschen weißer Hautfarbe 
reserviert waren, und knieten sich - illegalerweise - mitten unter das Kirchenvolk. 


Beim sit-in betraten die Aktivistinnen die Mensa einer Universität, in die sie aufgrund ihrer 
Hautfarbe keinen Zutritt hatten, und setzten sich nieder und bestellten etwas zu essen. 


Lie-in, walk-in und run-in, aber auch talk-in et cetera wurden von der 1968er Bewegung praktiziert 
und im politischen Widerstand in der Demokratie auch in Europa salonfähig gemacht. 


Im Tierschutzbereich gibt es diese Aktionsform z. B. in pelzführenden Kaufhausketten. Dabei 
betreten die Aktivistinnen das Geschäftslokal und legen sich beim lie-in einfach auf den Boden, 
betreten beim walk-in z. B. mit blutverschmiertem Pelzmantel oder Anti-Pelz-Plakat um den Hals 
herum das Geschäft oder rennen beim run-in umher und protestieren lautstark. 


Bei diesen Aktionsformen handelt es sich im Wesentlichen um eine unangemeldete Demonstration 
in Privaträumen, d. h. also schlimmstenfalls um eine Verwaltungsübertretung und eine 
Besitzstörung. Das Abhalten von Demonstrationen ist demokratiepolitisch unbedenklich, sofern die 


Voraussetzungen wie in Abschnitt 5.3.1 bis 5.3.3 dargelegt eingehalten werden, d. h., die 
Demonstration darf niemanden bedrohen und sie muss gewaltfrei und ohne Sachbeschädigungen 
durchgeführt werden. Da alle genannten Aktionsformen außer dem run-in sehr ruhig ablaufen, 
scheint bestenfalls diese Form diesbezüglich problematisch. Es muss dabei also besonders bedacht 
werden, dass es bei demokratiepolitisch zulässigen Aktionsformen um die Förderung von 
Diskussion geht und dass daher keinesfalls auch nur der Anschein von Gewalttätigkeit erweckt 
werden darf. Die praktische Erfahrung mit run-ins bestätigt aber, dass es dabei normalerweise 
gelingt, die eigene Botschaft zu vermitteln, ohne die politischen Gegnerinnen daran zu hindern, ihre 
Gegenbotschaft zu vertreten. Daher kann man alle Aktionsformen dieses Abschnitts als 
demokratiepolitisch zulässig einstufen. 


5.3.11 Offene Befreiung 


Eine für die Tierschutzszene spezifische Aktionsform ist die offene Befreiung, bei der Tiere aus 
einer Zwangslage (z. B. aus einer Tierfabrik oder einem Tierversuchslabor) befreit und meistens auf 
eine veterinärmedizinische Notaufnahme gebracht werden, bevor man sie in liebevolle Pflege 
übergibt. Dabei dringen die Aktivistinnen auf ähnliche Weise wie in Abschnitt 5.3.5 in die 
jeweiligen Tierstallungen ein und nehmen die Tiere mit, ohne eine Sachbeschädigung zu begehen 
oder überhaupt eine Spur zu hinterlassen. Im Gegensatz zur Undercover-Recherche bekennen sich 
die Aktivistinnen aber offen zu der Tat und fordern die Staatsanwaltschaft heraus, sie auch 
gerichtlich zu verfolgen. Es handelt sich dabei um ein strafrechtlich relevantes Vergehen nach $135 
StGB Dauernde Sachentziehung. 


Dadurch, dass die Aktivistinnen ein Gerichtsverfahren provozieren, wollen sie den Zuständen in der 
Tierfabrik und dem Schicksal der Tiere dort eine öffentliche Plattform bieten. Zusätzlich soll damit 
die Stellung von Tieren als Sachen nach dem Gesetz in Frage gestellt werden, zumal ihre Befreiung 
ja als „Sachentziehung" gilt. Und zuletzt machen sie sich in diesem Prozess selbst zum Opfer des 
Systems, in der Hoffnung, dass die Menschen, die mit Tieren nicht sympathisieren können, 
vielleicht Menschen gegenüber, die offensichtlich ungerecht behandelt werden, ein Mitgefühl und 
einen Sinn für Gerechtigkeit haben. 


Alle diese Aspekte weisen die Handlung als demokratiepolitisch zulässig aus. Sie fördert die 
öffentliche Diskussion, macht gesellschaftliche Konfliktlinien publik und fordert das System 
heraus, öffentlich Stellung zu beziehen. Zusätzlich ist der Schaden für die betroffene Firma nur 
symbolisch zu verstehen, da einzelne Tiere einer Tierfabrik von ihrem Wert her nicht ins Gewicht 
fallen. An jedem Tag geht eine vielfache Anzahl der Tiere, die befreit wurden, an den 
Haltungsbedingungen elendiglich zugrunde. 


In Österreich gab es schon viele offene Befreiungen, aber noch nie wurden Aktivistinnen dafür 
gerichtlich verurteilt. In einem Fall gab es eine erstinstanzliche Verurteilung - es handelte sich um 
die Sachentziehung von sieben Legebatteriehühnern im Wert von insgesamt 15 Euro die dann in 
zweiter Instanz vom Landesgericht St. Pölten im Jahr 2004 in einen Freispruch umgewandelt 
wurde. Die Richterinnen nutzten dafür $42 StGB Mangelnde Strafwürdigkeit und argumentierten, 
dass Legebatterien gesellschaftlich geächtet seien und die Rettung der Hühner daher im Sinne der 
Gesellschaft gewesen sei. Einige Jahre später wurde $42 StGB aus dem Strafgesetzbuch gestrichen. 
Ob dieses Urteil damit in ursächlichem Zusammenhang steht, konnte nicht eruiert werden. 


Zusammenfassend ist diese Aktionsform also demokratiepolitisch zulässig, obwohl es sich um eine 
mögliche Übertretung des Strafrechts handelt. 


5.3.12 Offene Sachbeschädigung 


Vor allem in der Friedensbewegung hat sich wahrscheinlich die extremste aller Aktionsformen des 
zivilen Ungehorsams in gewissem Rahmen etabliert: die offene Sachbeschädigung. Die 
Ploughshares-Bewegung verschrieb sich dem Ziel, sozusagen Schwerter zu Pflugscharen 


umzuwandeln. Dieses Bibelzitat wird vor allem von christlichen Gruppen angeführt, um ihre 
Aktionsform zu rechtfertigen. Im Rahmen von Ploughshares- Aktionen gehen die Aktivistinnen in 
meist militärisches Gelände und beschädigen Waffensysteme, mit denen die massenhafte 
Vernichtung von Mensch und Tier möglich ist. Durch den großen Sachwert dieser hochtechnisierten 
Geräte sind die Sachbeschädigungen dabei meistens sehr hoch. Die Aktivistinnen verhalten sich 
aber bei ihrer Aktion äußerst friedlich, d. h., sie sind sehr freundlich zu den Angestellten, wenn sie 
erwischt werden, bringen ihnen meistens sogar Geschenke mit und hören sofort mit ihrer 
Zerstörungstätigkeit auf, wenn man sie entdeckt. Anschließend stellen sie sich offen dem 
Gerichtsverfahren und nehmen die - zuweilen sehr hohe - Strafe ohne Protest an. 


In der Tierrechtsbewegung gibt es in Schweden eine Ploughshares-Gruppe namens „Bye Bye Meat 
Industry". Die Aktivistinnen haben Schlachthöfe und Brütereien als Ziele ihrer Aktionen 
ausgewählt. Sie drangen des Nachts in diese Räumlichkeiten ein und richteten einen hohen Schaden 
an. Dann warteten sie, bis die Angestellten in der Früh kamen, und überreichten ihnen vegane 
Torten und Blumen zur Begrüßung. Anschließend ließen sie sich widerstandslos festnehmen. Diese 
Aktionen haben in Schweden zu Gefängnisstrafen geführt, die aber bisher jeweils unter einem Jahr 
blieben. Demokratiepolitisch problematisch bei dieser Aktionsform scheint der Umstand, dass doch 
erheblicher Sachschaden angerichtet wird. Auf der anderen Seite fördert die Art der Aktion 
zweifellos die Diskussion über die Ethik von Schlachthöfen und der brutalen Tiernutzung bzw. über 
die Existenz von Massenvernichtungswaffen. Zusätzlich agieren die Aktivistinnen ohne jeden 
Zweifel derartig gewaltfrei und nachgerade freundlich, dass man sicher davon ausgehen kann, dass 
sie keine Angst verbreiten und dass niemand sich durch ihre Aktionen dazu gezwungen fühlt, gegen 
die eigene Überzeugung die Meinung zu ändern. 


Da sich die Aktivistinnen offen dem Gerichtsverfahren stellen und auch ihre Strafe annehmen, wird 
man die Aktionsform mit ein bisschen Zögern als demokratiepolitisch verträglich einstufen können. 
Es handelt sich jedenfalls um eine klassische Form des zivilen Ungehorsams, die in vielen 
verschiedenen Ländern schon oft angewandt wurde. 


5.4 Zusammenfassung 


Im Rahmen konfrontativer Kampagnen wird versucht, einen konstruktiven gesellschaftlichen 
Konflikt auszutragen. Derartige Konflikte sind die Essenz der Demokratie. In ihrer Idealform wird 
durch den freien Interessenkonflikt betroffener Gruppen ein Gleichgewicht, ein für alle tragfähıger 
Kompromiss ausgefochten, der dem Gemeinwohl aller am nächsten kommt. Oft spiegelt in der 
Praxis das Ergebnis dieses Konflikts lediglich die realen Machtverhältnisse wider, statt die 
gerechteste Gesellschaftsform darzustellen. Durch das Zurückhalten von wesentlichen 
Informationen, durch direkten politischen Einfluss und durch ein viel größeres Werbebudget können 
gewisse Gruppen in der Gesellschaft einen undemokratischen Vorteil im Interessenkonflikt 
erringen, der die Legitimation für politischen Aktivismus liefert. 


Die Aktionsformen im Rahmen der konfrontativen Kampagne, sogenannte nonviolent direct 
actions, dienen dazu, die offene Diskussion zu fördern, indem sie das Problem öffentlich machen 
und die politischen Gegnerinnen zur Rechtfertigung herausfordern. Sie können daher durchaus 
demokratiepolitisch unbedenklich sein, auch wenn sie das Gesetz übertreten. Voraussetzung dafür 
ist, dass sie nicht durch Angst, Gewalt oder Sachbeschädigungen einen direkten Druck auf die 
politischen Gegnerinnen ausüben, ihre Meinung zu ändern. 


Als Richtschnur für die demokratiepolitische Legitimität von gewaltfreien Aktionsformen gibt 
Remele (1992, S. 159) folgende Kriterien an: 


«Minimierung von Sachschäden 
Keine (auch unbeabsichtigte) Drohwirkung 
-Teil mehrheitlich legaler Aktivitäten 


«Alle legalen Wege wurden ausgeschöpft 
-Vorrangig appellativ-symbolisch 


-Bewusstseinsbildender Charakter 


6 Ein Brief aus dem Gefängnis von Dr. Martin Luther King 


Martin Luther King wurde am 15. Januar 1929 in Atlanta, Georgia, USA, geboren. Bereits am 25. 
Februar 1948 zum Priester der Baptisten geweiht, studierte er Theologie an der Ostküste der USA in 
Boston, wo er am 5. Juni 1955 das Doktorat verliehen bekam. Bereits ein Jahr davor hatte er eine 
Stellung als Priester in der Dexter Avenue Baptist Kirche in Montgomery, Alabama, also in den 
Südstaaten der USA, in denen damals eine sehr brutale Rassentrennung und Rassendiskriminierung 
heixschte, angenommen. 


Am 1. Dezember 1955 löste Rosa Parks in Montgomery die Bürgerrechtsbewegung aus, indem sie 
sich weigerte aufzustehen, als ein weißer Bürger ihren Sitzplatz im Bus einnehmen wollte. Ihre 
anschließende Festnahme und Verurteilung war der Auslöser für eine Bewegung gegen 
Rassendiskriminierung, die für die nächsten zehn Jahre die gesamten USA umfassen sollte. Am Tag 
von Rosa Parks' Prozess, dem 5. Dezember 1955, wurde ein Totalboykott der Buslinien von 
Montgomery begonnen, mit dem Ziel, das Management durch ökonomischen Druck dazu zu 
bewegen, über ein Ende der Rassentrennung und Rassendiskriminierung zu verhandeln. 


Martin Luther King war von Anfang an führend in die Organisation dieses Boykotts und einer 
Reihe weiterer konfrontativer Kampagnen involviert. Er entwickelte dazu die Aktionsformen der 
nonviolent direct actions, die er selbst als „militant" und „radikal" bezeichnete, Begriffe, die heute 
in diesem Zusammenhang nur mehr negativ besetzt sind. King sprach sogar von dem Ziel, die 
militanten Aktionen gegen Rassentrennung über die gesamten Südstaaten auszuweiten, sodass die 
Segregation nur noch unter Chaos und „social disintegration" aufrechterhalten werden könne. 


Obgleich er 1964 flir seinen politischen Aktivismus den Friedensnobelpreis erhielt und seit 1986 
jeder dritte Montag im Januar in den USA als „Martin Luther King Jr. Tag" in Form eines Feiertags 
begangen wird, wurde er anfänglich als Staatsfeind Nr. 1 behandelt. Man bezeichnete ihn öffentlich 
als Kommunist (in der Zeit der Kommunistenhatz), Verräter seines Landes, notorischen Lügner und 
moralisch degeneriertes Subjekt. Das FBI beschattete ihn und sah in ihm die größte Gefahr für die 
Verfassung und die nationale Sicherheit des Landes. Insgesamt war er zwischen 1955 und 1968 
über 20 Mal im Gefängnis. 1960 wurde King in Montgomery auf der Basis konstruierter Vorwürfe, 
die hauptsächlich auf aus dem Zusammenhang gerissenen Zitaten seiner Schriften und Reden 
beruhten und dazu dienen sollten, seinen Charakter als verbrecherisch darzustellen, wegen Meineids 
vor Gericht gestellt und mit zehn Jahren Haft bedroht. Nach drei Tagen Verhandlung kam es zu 
einem Freispruch. 


Im April 1963, während er in Birmingham, Alabama, im Gefängnis saß, wandten sich acht weiße 
Sprecher der dominantesten Religionen der USA in einem offenen Brief an ihn und forderten ihn 
auf, seine politischen Kampagnen zu beenden. Sie warfen ihm vor, ein Extremist, ein 
Gesetzesbrecher und ein Anarchist zu sein. In seiner Zelle im Gefängnis antwortete er am 16. April 


in Form eines offenen Briefes, der im Folgenden auszugsweise auf deutsch übersetzt wiedergegeben 
wird (für das englische Original siehe z. B. Kapitel 18 seiner Autobiographie, King 1998): 


[...] Sie verurteilen die Demonstrationen, die hier in Birmingham stattfinden. Aber Ihr Brief, so 
musste ich leider feststellen, drückt keine ähnliche Sorge über die Zustände aus, die diese 
Demonstrationen ausgelöst haben. [...] Es ist traurig, dass es diese Demonstrationen in Birmingham 
gibt, aber es ist viel trauriger, dass die weiße Machtstruktur der Stadt der schwarzen Bevölkerung 
keine andere Wahl lässt. 


In jeder gewaltfreien Kampagne gibt es vier Grundschritte: Sammlung aller Fakten, um 
festzustellen, ob eine Ungerechtigkeit wirklich vorliegt; Verhandlung; Selbst-Reinigung; und di- 
rect action. Wir haben hier in Birmingham alle diese Schritte durchlaufen. Es kann kein Zweifel 
bestehen, dass rassistische Ungerechtigkeiten diese Stadt förmlich durchdringen. Birmingham ist 
wahrscheinlich die Stadt mit der weitestgehenden Rassentrennung in den USA. [...] Auf der Basis 
dieser Fakten wollten Vertreterinnen der Schwarzen mit der Stadtregierung verhandeln. Aber diese 
hat sich immer wieder geweigert, in ehrlich gemeinte Verhandlungen einzutreten. 


Dann, letzten September, gab es die Möglichkeit, mit führenden Wirtschaftstreibenden der Stadt zu 
sprechen. Im Rahmen dieser Gespräche wurden uns Versprechungen gemacht - z. B. sollten die 
rassistischen Tafeln an Geschäftseingängen entfernt werden. Aufgrund dieses Versprechens 
stimmten [wir] einem Moratorium für alle Demonstrationen zu. Aber nach wochen- und 
monatelangem Warten wurde klar, dass wir Opfer eines gebrochenen Versprechens geworden 
waren. 


[...] Wir hatten also keine andere Möglichkeit mehr, als uns auf direct action vorzubereiten. [...] Wir 
beschlossen, unsere Direct-Action-Kampagne zu Ostern zu beginnen, weil, mit der Ausnahme von 
Weihnachten, zu dieser Zeit im Handel der meiste Umsatz gemacht wird. Da wir wussten, dass ein 
Geschäftsrückgang ein Nebenprodukt unserer direct actions sein würde, dachten wir, dass das die 
beste Zeit wäre, um auf die Wirtschaft einen Druck auszuüben, um den Weg für so notwendige 
Reformen zu eröffnen. [...] 


Vielleicht fragen Sie: „ Warum direct action? Warum sit- ins, Demonstrationen und das alles? Sind 
Verhandlungen nicht der bessere Weg? " Sie haben sicher recht, wenn Sie zu Verhandlungen 
aufrufen. Und tatsächlich ist das der wesentliche Zweck von direct action. Nonviolent direct actions 
zielen darauf ab, eine derartige Krise hervorzurufen und eine so angespannte Situation in jener 
Gesellschaft zu produzieren, die sich fortlaufend geweigert hat, zu verhandeln, bis diese zu 
verhandeln bereit ist. Das Thema soll so weit dramatisiert werden, bis es nicht mehr ignoriert 
werden kann. Dass die Erzeugung einer gesellschaftlich angespannten Situation Teil der Arbeit des 
gewaltfreien Widerständlers ist, klingt vielleicht schockierend. Aber ich muss zugeben, dass ich 
mich nicht scheue, den Begriff,, angespannte Situation " zu benutzen. Ich habe immer ehrlich eine 
gewalttätig angespannte Situation abgelehnt, aber es gibt eine konstruktive, gewaltfreie Art von 
Anspannung, die für die Weiterentwicklung der Gesellschaft notwendig ist. [...] 


Der Zweck unseres Direct-Action-Programms ist es, eine so krisengeschüttelte Situation zu 
schaffen, dass sich die Türen für Verhandlungen öffnen müssen. Ich stimme Ihnen daher zu, wenn 
Sie zu Verhandlungen aufrufen. [...] 


Einer der zentralen Vorwürfe in Ihrem Schreiben ist, dass unsere Aktionen in Birmingham nicht zur 
rechten Zeit gekommen seien. Manche von Ihnen fragen: „ Warum haben Sie der neuen 
Stadtverwaltung nicht mehr Zeit gegeben? " [...] Wir wissen aus schmerzhafter Erfahrung, dass der 
Unterdrücker niemals freiwillig Freiheit gewährt; die Freiheit muss vom Unterdrückten gefordert 
werden. Ich muss Ihnen sagen, ich habe bisher noch nie eine Direct-Action-Kampagne erlebt, die in 
den Augen jener, die ihren Zielen nicht zustimmten, „zur rechten Zeit" stattfand. [...] Irgendwann 
kommt der Zeitpunkt, an dem die Geduld zu Ende geht [...]. Ich hoffe, meine Herren, Sie können 
unsere legitime und unvermeidbare Ungeduld verstehen. 


Sie drücken Ihre große Sorge darüber aus, dass wir bereit sind, Gesetze zu brechen. Das ist eine 


legitime Sorge. Da wir die Einhaltung [von Gesetzen] fordern, könnte es auf den ersten Blick 
paradox wirken, wenn wir selber bereit sind, Gesetze zu brechen. Man könnte fragen: „ Warum 
rufen Sie dazu auf, gewisse Gesetze zu brechen und andere zu befolgen? " Die Antwort liegt in dem 
Umstand, dass es zwei Arten von Gesetzen gibt: die gerechten und die ungerechten. Ich bin der 
Erste, der dafür eintritt, gerechte Gesetze zu befolgen. Man hat nicht nur eine juristische, sondern 
auch eine moralische Verantwortung, gerechte Gesetze zu befolgen. Auf der anderen Seite hat man 
aber auch die moralische Verpflichtung, ungerechte Gesetze nicht zu befolgen. [...] 


Ein Gesetz ist ungerecht, wenn es auf eine Gruppe angewandt wird, ohne dass es [demokratisch 
zustande gekommen ist]. [...] Manchmal ist ein Gesetz gerecht in der Theorie, aber ungerecht in der 
Praxis. Ich wurde z. B. festgenommen, weil ich eine untersagte Demonstration durchgeführt habe. 
Es ist sicher notwendig, dass Demonstrationen auch untersagt werden können. Aber dieses Gesetz 
wird ungerecht, wenn es nur dazu benutzt wird, den Bürgerinnen [ihre Grundrechte] auf friedliche 
Versammlung und den Ausdruck ihres Protests zu nehmen. 


[...] Ich rufe keinesfalls dazu auf, grundsätzlich Gesetze zu brechen [...]. Das würde in die Anarchie 
führen. Diejenigen, die ein ungerechtes Gesetz brechen, müssen das offen, liebevoll und mit der 
Bereitschaft tun, die gesetzlich vorgesehene Strafe auf sich zu nehmen. Ich behaupte, dass ein 
Individuum, das ein Gesetz nicht befolgt, weil ihm sein Gewissen sagt, dass dieses Gesetz 
ungerecht ist, und das willig die Strafe für diese Gesetzesübertretung annimmt, um in der 
Gesellschaft ein Bewusstsein für diese Ungerechtigkeit zu erwecken, in Wirklichkeit dem Gesetz 
den größten Respekt entgegenbringt. 


[...] Ich muss zugeben, dass ich in den letzten Jahren von dem moderaten Weißen sehr enttäuscht 
wurde. Ich habe fast die Überzeugung gewonnen, dass das größte Hindernis für unsere 
Befreiungsbewegung nicht [der radikale Rassist], sondern der moderate Weiße ist, dem „Ordnung! 
wichtiger als Gerechtigkeit ist; der einen negativen Frieden, d. h. die Abwesenheit von 
gesellschaftlicher Spannung, dem positiven Frieden, d. h. der Anwesenheit von Gerechtigkeit, 
vorzieht; der immer sagt: „Ich stimme mit euren Zielen iiberein, aber ich kann eure Methode der 
direct actions nicht gutheißen." 


[...] Ichhätte gehofft, der moderate Weiße würde verstehen, dass Gesetz und Ordnung nur dafür 
existieren, Gerechtigkeit zu schaffen, und wenn sie das nicht tun, zum gefährlichen Damm werden, 
der die Strömung des sozialen Fortschritts hemmt. 


[...] Sie sprechen davon, dass unsere Aktivitäten in Birmingham extremistisch seien. Zunächst war 
ich enttäuscht, dass Priesterkollegen meine gewaltfreien Bemühungen als extremistisch ansehen. 
[...] Wenn [ein Aktivist] seine unterdrückten Emotionen nicht auf gewaltfreie Weise ausdrücken 
kann, dann werden sie sich in Form von Gewalt ihre Ausdrucksmöglichkeit suchen; das ist keine 
Drohung, sondern ein historisches Faktum. Deshalb sage ich nicht zu meinen Leuten: „ Unterdrückt 
eure Verzweiflung." Ich versuche ihnen vielmehr zu sagen, dass diese normale und gesunde 
Verzweiflung durch nonviolent direct actions ihren kreativen Ausdruck finden kann. Und jetzt wird 
dieser Zugang extremistisch genannt. 


[...] Bevor ich ende, fühle ich mich noch dazu gedrängt, einen Punkt in Ihrem Statement 
anzusprechen, der mich sehr stört. Sie loben die Polizei von Birmingham mit viel Verständnis dafür, 
dass sie angesichts unserer Aktivitäten die „Ordnung bewahrt und „Gewalt verhindert". Ich kann 
mir nicht vorstellen, dass Sie die Polizei so freundlich gelobt hätten, wenn Sie gesehen hätten, wie 
die Polizeihunde die unbewaffneten und gewaltfreien [Aktivistinnen] angriffen. Ich zweifle daran, 
dass Sie die Polizei so rasch loben würden, wenn Sie sehen würden, wie grausam und unmenschlich 
die Polizei [die Aktivistinnen] hier im Gefängnis behandelt. [...] Ich wünschte, Sie hätten 
stattdessen jene Aktivistinnen gelobt, die unter größten Provokationen sit-ins und Demonstrationen 
mit unbändigem Mut, einer Bereitschaft, selbst zum Opfer zu werden, und einer ungeheuerlichen 


Disziplin durchgeführt haben. Eines Tages werden die Südstaaten ihre wirklichen Helden erkennen. 
* 


Wenig später wurde Martin Luther King aus dem Gefängnis entlassen und setzte seine 
konfrontativen Kampagnen mit nonviolent direct action fort. Im Sommer 1963 wurde innerhalb von 
vier Monaten in 196 Städten 841 Mal demonstriert. Am 28. August 1963 versammelten sich mehr 
als 250.000 Menschen, darunter 60.000 Weiße, friedlich in der Hauptstadt Washington, um die 
Bürgerrechts-Gesetzgebung von US-Präsident Kennedy zu unterstützen. Hier hielt King seine wohl 
bekannteste Rede „I have a dream". Nach diesem Marsch auf Washington begann das FBI, King 
und andere Bürgerrechtlerinnen intensiv zu bespitzeln. Die internationale Gemeinschaft hingegen 
begrüßte Kings Bemühungen und verlieh ihm, wie schon erwähnt, 1964 den Friedensnobelpreis. 
Das US-amerikanische Nachrichtenmagazin „Times" ernannte ihn zum „Mann des Jahres 1964". 


Er, der immer die Gewaltlosigkeit gepredigt hatte, wurde mindestens drei Mal tätlich angegriffen 
und überlebte ein Bombenattentat. Am 4. April 1968 wurde Martin Luther King nur wenige Tage 
vor dem Beginn einer neuen konfrontativen Kampagne gegen soziale Ungerechtigkeit auf dem 
Balkon des Lorraine Motels in Memphis, Tennessee, erschossen. 


Übersetzung: Martin Balluch. 


Copyright der Originalfassung: The Heirs to the Estate of Martin Luther King Jr., c/o Writers House 
as agent for the proprietor New York, NY. Copyright 1963 Dr. Martin Luther King Jr., renewed 
1991 Coretta Scott King. 


7 Demokratie in Gefahr 


Die Demokratie ist keine fixe Struktur, sondern ein dynamischer Prozess, der laufend Änderungen 
unterliegt. Da die Demokratie aber in erster Linie der ohnmächtigen Mehrheit der Bevölkerung 
ermöglicht, einer mächtigen Minderheit im Interessenkonflikt Kompromisse abzuringen, besteht 
eine permanente Gefahr der schleichenden Erosion ihrer fundamentalen Grundlagen. Die 
wesentlichen Konfliktlinien der letzten Jahre brachen in westlichen Demokratien zwischen dem 
Primat der Wirtschaft und des Kapitalismus auf der einen Seite und den Interessen einer 
Bevölkerungsmehrheit gegen den Raubbau an der Natur und gegen die Ausbeutung von Mensch 
und Tier auf der anderen Seite auf. Dieser Konflikt wird durch die Globalisierung über die 
nationalen Grenzen gehoben und verschärft. Entsprechend ist eine Reihe von Gefahren für die 
Demokratie zu identifizieren, die sich schleichend einstellen und die von mächtigen 
Wirtschaftsinteressen fast unmerklich vorangetrieben werden. Sie sind von einer Propagandalawine 
begleitet, die im Wesentlichen Angst vor Terrorismus und organisierter Kriminalität schürt, um 
mittels dieser Angst zunehmend schärfere Überwachungsmaßnahmen und 
Bespitzelungsmöglichkeiten durch die Polizei zu rechtfertigen. So werden den Bürgerinnen gezielt 
ihre Grundrechte genommen, ohne dass dies als Gefahr erkannt wird. In vielen Fällen werden diese 
Maßnahmen sogar als Schutz interpretiert. 


Betrachtet man die globale Entwicklung der Demokratie, scheint die Gesellschaft Anfang des 
dritten Jahrtausends tatsächlich auf einer Art Scheideweg zu stehen. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde klar, wie wichtig Grundrechte auf Meinungsund Versammlungsfreiheit sind und wie 
schädlich sich totalitäre Systeme und der Faschismus auf das Gemeinwohl auswirken. Sechs 


Jahrzehnte später scheinen diese Lehren vergessen. Den Verfolgungs- und Überwachungsbehörden 
bieten sich Technologien und damit einhergehend Freiräume für ihre Anwendung, die schon längst 
das Angesicht der Demokratie verändert haben. Ob heute noch Kampagnen wie jene von Mahatma 
Gandhi oder Martin Luther King bzw. ob heute, 25 Jahre später, noch Besetzungen wie 1984 jene 
der Hainburger Au mit der Verhinderung des Kraftwerks möglich wären, muss ernsthaft in Frage 
gestellt werden. Die erschreckende Vision von George Orwells Big Brother aus „1984" ist in 
vielerlei Hinsicht bereits Wirklichkeit. Politische Aktivistinnen werden in einem noch nie da 
gewesenen Ausmaß bespitzelt und verfolgt, und am Beispiel des Verfahrens gegen die 
Tierschutzszene 2008 zeigt sich, dass private Meinungsäußerungen, die zum Teil bereits 20 Jahre 
früher gefallen sind, die aber am Computer z. B. in Form von E-Mails gespeichert wurden, diesen 
Personen dann als Beleg ihrer subversiven, „gesellschaftsgefährdenden" Einstellung vorgehalten 
werden. Politische Aktivistinnen können heute in privaten Diskussionen keine Meinungen mehr 
äußern, ohne fürchten zu müssen, diese Meinungen 20 Jahre später von einem Gericht vorgehalten 
zu bekommen! Tatsächlich geht es dabei darum, dass Aktivistinnen, die sich politisch für die 
Besserstellung von Tieren engagieren, als Wirtschaftsschädlinge eingestuft werden, weil die von 
ihnen geforderten besseren Tierhaltungsformen die Profite in der Tierproduktion einschränken. Mit 
der politischen Instrumentalisierung der Behörden, mit finanziell ruinösen Zivilklagen, mit 
schrankenlosen polizeilichen Ermittlungsmethoden und mit der gerichtlichen Anwendung von 
Organisationsdelikten sollen sie „unschädlich" gemacht werden. 


Diese Gefahren werden im Weiteren aufgezeigt. Die Bürgerinnen müssen sich wieder darüber klar 
werden, wie wichtig eine funktionierende Demokratie für das Erreichen einer gewissen 
Lebensqualität und für das Allgemeinwohl ist. Dieses Buch soll zur Klarstellung beitragen, dass von 
der kritischen Zivilgesellschaft und ihren demokratiepolitisch legitimen Aktionsformen, wie sie in 
Kapitel 5 dargestellt wurden, im Gegensatz zu dem, was uns die staatliche Propaganda weismachen 
will, keinerlei Gefahr droht. Vielmehr muss alles daran gesetzt werden, die Grundrechte zu erhalten, 
die jenen Handlungsfreiraum schaffen, der zivilgesellschaftliche Aktivitäten erst ermöglicht und 
gegen Übergriffe durch staatliche Organe oder wirtschaftliche Interessenverbände schützt. Dafür ist 
es höchste Zeit, bevor die Grundrechte so weit abgeschafft werden, dass der übrig gebliebene 
politische Aktionsspielraum nicht mehr besteht, um für die Erhaltung der Grundrechte eintreten zu 
können. 


7.1 Behörden und Gerichte agieren nicht neutral 


Die wahrscheinlich häufigste Gefährdung demokratischer Prozesse geht von einseitig agierenden 
Behörden und Gerichten aus. Es ist nicht vermeidbar, dass die konkrete Anwendung von Gesetzen 
erst durch die subjektive Interpretation von Behördenorganen oder Richterinnen, die sogenannte 
subjektive Beweiswürdigung, geschieht. In der Theorie sollten sich dadurch entstehende 
Ungerechtigkeiten ausgleichen, wenn viele verschiedene Individuen als Entscheidungsträgerinnen 
involviert sind. Dieser Mechanismus der ausgleichenden Gerechtigkeit funktioniert aber nicht mehr, 
wenn die Einseitigkeit in der Entscheidungsfindung durch einen systematischen Effekt und nicht 
durch individuelle Präferenzen, die variieren können, bedingt ist. 


Hochrangige Behördenvertreterinnen und Richterinnen stammen eher aus einem sozialen Umfeld, 
das rechtskonservativ statt progressiv ist und das daher von vornherein einer Protestkultur 
gegenüber eher kritisch eingestellt ist. Zusätzlich sind diese Entscheiderinnen tendenziell eher 
Landbesitzerinnen als Personen, die auf fremdem Land protestieren, sie stehen eher den 
Firmenbesitzerinnen als den FirmenkritikerInnen näher und sie haben in ihrer Lebenswelt 
tendenziell eher positive Erfahrungen mit der Polizei als negative. Alle diese Gründe prädestinieren 
diese Entscheiderinnen dazu, im Zweifel tendenziell gegen Aktivistinnen einer Protestkultur zu 
urteilen. Dafür gibt es zahllose Beispiele. Praktisch jeder Mensch, der eine Zeit lang Proteste und 
Kampagnen mitgemacht hat, könnte persönliche Eindrücke dieser Art liefern. Es ist wirklich oft 
unfassbar, wie ungerecht und einseitig Behörden und Gerichte agieren, wenn es um politische 
Proteste geht. 


Ende der 1990er Jahre protestierten Tierschützerinnen gegen Wildtierzirkusse in Österreich. Wie 
schon erwähnt, hatten die Zirkusse ihre Werbeplakate illegal aufgehängt, dennoch entfernte die 
Behörde nur die Gegenplakate der Tierschützerinnen, obwohl diese in gleicher Weise an denselben 
Orten aufgehängt worden waren. Offensichtlich hatte sich ein Entscheider in der Behörde eindeutig 
auf die Seite des Zirkus gestellt. In einer Demokratie sind die Behörden aber verpflichtet, neutral zu 
agieren, um den freien gesellschaftlichen Konflikt der Interessen zu ermöglichen. Diese Art der 
Verletzung der Neutralität ist daher eine Gefährdung der Demokratie. 


In Wien gab es eine Reihe von Kundgebungen gegen den Zirkus. Daraufhin legte das Büro für 
Vereins-, Versammlungsund Medienrechtsangelegenheiten dem Zirkus nahe, selbst Pro-Zirkus- 
Kundgebungen in der Umgebung seines Zeltes anzumelden, auch wenn er sie nicht abhalten wollen 
würde. Eine derartige Anmeldung von Demonstrationen könne der Versammlungsbehörde einen 
Vorwand liefern, Tierschutzdemonstrationen zu untersagen. Der Zirkus - sowie eine Reihe weiterer 
Firmen - kam dieser Aufforderung der Versammlungsbehörde nach, sodass heute noch regelmäßig 
Tierschutzdemonstrationen aufgrund solcher „Pseudo-Gegendemonstrationen", die gar nicht 
abgehalten werden, sondern ausschließlich dazu dienen, die Tierschutzdemonstrationen zu 
verhindern, untersagt werden. Das Pelzhaus Foggensteiner am Opernring in Wien hat sogar auf 
Jahre hinaus täglich 24 Stunden lang Demonstrationen bis zu 300 Meter vor seinem Geschäft 
angemeldet und dadurch jede Tierschutzdemonstration in diesem Bereich verhindert. Auch die 
Anrufung des Verfassungsgerichtshofs VfGH hat dieser verfas- sungs- und demokratiefeindlichen 
Strategie bisher keinen Einhalt bieten können (siehe VfGH-Erkenntnis vom 30. September 2008, 
Geschäftszahl B 663/08-7). Der VfGH war der Ansicht, dass die Berichte der Polizei, die Anti-Pelz- 
Demonstrantinnen hätten bei früheren Kundgebungen am selben Ort aggressiv geschrien, 
vertrauenswürdig seien und deshalb die Sicherheit etwaiger Teilnehmerinnen der „Pro-Forma"- 
Kundgebung nicht gewährleistet sei. Die Anti-Pelz-Kundgebung sei daher zu Recht untersagt 
worden. 


Dem Ermittlungsakt der Sonderkommission der Polizei gegen den Tierschutz im Jahr 2008 ist zu 
entnehmen, dass Polizeibeamte den politischen Gegner des Tierschutzes in der Medienarbeit 
unterstützt haben. 


Anordnungen: 
HGD ordnete nach dieser Dikussion folgendes an: 


» Ausschöpfen sämtlicher administrativen Möglichkeiten im Hinblick auf die Untersagung der 
Demonstrationen, inklusive Kontaktaufnahme mit der S III durch HPP 


em Übernahme der Koordination der Ermittlungstätigkeit, national und international durch das .BK, 
wobei das BVT einzubinden Ist 


« Übernahme der allfällig netwendigen Pressearbeit durch das .BK (Obst. HHB1) 





Auszug aus dem Gerichtsakt 


So wurden z. B. auf Vorschlag der Polizei eingeschlagene Fensterscheiben in großer Aufmachung 
der Öffentlichkeit präsentiert und Fotos davon auf einer eigenen Internetseite zum Download zur 
Verfugung gestellt, um dem Tierschutz ein radikales Image zu geben. Ebenso gab der operative 
Leiter der Sonderkommission die Anweisung, dass zu jeder Tierschutzkundgebung in ganz 
Österreich, und sei es nur ein Informationsstand, mehrere Beamte abzukommandieren seien, um in 
der Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, es handle sich um besonders gefährliche 
Demonstrantinnen. 


Sofortmaßnahme: Bei jeder angemeldeten Demo egal unterweichem Motto muß im gesamten 
Bundesgebiet ausnahmslos die Anwesenheit eines Kollegen vom LVT, mit klaren 
Verhaltensrichtlinien von der Vereins-und Versammlungsbehärde ausgestattet, ständig im oder vor 
dem Geschäft anwesend sein. Zusätzlich müssten mindestens zwei WEGA- Beamte, am besten mit 


einem Dienstfahrzeug ausgestattet, zur Prävention und bei Bedarf zur Repression unmiitelbar vor 
dem Geschäft positioniert sein. Diese Maßnahmen haben sich am letzten Einkaufssamstag vor 
Weihnachten 2007 bewährt, es kam zu keinerlei Störaktionen. Außerdem werden die militanten 
Tierschützer auch In der Öffentlichkeit in das Licht der .außergewöhnlichen gefährlichen 
Demonstranten" gerückt, was die Rädelsführer 


sind. 
Auszug aus dem Gerichtsakt 


Zusätzlich hielt die Polizei eigene Sitzungen mit dem politischen Gegner des Tierschutzes ab, um 
ihn darüber aufzuklären, wie jene Aktionsformen, die in Kapitel 5 dargestellt wurden, frühzeitig 
erkannt und verhindert werden könnten. Es wurden auch Informationen über einzelne Aktivistinnen 
weitergegeben. 


Bericht 
Militanter Tierschutz Getroffene behördliche und polizeitaktischB Maßnahmen: 
I. Allgemein: 


Aufgrund des wiederholten Auftreten militanter Tlerscbützar wurden seitens des Gefertigten 
folgende Maßnahmen getroffen bzw. In Auftrag gegeben: 1. Seitens des Gefertigten wurde am 
11,09.2006 eine l&eeltlge Projoktarbelt ausgearbeitet, in der folgende Schwerpunkte gesetzt 
wurden: 


‚Die fernmündliche und persönliche Kontaktaufnahme mit Betroffenen diverser Konzerne. In 
diesem Zusammenhang erfolgte eine Beratung und Erläuterung der Situation gegenüber den 
betroffenen Angestellten diverser Geschäftsstellen. 


‚Des Weiteren wurde eine am 19.09.2006, in der Zeit von 08.30 - 12.30 Uhr, Im Crowne Plaza 
Vlenna, Wagramer Straße 21.1220 Wien, Vortragstätigkeit Im Rahmen dieser Problematik 
durchgeführt. 


Auszug aus dem Geriehtsakt 


Der operative Leiter der Sonderkommission gegen den Tierschutz gab in einer internen Sitzung als 
sein Ziel an, dass keine Tierschutzkundgebung mehr innerhalb von 100 Metern Entfernung von 
jener Institution, gegen die demonstriert werden soll, stattfinden dürfe. 


Optimale mittelfristige und langfristige Lösung: 


Wie bereits in mehreren Ländern in Deutschland müssen österreichweit die Geschäftsinhaber, 
Geschäftsleute, Kunden und die im Umfeld aufhältige Bevölkerung von dieser Personengruppe, die 
nach schwerwiegenden Verdachtsmomenten gem. $ 278a StGB (kriminelle Organisation) agiert 
durch eine sog. „Demomeile von 100 Meter" geschützt werden. Oer Herr Sta. Mag. Wolfgang 
HHHH hat diese kriminelle Organisation schon in mehreren schriftlichen Anordnungen IVm mit $$ 
106 und 126 StGB angeführt. 


Auszug aus dem Gerichtsakt 
Die Polizei formuliert ihre Zielsetzung: dem Tierschutz ‚„‚Widerstand" entgegenzusetzen! 
Zielsetzung: 


Der UVS müsste sich beschäftigen, wir haben Zeitgewinn bis zur Umsetzung der operativen 
Zwangsmaßnahmen wie HO und HB. 


Die miitanten Tierschützer erleben erstmals koordinierten Widerstand von der Sicherheitsbahörde In 
ganz Osterreich, Ich denke, es ist unbedingt an der Zelt öatsrreichweit koordiniert so zu agieren. 


Auszug aus dem Gerichtsakt 


In zumindest zwei Fällen ist darüber hinaus durch die Akten belegt, dass die Polizei mithalf, 


Gesetzwidrigkeiten des politischen Gegners des Tierschutzes zu vertuschen. Nachdem die Polizei 
bei der telefonischen Abhörung von Tierschutzaktivistinnen in Erfahrung brachte, dass diese 
illegale Machenschaften von Jagdgesellschaften entdeckt und der Behörde mitgeteilt hatten, warnte 
sie die betroffenen Jägerinnen sofort. Diese konnten aufgrund dieser Warnung rechtzeitig vor der 
behördlichen Kontrolle am nächsten Tag die Situation bereinigen und der Anzeige entgehen. Einmal 
ging es dabei um 1.000 illegal gehaltene Fasane, beim anderen Mal wurden gezüchtete Rebhühner 
in Käfigen in Felder gesetzt, um sie am nächsten Tag zur Treibjagd bequem zur Verfügung zu 
haben. Beides sind alltägliche gesetzwidrige Machenschaften der Jägerschaft, die zum normalen 
Jagdalltag gehören. Die Jägerinnen ließen in beiden Fällen die Tiere einfach rasch frei, sodass die 
Behörde nur noch leere Käfige vorfand. 


2006 hat das Rektorat der Universität Wien für mich, den Sprecher und Obmann des Vereins Gegen 
Tierfabriken, ein unbefristetes Redeverbot auf dem Universitätsgelände erlassen. Auf Anfrage 
wurde mitgeteilt, dass das Redeverbot dadurch begründet sei, dass die Person ein Sicherheitsrisiko 
darstelle. Dabei hatte der VGT-Obmann noch unmittelbar davor sein Doktorat in Philosophie an 
derselben Universität abgeschlossen und bereits zahlreiche Vorträge ohne jedes Sicherheitsrisiko 
gehalten. Im September 2005 sandte das Unterrichtsministerium via Landesschulräte einen Brief an 
alle Schulen Österreichs, um 


vor dem radikalen Einfluss von Tierschützerinnen zu warnen, die im Rahmen des Projekts 
Tierschutz im Unterricht Vorträge hielten. Das Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismus- 
bekämpfung veranlasste im März 2004 in der heißesten Phase der Legebatteriekampagne das 
Finanzamt per Fax dazu, beim Verein Gegen Tierfabriken eine überraschende Finanzprüfung 
durchzuführen. In den Jahren 2006 und 2007 behauptete der damalige Innenminister Platter, 
Tierschutzdemonstrantinnen und gewisse Tierschutzvereine seien gewalttätig. Nach Intervention der 
Volksanwaltschaft gab der Minister in einem Brief zu, keine Belege für diese Behauptungen 
vorweisen zu können. 


Auch mit der steuerlichen Absetzbarkeit von Spenden wird Politik gemacht. Insbesondere die 
„wirtschaftsschädlichen" NGO-Sparten Tier- und Umweltschutz wurden von der Absetzbarkeit 
ausgenommen. Die Gemeinnützigkeit eines Vereins wird wiederum vom Finanzministerium 
festgelegt. Verliert eine NGO die Gemeinnützigkeit, dann muss sie für mehrere Jahre Körper- 
schafts- und Schenkungssteuer auf die Spenden nachzahlen, was für die meisten dieser 
Organisationen den Ruin bedeutet. Internen Dokumenten aus dem Finanzministerium aus dem Jahr 
2009 ist zu entnehmen, dass von oberster Stelle politische Aktivitäten wie Kampagnenarbeit für 
Gesetzesänderungen als nicht gemeinnützig anerkannt werden. Das Damoklesschwert, das auf diese 
Weise über allen NGOs hängt, kann das Finanzministerium jederzeit auf missliebige NGOs fallen 
lassen und sie dadurch komplett auflösen. 


Interner Bericht aus dem Finanzministerium: 


Um abgabenrechtliche Begünstigungen nach §5 34 ff BAO beanspruchen zu können, muss «in Rechtsträger ausschließlich und unmittelbar begünstigten Zwecken dienen. Verfolgt ein Rechtsträger 
neben begünstigten auch ntcMbegünstigte Zwecke, ist er von abgabenrechtlichen Begünstigungen ausgeschlossers, es sei denn, die nicht begünstigten Zwecke sind als völlig untergeordnet (bis 
rund 10%) anzusehen (VerelnsR 2001 Rz 114), Irr, gegenstandlichen Fall ist schon aus den Statuten ersichtlich, dass grundsätzlich begünstlgungsfÄhige Zwecke mit rein politischen Zielen wie der 
Veranxenjng des Tierschutzes in der österreichischen Rundesverfassung oder Fragen der Grundrechte vermischt werden. Die Verfolgung poetischer Zwecke ist aber abgabenrechtlich nicht 
begünstigt (VerelnsR 2001 Rz 22). Abgesehen davon, dass es sich hierbei um rem politische Ziele handelt, ist die Einstellung der Allgemeinheit in Österreich gegenüber den im Sachverhalt 
dargestellten -.'erfolgten politischen Z’e>en wohl ass gespalten zu bezeichnen, >:seh den VerelnsR 2001 Rz 20 darf ein Rechtsträger aber nicht a's gemeinnützig anerkannt Wörden, wenn in 
einem nicht unbeachtHchen Teil der Bevölkerung Bedenken gegenüber dein Fotder/ial Gestehen 


Im Verfahren gegen den Verein Gegen Tierfabriken ist den Akten zu entnehmen, dass seit 19. Juni 
2008 genau dieses Ziel anvisiert wird. 


illustratzion 


Auszug aus dem Gerichtsakt 


Schon die permanente Bespitzelung allein, ohne daraus abgeleitete gerichtliche 
Verfolgungshandlungen, ist demokratiepolitisch äußerst fragwürdig. Der psychologische Druck 
wird viele Menschen davon abbringen, sich politisch zu engagieren. Zusätzlich können 
Aktivistinnen auch direkte Nachteile durch diese Bespitzelungen erwachsen. So wurde z. B. eine 
Tierschützerin, die sich bei der Polizei für eine Anstellung bewerben wollte, mit der Begründung 
abgelehnt, sie habe bereits an 18 Tierschutzkundgebungen teilgenommen. 


Insbesondere mit astronomisch hohen Verwaltungsstrafen kann eine Behörde den politischen 
Aktivismus zerstören. Am 18. November 2005 hatte ein Tierschützer den illegalen Ab- schuss von 
direkt vor den Jägerinnen ausgesetzten Zuchtfasanen bei Würmla in Niederösterreich dadurch 
beendet, dass er die Polizei rief und die Jägerinnen anzeigte. Die Bezirkshauptmannschaft Tulln 
schickte daraufhin dem Tierschützer einen Bescheid über eine Geldstrafe von 500 Euro wegen 
Tierquälerei, weil er durch seine Aktion den Abschuss dieser Fasane verhindert habe. Da die 
hilflosen Zuchtfasane durch das Eingreifen des Tierschützers in der freien Natur weiterleben 
mussten, ohne vorher abgeschossen zu werden, seien sie sicher sehr bald durch Füchse qualvoll 
umgekommen, und an dieser Tierquälerei sei der Tierschützer schuld. In einem anderen Fall wurden 
Personen, die am 14. Dezember 2006 bei Lassee im Bezirk Gänsern- dorf, Niederösterreich, 
während einer Treibjagd ein Jagdgebiet außerhalb von öffentlichen Wegen betreten haben sollen, 
mit 1.400 Euro pro Person bestraft. 


Umgekehrt wurde am 15. September 2001 ein Zirkusangestellter von einem Passanten dabei 
gefilmt, wie er einen Tierschützer, der friedlich gegen den Zirkus protestierte, von hinten angriff 
und ihm mehr als zehn Mal mit der Faust auf den Kopf schlug. Der Tierschützer übergab das 
Videoband der Staatsanwaltschaft, die das Verfahren aber am 1. März 2002 niederlegte. Daraufhin 
erzwang der Tierschützer mittels Strafantrag und auf eigenes Kostenrisiko ein Strafverfahren wegen 
Körperverletzung. Am 17. Juli 2004 wurde der Angreifer vom Bezirksgericht Bad Ischl zu einer 
Geldstrafe von 80 Euro, ausgesetzt auf drei Jahre Bewährung, und zu 100 Euro Schmerzensgeld 
verurteilt. 


Tatsächlich gibt es zahllose Beispiele von brutalen Angriffen auf Tierschützerinnen, die nur in den 
wenigsten Fällen von der Staatsanwaltschaft aufgegriffen und verfolgt wurden. So wurde im Herbst 
1991 bei Vitis im Waldviertel in Niederösterreich einem Tierschützer von einem Jäger mit dem 
Schrotgewehr in den Bauch geschossen, und am 25. Juli 1997 schoss der Besitzer einer 
Schweinefabrik in Pürstendorf im Weinviertel, ebenfalls in Niederösterreich, einer Tierschützerin 
durch den Oberschenkel. In beiden Fällen kam es zu keiner Anklage gegen die Täter. Am 21. März 
2000 griffen rund 30 Zirkusangestellte des damaligen Österreichischen Nationalzirkus bei Tulln 
vier friedliche Tierschützerinnen an, die vor dem Zirkus mittels Fernseher und Flugblättern auf das 
Leid von Zirkustieren aufmerksam gemacht hatten. Die vier wurden schwer zusammengeschlagen, 
ihre Videokamera wurde geraubt und ihr gesamtes Demonstrationsmaterial inklusive Fernseher 
zerstört. Obwohl die vier ein paar der Angreifer erkannt hatten und alle Täter eindeutig aus dem 
Zirkus kamen und dort angestellt waren, gab es nur Freisprüche. 


Am 18. November 2007 griffen einige Jägerinnen einzelne Tierschützer an, die von öffentlichen 
Wegen aus eine Treibjagd filmen wollten. Den Tierschützern gelang es, einige der Angriffe 
eindeutig mittels Film festzuhalten, die Staatsanwaltschaft legte 


die Anzeigen dennoch nieder. In all diesen Fällen ist völlig offensichtlich, dass bei vertauschten 
Rollen, d. h., wenn die Tierschützer die Gewalt ausgeübt und z. B. den Zirkus überfallen, beraubt 
und in Stücke gehauen hätten, sie mit Sicherheit ins Gefängnis gewandert wären. Diese 
Einseitigkeit der Staatsanwaltschaften und Gerichte bei Protestaktionen ist so weit verbreitet und 
„normal", dass sie allen Menschen bekannt ist, die auch nur ein bisschen Erfahrung in diesen 
Dingen haben. 


Auch und gerade im Tierschutz hat es bereits rigorose Demonstrationsverbote gegeben. Im 


Dezember 2006 wurden plötzlich alle Kundgebungen gegen Pelz vor pelzführenden Geschäften in 
Wien kurzerhand mit der Begründung untersagt, dass es zu Gewalt kommen könnte und damit die 
öffentliche Sicherheit gefährdet wäre. Und das, obwohl es in Wien noch nie bei derlei 
Kundgebungen zu Gewalt seitens der Tierschützerinnen gekommen ist. Auch das Magistrat der 
Stadt Graz erließ plötzlich Demonstrationsverbote und stellte sich auf den Standpunkt, es müsse vor 
Demonstrationen zuerst eine Genehmigung seitens des Magistrats eingeholt werden, die diese ohne 
Angabe von Gründen nicht erteilen müsse, weil die Benützung von Öffentlichen Straßen für 
verkehrsfremde Zwecke in der Steiermark einer Genehmigungspflicht unterliege. Nach lang- 
wierigen Prozessen und zahllosen untersagten Demonstrationen und Strafbescheiden entschied der 
Verfassungsgerichtshof (VfGH-Erkenntnis vom 29.9.2008, Geschäftszahl B2355/07) zuletzt 
endlich, dass beim Magistrat der Stadt Graz zwar um eine Genehmigung angesucht werden muss, 
dass diese aber die Genehmigung auch zu erteilen hat. 


Ab Ende 2008 wurden in vielen Städten Österreichs Demonstrationsverbote im Umkreis von 
weniger als sieben Metern vor Geschäftseingängen erlassen, weil derartige Veranstaltungen einen 
Umsatzrückgang bedeuten könnten und damit das Recht auf Freiheit der Erwerbstätigkeit anderer 
unzulässig beschränken würden. Ein Urteil des Verfassungsgerichtshofs hat diesen 
Untersagungsgrund der Wiener Versammlungsbehörde als rechtmäßig anerkannt (VfGH B 1695/07- 
7). In all diesen 


Fällen wird deutlich, dass behördlicherseits ganz im Gegensatz zum Neutralitätsgebot den 
Interessen von Wirtschaft und Industrie immer Priorität eingeräumt wird. 


7.2 Zivilklagen als Druckmittel - SLAPP 


George Pring und Penelope Canan haben 1992 eine Untersuchung aus den USA vorgestellt, in der 
sie Zivilklagen von Firmen bzw. politischen Institutionen gegen politische Aktivistinnen und NGOs, 
sogenannte SLAPPS (Strategie lawsuits against public partieipation), über den Zeitraum von zehn 
Jahren verfolgt haben. Im Resultat stellen sie fest, dass derartige Klagen auf Unterlassung und 
Widerruf von finanzstarken Gruppen dazu missbraucht werden, finanzschwache politische 
Gegnerinnen einzuschüchtern oder auch zu ruinieren. In den 1990er Jahren in England klagte etwa 
eine Pelzfarm erfolgreich gegen den Tierschutzverein Lynx, weil dieser die Pelzfarm als „hell hole" 
bezeichnet hatte. Die Pelzfarm gewann den Prozess wegen übler Nachrede und der Tierschutzverein 
musste Bankrott anmelden. Am bekanntesten ist wahrscheinlich der sogenannte „McLibel Prozess", 
bei dem die Firma McDonald's zwei Aktivistinnen von London Greenpeace wegen des Verteilens 
von Flugblättern, durch die sich der Konzern diffamiert sah, geklagt hatte. Nach dem längsten 
Prozess in der englischen Geschichte wurden den zwei Aktivistinnen Prozesskosten aufgebürdet, 
die sie niemals im Leben mehr zurückzahlen werden können. 


Diese Strategie muss als Gefahr für die Demokratie angesehen werden, weil sie aufgrund der 
eklatanten Ungleichheit finanzieller Ressourcen die jeweiligen Parteien völlig verschieden stark 
bedroht. Bei solchen Prozessen geht es sehr rasch um riesige Summen, die für kleine NGOs oder 
sogar Einzelpersonen zur Existenzfrage werden. Für große Firmen und Tiernutzungsverbände 
hingegen sind solche Summen Peanuts. Die Bedrohung, die diese Art der Klage also mit sich bringt, 
ist eine ernsthafte Einschränkung des verfassungsmäßig verbrieften Rechts auf freie 
Meinungsäußerung. Ohne dieses Recht ist eine politische Kampagne nicht durchführbar, gibt es 
also keine Demokratie. 


Im Folgenden soll die Wirkung derartiger Klagen im Rahmen von Tierrechtskampagnen anhand von historischen Beispielen 
aufgezeigt werden. 


7.2.1 LegebatteriebetreiberInnen klagen -1:0 für den Tierschutz 


Am 21. März 1991 veröffentlichte der Verein „Tierschützerund Tierversuchsgegner 
Salzkammergut" ein bezahltes Inserat gegen Legebatterien in der „Salzkammergut-Zeitung". Darin 
wurde mit Foto und plakativen Aussagen das Leid der Legebatteriehühner drastisch dargestellt und 
die Alternative Freilandhaltung angepriesen. Die Kampagne gegen Legebatterien, die ja letztendlich 
zu einem Verbot ab 1. Januar 2009 geführt hat, befand sich zu dieser Zeit noch in den 
Kinderschuhen, praktisch die gesamte Eierproduktion in Österreich geschah in Käfighaltung. Erste 
zaghafte Kritik an dieser Haltungsform wurde von der Käfigeilobby daher mit großem 
Selbstbewusstsein abgeschmettert. Zunächst rief man, ohne den wahren Grund des Anrufs zu 
nennen, den Tierschutzverein an, der dieses Inserat geschaltet hatte, und bat um Adressen von 
FreilandhalterInnen. Umgehend wurden schriftlich 20 solcher Bezugsquellen genannt. Die 
LegebatteriebetreiberInnen meinten dadurch den Beweis in der Hand zu halten, dass der 
Tierschutzverein mit dem Inserat ihren Wettbewerbskonkurrentinnen unlauter hilft, und klagten - 
sicherlich mit dem Hintergedanken, jede Kritik an der Käfighaltung zu verhindern. 


Mit einem angegebenen Streitwert von damals 520.000 Schilling wurde, wie in solchen Prozessen 
üblich, die Klage für den Tierschutzverein potentiell existenzgefährdend. Die Lege- 
batteriebetreiberInnen verlangten, dass der beklagte Verein derartig negative Äußerungen über 
Legebatterien, insbesondere das Zeigen von Bildern von Hennen ohne Federn, unterlasse und in 
derselben Zeitung, in der das Inserat erschienen war, widerrufe. In erster und zweiter Instanz wurde 
dem Klagsbegehren im Wesentlichen stattgegeben. Der Oberste Gerichtshof drehte allerdings im 
Februar 1993 diese Urteile um: Dem Tierschutzverein sei zu bescheinigen, dass bei seinen Motiven 
die weltanschauliche Überzeugung im Vordergrund gestanden sei. Die marktwirtschaftliche 
Erwägung, FreilandhalterInnen zu fördern, die der beklagte Verein unumwunden zugegeben hatte, 
sei nur von untergeordneter Bedeutung gewesen. Die Klage wurde deshalb vollständig abgewiesen 
und die Legebatteriebetreiberlnnen mussten über 112.000 Schilling an Anwaltskosten an den 
Tierschutzverein überweisen. Die Gesamtkosten des Verfahrens müssen für die Klägerinnen mehr 
als doppelt so hoch gewesen sein. 


7.2.2 Fast-Food-Gigant McDonald's gegen kleine NGO 


Bereits am 8. Juli 1992, kurz nach seiner Gründung, hielt der Verein Gegen Tierfabriken seine erste 
Flugblattaktion gegen den Fleischkonsum vor einer McDonald's-Filiale in der Kärntner Straße in 
Wien ab. Anfang November 1993 rief der VGT dann zu einem Aktionstag gegen McDonald's auf 
und demonstrierte am 4. November vor Filialen in Wien, Graz, Salzburg, Innsbruck und Klagenfurt. 
Die Medien berichteten. 


Daraufhin erhob McDonald's am 16. November 1993 Klage gegen den VGT und eine Einzelperson, 
die für verantwortlich gehalten wurde. Unter anderem wurde moniert, dass die Karikatur auf dem 
verteilten Flugblatt ein Hauptprodukt von McDonald's, nämlich einen Hamburger, bei dem das 
Fleischlaiberl durch einen blutigen Rinderkopf ersetzt war, in grauslich entstellter Form zeige, 
sodass einem jede Lust auf ein derartiges Produkt sofort vergehe. Der Streitwert dieses Verfahrens 
wurde mit 1,6 Millionen Schilling angegeben. Damals hatte der VGT 1.000 Mitglieder und ein 
Jahresbudget von 357.247 Schilling. Ende Januar 1994 wurde eine Einstweilige Verfügung erlassen: 
Das belangte Flugblatt durfte nicht mehr verteilt werden. 


Der Prozess zog sich über zwei Jahre hin und die Verfahrenskosten stiegen ins Unermessliche. 
Obwohl McDonald's eigentlich nur eine Unterlassung und einen Widerruf fordern konnte, musste 
sich der VGT letztlich einem Vergleich beugen, der weit darüber hinausging, um nicht durch die 


Verfahrenskosten vollständig bankrott zu gehen, weil er nicht alle Behaup- 


tungen auf dem Flugblatt beweisen konnte. Selbst die eigenen Anwaltskosten hatten sich bis dahin 
bereits auf 250.000 Schilling summiert. 


Am 28. September 1995, nach fast zwei Jahren Prozessdauer, kam es also zu einem 
demokratiepolitisch äußerst bedenklichen Vergleich. Der VGT und die genannte Einzelperson, die 
beim Verteilen der Flugblätter von McDonald's fotografiert worden war, verpflichteten sich 
zusätzlich zu der zukünftigen Unterlassung der Aussagen des Flugblattes sowie der Unterlassung 
der Nutzung der darauf befindlichen Bilder inklusive der Karikatur eines Menschen, der einen 
Hamburger isst, in dessen Mitte eine Kuh schreit, McDonald's weder direkt noch indirekt als 
Aufhänger von Aktionen gegen den Fleischkonsum und gegen nichtartgerechte Tierhaltung zu 
verwenden und in Hinkunft keinerlei Aktionen vor McDonald's-Restaurants in Österreich (wie z. B. 
Demonstrationen, Verteilen von Flugblättern et cetera) abzuhalten. Zusätzlich dürfe der VGT diesen 
Vergleich weder zu Werbe- noch zu PR-Zwecken verwenden. Dafür musste nur der „symbolische" 
Betrag von 30.000 Schilling Prozesskosten an McDonald's überwiesen werden. 


7.2.3 Kürschnerinnen gegen Pelzgegnerinnen 


Mitte der 1990er Jahre war die Kampagne gegen den Pelztierhandel und die Pelztierfarmen in 
Österreich auf dem Höhepunkt. Als Teil dieser Kampagne wurden von Tierschutzvereinen 
Alternativen zu Tierpelz, wie Kunst- oder Webpelz, angepriesen. Im Rahmen einer Veranstaltung 
gegen Pelz hielt die Obfrau des Vereins der Tierbefreier Graz eine Rede gegen Pelz und eine 
Webpelz-Boutique präsentierte ihre Kleider als ethische Alternative. 


Ein Grazer Kürschner nahm diese Veranstaltung zum An- lass, um auf Unterlassung und Widerruf 
zu klagen. Ihm wurde in allen Instanzen recht gegeben, und die Tierschutzseite konnte nur mit 
größter Mühe die astronomischen Kosten von weit über 500.000 Schilling sowie die 
Veröffentlichung des Widerrufs in der „Kronen Zeitung" und der „Kleinen Zeitung" finanzieren. 


Im Urteil vom 5. Juli 1995 wird den Tierschützerinnen tatsächlich vorgeschrieben, in Hinkunft zu 
unterlassen, bei Bewerbung oder Vertrieb von vorwiegend aus Kunstfasern hergestellten Textilien 
Folgendes zu behaupten: 


«Das Tragen von Webpelz erspart vielen Tieren unsagbare Qualen 
-Webpelze sind die Alternative zum herkömmlichen Pelz 


«Eine Million Tiere müssen jährlich für die Mode sterben, somit eine Million mal Angst, ja 
Todesangst 


«Ein Pelzmantel kostet 30 bis 60 Nerzen das Leben, oder 26 Karakulschafen oder sechs bis 15 
Ozeloten, oder acht Seehunden oder zwölf Wölfen, oder sage und schreibe 110 Eichhörnchen; der 
Tod eines jeden dieser Tiere ist mit viel Leid und Schmerz verbunden 


«Weiß ist die Farbe der Unschuld; und wer kann bei diesen Qualen seinen Pelz wirklich mit reinem 
Gewissen tragen! 


«Alles, was mit Tierqualen zu tun hat, sollte man ablehnen 
-Webpelze sind der ideale Ersatz für die wirklich teuren Pelze 


«Bei Webpelzen tut man keinem Tier etwas zuleide, Webpelze ersparen vielen Tieren unsagbare 
Qualen 


«Die Haltung und/oder Tötung der für die Pelzerzeugung und/oder Pelzverarbeitung verwendeten 
Tiere ist für diese mit vielen Leiden, Angsten und Schmerzen oder mehr verbunden 


«Jeder Träger von Pelz ist mitverantwortlich für den oben beschriebenen Zustand 


Obige Behauptungen sind in einer Öffentlichen Debatte über ein Verbot, Tierpelze zu produzieren 


oder zu vertreiben, sicherlich berechtigt. Dadurch, dass diese Behauptungen zusammen mit dem 
Zeigen von Webpelzen aufgestellt wurden, konnte der Kürschner seine Klage so formulieren, als ob 
es sich um Werbemaßnahmen eines wirtschaftlichen Konkurrenten gehandelt hätte, und erreichte 
dieses Unterlassungsurteil des Gerichts. 


Oberster Gerichtshof stellt fest: Vorwurf „Tierquälerei" ist Werturteil 


Anfang 1997 erschien ein Leserbrief in einer Tageszeitung, in dem ein Zoo positiv hervorgehoben 
wurde. Der Obmann eines Tierschutzvereins beantwortete diesen Brief mit einem eigenen 
Leserbrief, in dem er diesen Zoo namentlich erwähnte und die Zootierhaltung allgemein als 
Tierquälerei bezeichnete (Sie [die Verfasserin des ersten Leserbriefes] sollte einen Aufruf zum 
mehrmaligen Besuch und zur Übernahme von Zootierpatenschaften lieber unterlassen, denn 
Zootierhaltung bedeutet in jedem Fall Tierquälerei.). 


Daraufhin klagte der Zoo auf Unterlassung: Der Tierschützer dürfe die Zootierhaltung nicht mehr 
als Tierquälerei bezeichnen, zumal sie gesetzeskonform sei, und er solle nicht zum Nichtbesuch des 
Zoos aufrufen. Das Landesgericht Salzburg wies die Klage am 20. Mai 1997 ab. Der Zoo ging in 
die Berufung und erhielt vom Oberlandesgericht Linz insofern recht, als dass die Zootierhaltung 
nicht mehr als Tierquälerei bezeichnet werden dürfe. Dagegen wiederum berief der Tierschutzverein 
und bekam am 29. Oktober 1997 vom Obersten Gerichtshof (OGH) recht: Der Vorwurf der 
Tierquälerei sei ein Werturteil und beziehe sich nicht auf die Einhaltung von Gesetzen. Tierschutz 
sei bereits ein so wichtiges Thema von Allgemeininteresse, dass derartige Vorwürfe und 
Weltanschauungen einen politischen Freiraum brauchten. 


Stift Kremsmünster gegen VGT: Tierquälerei oder nicht? 


Bereits zwei Jahre vor oben genanntem richtungsweisendem Urteil hatte der VGT in einer Sendung 
von „Help TV" im ORF am 2. August 1995 die Legebatterie des Stifts Kremsmünster angeprangert 
und als Tierquälerei bezeichnet. Am 4. und 5. Oktober 1995 wurden im Anschluss an diese Sendung 
Demonstrationen vor dem Stift abgehalten und dabei Flugblätter verteilt. Das Kloster klagte 
daraufhin den Verein, unter anderem die Behauptung, die klösterliche Intensivtierhaltung sei 
Tierquälerei, zu unterlassen. Der VGT machte diese Klage publik und das Kloster dehnte daraufhin 
prompt die Klage auf diese Presseaussendung aus. 


Nach jahrelanger Verhandlung urteilte das Handelsgericht Wien im Mai 1997, dass der Vorwurf der 
Tierquälerei eine Ehrenbeleidigung und kein Werturteil sei und daher zu unterlassen sei. Im März 
1998 hielt das Oberlandesgericht Wien auf die Berufung des VGT hin dieses Urteil aufrecht, 
obwohl der OGH Ende 1997 bereits sein Zoo-Urteil erlassen hatte, bei dem er den Vorwurf der 
Tierquälerei sehr wohl als Werturteil aufgefasst hatte. Am 27. Mai 1998 schließlich gab der vom 
VGT angerufene OGH den Tierschützerinnen bezüglich der Kritik, die inten- sivtierhaltung als 
Tierquälerei zu bezeichnen, recht, allerdings wurden andere Behauptungen des VGT, die in der 
Presseaussendung gefallen waren, als ehrenbeleidigend aufgefasst. Der VGT musste den Großteil 
der Prozesskosten tragen. 


7.2.6 AMA klagt wegen Ehrenbeleidigung 


In einer Presseaussendung vom 7. Dezember 2000 kritisierte der VGT die AgrarMarkt Austria 
(AMA) vor allem deswegen, weil nach Ansicht des VGT das AMA-Gütesiegel vorsätzlich eine 
Ähnlichkeit mit einem Biosiegel habe. Es täusche daher eine gute Tierhaltung vor, obwohl die 
Kriterien für dieses Gütesiegel keine gute Tierhaltung vorschreiben. 


Am 8. Dezember unterstrich der VGT diese Kritik mit einer Demonstration gegen die AMA. Diese 
reagierte am 3. Januar 2001 mit einer Klage. Der VGT solle unterlassen, eine derartige Behauptung 


aufzustellen (Streitwert: 200.000 Schilling), einen Widerruf per APA-Aussendung und in der 
vereinsinternen Zeitung verbreiten (40.000 Schilling) und Schadensersatz leisten (260.000 
Schilling). 


Am 1. Februar 2001 sprach das Handelsgericht Wien eine Einstweilige Verfugung gegen den VGT 
aus, derartige Aussagen zu unterlassen. Allerdings dürfe der VGT weiterhin behaupten, die AMA- 
Richtlinien für das Gütesiegel seien staatlich subventionierter Betrug am Konsumenten. Sowohl 
AMA als auch VGT 


legten gegen dieses Urteil Rekurs ein. Das Oberlandesgericht Wien gab am 17. Juli 2001 beiden 
Rekursanträgen recht: Der VGT dürfe wieder behaupten, dass die AMA mit ihrem Gütesiegel 
bewusst eine bessere Tierhaltung in Bioqualität vortäusche, obwohl ihr Gütesiegel diese Qualität 
nicht biete, aber er dürfe das nicht mehr als staatlich subventionierten Betrug am Konsumenten 
bezeichnen. Dagegen erhob nur mehr die AMA eine Berufung, die vom OGH am 13. Dezember 
2001 (6 Ob 266/Olp) zurückgewiesen wurde. 


in dieser Sache hat es zunächst eine einstweilige Verfügung des Landesgerichtes St. Pölten gegeben 
und zwar folgenden Inhaltes; 


ü.a. VGT und mH wird es geboten es zu unterlassen, herabsetzende Behauptungen über AMA, 
Insbesondere deren Bezeichnung als "Agrarmafia Austria", sowie die Behauptung, das AMA 
-Güteaiegel versuche ganz bewußt zu verschleiern, daß der Biolandbau sich ganz wesentlich vom 
konventionellen unterscheide oder sinngleiche Behauptungen zu unterlassen 


1. b. Das Begehren es zu unterlassen zu behaupten, die AMA-Richtlinien seien staatlich 
subventonierter Betrug am Konsumenten sowie Binngieiclie Behauptungen aufzustellen wurde 
abgewiesen. 


Beide Parteien rekrurierten 
Das Oberlandesgericht Kien hat nunmehr die Rntscheidung "umgedreht"! Die EV lautete dann: 


2. a. VGT und j9BI wird es geboten es zu unterlassen AMA alu "Agrarmafıa Austria" zu bezeichnen 
und zu behaupten die AMA-Richtlinien seien staatlich subventonierter Betrug am Konsumenten 
sowie flinrigleiche Behauptungen aufzustellen. 


2. b. Das Begehren den Beklagten zu untersagen das AMA -Gütesiegel versuche ganz bewußt zu 
verschleiern, daß der Biolandbau sich 'ganz wesentlich vom konventionellen unterscheide sowie das 
Mehrbegehren auf Untersagung ganz allgemein "herabsetzender Behauptungen" wurde abgewiesen, 


Das Oberlandesgericht stellte fest: DIE KLAGENDEN PARTEIEN (= AMA) VERSUCHEN 
GANZ BEWUSST DEN EINDRUCK J2U ERWECKEN, DAS MIT DEM AMA-GÜTEZEICHEN 
VERSEHENE L'LEISCH STAMME VON NATURBELASSEN GEHALTENEN TIEREN WOBEI 
AUCH DEUTLICH AUF EINE UMWELTGERECHTE WIRTSCHAFTSWEISE HINGEWIESEN 
WIRD. ES ENTSTEHT DER EINDRUCK, MIT DEM AMA-GÜTESIEGEL VERSEHENE 
WAREN SEIEN BESONDERS "NATURBELASSEN": DASS TATSÄCHLICH DIE MIT DEM 
AMA-GÜTKSIEGEL VERSEHENEN LEBENSMITTEL NICHT AUS BIOLOGISCHER 
LANDWIRTSCHAFT STAMMEN, WIRD DAHER VERSCHLEIERT. 


Das bedeutetes 


Gemäß der ersten EV durfte man "Betrug" sagen, aber jedoch nicht "Verschleiern von 
Informationen an Konsumenten", Gemäß der 2. EV genau umgekehrt. Die Formulierung "Betrug" 
sei zu arg, verschleiert wird aber doch. 


Wir rekrutierten 2a. 


Uns kostete der Prozess im Jahre 2001 ungefähr 21.500,- ATS 


Auszug aus dem Gerichtsakt 
Illustration2 


Da aber die Prozesskosten zu diesem Zeitpunkt bereits in astronomische Höhen gestiegen waren 
(Streitwert: fast 40.000 Euro), sah sich der VGT gezwungen, am 27. März 2002 einen 


Vergleich mit der AMA zu unterschreiben: Der VGT wird die Behauptung, die der OGH als einen 
Teil der Meinungsfreiheit ansah, nie wieder aufstellen; dafür muss die AMA ihre eigenen 
Prozesskosten selbst bestreiten und nicht teilweise dem VGT in Rechnung stellen, wie sie das dem 
Urteil entsprechend tun hätte können. 


7.2.7 Tierversuche dürfen als Tierquälerei bezeichnet werden 


Am 28. April 2003 besetzte der VGT das Büro von Tierexperimentator Wolfgang Huber am Institut 
für Krebsforschung in Wien, um gegen dessen Kaffeeversuche an Ratten zu protestieren. Seit Ende 
2002 hatte Huber insgesamt 312 Ratten zwei Wochen lang mit verschiedenen Kaffeesorten als 
einziger Nahrung zwangsweise abgefüllt. Dann hatte er ihnen einen schweren Krebserreger 
zwischen die Beine injiziert, sodass sie Leber- und Dickdarmkrebs entwickelten. Diese Ratten 
mussten dann viele Monate lang in winzigen Käfigen in steriler Umgebung, pathogenfrei in einer 
Überdruckkammer gehalten, unter Krebsgeschwüren leiden. An diesem 28. April wollte Huber die 
Tiere mit einer Guillotine töten, um festzustellen, ob massiver Kaffeekonsum auf Krebs 
irgendwelche Auswirkungen hat. 


Wolfgang Huber klagte am 17. Juli 2003 auf Unterlassung der wahren Behauptungen im obigen 
Absatz sowie auf Urteilsveröffentlichung (Streitwert: 36.000 Euro) und beantragte eine 
Einstweilige Verfügung. Der VGT solle die konkreten Aussagen zu diesem Tierversuch unterlassen 
und diese Versuchsreihe nicht mehr als „offensichtlich sinnlos und grausame Tierquälerei" 
bezeichnen dürfen. Zusätzlich stellte Huber Strafantrag gegen drei genannte Personen wegen 
strafbarer Handlungen gegen seine Ehre und brachte eine Klage gegen die Internetprovider der 
VGT-Webseite ein. Finanziert wurden diese Klagen von der Universität Wien, zu der das Institut 
gehörte. 


Am 19. August 2003 wies das Handelsgericht Wien die Klage ab. Der VGT hatte eine detaillierte 
Beschreibung der Versuchsreihe aus der Feder von Wolfgang Huber vorlegen können, die alle 
Aussagen des VGT bestätigte. Entsprechend begründete das Gericht seine Entscheidung damit, dass 
die vom VGT getätigten Aussagen die Wahrheit bzw. zulässige Kritik seien ([...] aufgrund der 
Ergebnisse des Bescheinigungsverfahrens [ist] davon auszugehen, dass die in Rede stehenden 
Behauptungen [des Vereins Gegen Tierfabriken] allesamt wahr sind, sohin keine unrichtigen 
Tatsachenäußerungen [...] vorliegen.). 


Am 8. September 2003 brachte Huber einen Rekurs gegen diese Entscheidung beim 
Oberlandesgericht Wien ein. Allerdings zog er am 11. September 2003 alle seine Strafanträge gegen 
Einzelpersonen zurück. Das Urteil des Oberlandesgerichts Wien erging am 28. November 2003. 
Hubers Rekurs wurde abgewiesen, die Überweisung von 1.253,52 Euro Anwaltskosten an den VGT 
erfolgte durch die Medizinische Fakultät der Universität Wien. Die Begründung der Richterinnen 
war im Wesentlichen mit der des Handelsgerichts identisch (Wenn schon nicht bezweifelt werden 
kann, dass eine Massentierhaltung für die betroffenen Tiere äußerst unangenehme 
Lebensbedingungen schafft [wie ein Urteil des Obersten Gerichtshofs zeigt], muss dies umso mehr 
für Ratten gelten, deren sonst reichhaltiger Speiseplan im Wesentlichen durch Kaffee ersetzt wird, 
und die aufgrund eines verabreichten Karzinogens Krebs entwickeln." Und weiter: „Die 


Beurteilung des Versuchs als sinnlos stellt eine erkennbare Bewertung dar, die nicht pauschal 
diffamiert, sondern detailliert Kritik an der Versuchsreihe übt.). 


7.2.8 Tierschutzministerin Rauch-Kallat klagt zwei Mal Tierschutzverein 


Am 15. November 2004 berichtete der Fernsehsender Pro 7 in seinem Österreichfenster „Austria 
Top News" von der Fasanerie des Ehemanns der Tierschutzministerin Maria Rauch-Kallat, Herrn 
Mensdorff-Pouilly. Der VGT-Obmann wurde in diesem Beitrag interviewt. Rauch-Kallat klagte 
daraufhin den VGT auf Unterlassung seiner Behauptungen und auf öffentlichen Widerruf. Der TV- 
Sender konnte einer derartigen Klage dadurch entgehen, dass er am nächsten Tag in der gleichen 
Sendung alle Behauptungen widerrief und sogar behauptete, der VGT habe zugegeben, die 
Unwahrheit gesagt zu haben. Dabei beschränkte sich der von der Ministerin eingeklagte Aspekt 
ausschließlich darauf, dass die genannte Fasanerie dem Ehemann der Ministerin allein und nicht ihr 
und ihm in Gemeinschaft gehöre. 


Es kam zu einer außergerichtlichen Einigung: Der VGT erklärte am 11. Oktober 2005, dass sich 
seine Aussagen zur Fasanerie nur auf den Ehemann der Tierschutzministerin Rauch- Kallat bezogen 
hatten. Umgekehrt sendete Pro 7 in der Sendung ‚Austria Top News" Mitte April 2006 eine 
Entgegnung, in der alle Vorwürfe gegen den VGT, Unwahrheiten gesagt zu haben, zurückgezogen 
wurden. 


Am 5. Juli 2005 demonstrierten Aktivistinnen des VGT vor dem Tierschutzministerium und 
verteilten Flugblätter über das „Sündenregister" der Ministerin, weil diese zuvor deutlich gemacht 
hatte, dass sie im Begriff sei, das Bundestierschutzgesetz zu verschlechtern und den Singvogelfang 
im oberösterreichischen Salzkammergut wieder zu erlauben. Rauch-Kallat brachte daraufhin am 12. 
Juli 2005 eine Klage auf Unterlassung und Widerruf sowie einen Antrag auf Einstweilige Verfügung 
gegen das Flugblatt des VGT ein. Streitwert waren 21.080 Euro, davon 1.460 Euro für Widerruf. 


Anfang Dezember 2005 wurde der Antrag auf Einstweilige Verfügung vom Handelsgericht Wien in 
allen Punkten abgewiesen. Das Gericht sah die im „Sündenregister" genannten Vorwürfe entweder 
als erwiesene Tatsachenbehauptungen oder als zulässige Werturteile an. Daraufhin zog die 
Ministerin die gesamte Klage zurück. 


7.2.9 Jäger klagt wegen wahrheitsgemäßer Webseitenberichterstattung 
über eine Jagdstörung 


Nach einer Jagdsabotageaktion am 13. November 2005 in Unterfladnitz bei Weiz, Steiermark, 
berichtete der VGT auf seiner Webseite von dieser Aktion. Die Jägerinnen hatten die Aktivistinnen 
gefährdet, weil sie direkt neben ihnen und über sie hinweg geschossen hatten. Ein Jäger hatte einem 
zwölfjährigen Kind aus der Jagdgruppe einen noch lebenden Fasan mit der Aufforderung 
übergeben, ihm das Genick zu brechen. Ein weiterer Jäger hatte ein gesetzwidriges Elektrohalsband 
an seinem Jagdhund benutzt. Im Rahmen dieses Berichts wurden auch Fotos auf der Webseite des 
VGT in sehr geringer Auflösung veröffentlicht, wobei ein Foto eine Gruppe von etwa 15 Jägerinnen 
aus einer Distanz von circa 30 Metern zeigte. Ein Jäger auf diesem Bild klagte daraufhin am 16. 
Dezember 2005 den VGT auf Unterlassung und Urteilsveröffentlichung und beantragte eine 
Einstweilige Verfügung (Streitwert: 36.000 Euro), weil er sich auf dem Bild als einer der Jägerinnen 
in der Jagdgruppe erkenne und deshalb alle Vorwürfe des Berichts auf ihn zu beziehen seien. Der 
VGT solle seinen Widerruf in der „Kleinen Zeitung" und auf der VGT-Webseite veröffentlichen. 


Das Handelsgericht Wien erließ am 10. Februar 2006 die Einstweilige Verfügung gegen den 
Webseitenbericht. Die Richterin, die in ihrem Urteil angab, aus eigener Erfahrung zu wissen, dass 
Jägerinnen verletzten Fasanen nicht das Genick brechen, sondern sie erstechen, begründete ihre 
Entscheidung damit, dass der VGT trotz mehrerer Zeugen und trotz Beweisfotos seine Aussagen 
nicht habe beweisen können. Im Hauptverfahren wurden dann 30 Zeuginnen aufgeboten. Das 
Gericht bestellte einen Schussgutachter, der aber selbst wiederum seit Jahrzehnten begeisterter 
Jäger war und ein entsprechend einseitiges Gutachten verfasste. Mit anderen Worten: Kläger, 


Gutachter und Richterin stammten aus dem Jagdmilieu. In dieser Situation musste der VGT daher 
einem Vergleich zustimmen und letztlich über 10.000 Euro an die Jägerschaft zahlen. 


7.2.10 Schlussfolgerung 


Es gibt zahllose Beispiele von Fällen, in denen zum Teil sehr erfolgreich versucht wurde, die 
politische Kampagnenarbeit mittels sogenannter SLAPPSs, also Zivilklagen auf Unterlassung und 
Widerruf, zu unterbinden. Zweifellos schränken solche Prozesse die Meinungsfreiheit ein. Für 
finanzkräftige Betriebe sind derartige Klagen keine Gefahr, für Einzelpersonen oder 


NGOs können sie aber den Bankrott bedeuten. Natürlich überlegt man sich bei solchen Aussichten 
als politische Gruppierung sehr genau, überhaupt eine konkrete Kritik zu äußern. Konfrontative 
Kampagnen gegen konkrete Firmen werden dadurch zu einem Hasardspiel, das sehr leicht die 
eigene Existenzgrundlage kosten kann, auch für Privatpersonen, die sich an diesen Kampagnen 
beteiligen. 


Sehr fragwürdig scheint auch bei genauerem Studium der Prozessakten, dass die persönliche 
Einschätzung der Richterinnen, was ehrenbeleidigend ist und was nicht, diametral entgegengesetzt 
sein kann und jedenfalls sehr stark variiert. Derartige Willkür öffnet ideologischen Urteilen Tür und 
Tor. Wenn Richterinnen z. B. Jägerinnen sind oder aus anderen Gründen Vorurteile gegen 
Tierrechtsaktivitäten oder gegen außerparlamentarischen Aktivismus generell haben, dann kann 
auch bei guter Beweislage ein für die NGO vernichtendes Urteil herauskommen, das selbst bei einer 
Berufung die Kosten explodieren lässt und das Prozessrisiko dramatisch erhöht. 


7.3 Überwachungsstaat und Erweiterte 
Gefahrenerforschung 


Die Überwachung des öffentlichen Raums insbesondere mit permanent filmenden Kameras, z. B. 
auf Autobahnen, in U- Bahnen und auf öffentlichen Plätzen, nimmt laufend zu. Der Großteil der 
Bevölkerung sieht darin kein Problem, oft im Gegenteil. Lange genug ist den Menschen eingeredet 
worden, sie seien zunehmend in Gefahr, und so empfinden viele die Kameras sogar als eine Art 
Schutz. Die Gefahr, die tatsächlich von dieser Überwachung ausgeht, ist eben nicht unmittelbar 
erkennbar. Hans Zeger (2008) legt dar, wie den überwachten Bürgerinnen eingeredet wird, sich die 
Überwachung zu wünschen, weil sie ein Gefühl der Sicherheit bietet und die Bestätigung gibt, 
ordentlich und normal zu sein und „dazuzugehören". Tatsächlich führe die Überwachung aber zu 
einer Führung und Kontrolle der Überwachten, indem diese die Werte der Überwacherinnen 
übernähmen und verinnerlichten. Die Behörde fordere immer mehr Zugriffsmöglichkeiten auf 
Daten: „Grundrechte sind antiquiert, alles muss offengelegt werden, sonst können wir für nichts 
garantieren." 


In Deutschland trat Anfang 2008 ein neues Gesetz zur Vorratsdatenspeicherung in Kraft, das für alle 
Telekommunikationsanbieter gilt und dem zufolge für sechs Monate gespeichert werden muss, wer 
mit wem, wann und wie lange per E-Mail oder Telefon kommuniziert hat. Nach Ansicht von 
Expertinnen lässt sich dadurch nicht nur leicht eruieren, wer an gewissen politischen Kampagnen 
oder Demonstrationen teilnimmt, sondern sogar, wer mit wem außerehelich verkehrt. Die Behörde 
hatte dieses Gesetz damit begründet, dass sich so schlafende Terrorzellen finden lassen. Gegen die 
Datenspeicherung sind beim deutschen Bundesverfassungsgericht eine Reihe von Grundge- 
setzklagen eingebracht worden. 


Die Überwachung dient dazu, auffalliges Verhalten zu erkennen und dann genauer ins Visier zu 
nehmen. Niemand möchte aber ins Visier der Ermittlungsbehörden geraten, und deshalb wirkt ein 
überwachter Raum auf alle Menschen dort zumindest unbewusst in der Weise, dass er sie dazu 
bringt, sich an das „Normalverhalten" anzupassen und nicht aufzufallen. Das ist genau der Grund, 
warum ein Überwachungsstaat demokratiefeindlich ist: Ebenso, wie Kunst, Kultur und 


Wissenschaft gerade von den auffälligen, exzentrischen Charakteren leben, kann eine Protestkultur 
nur dort existieren, wo Menschen sich anders und auffällig zu verhalten trauen. Demonstrationen 
und politischer Aktivismus durchbrechen den normalen Alltag und sind auffallig. In einem 
Überwachungsstaat sind alle, die protestieren, sofort im Fokus der Behörde. Es entsteht ein starker 
Druck sich anzupassen, nicht zu protestieren, lieber in der Menge zu verschwinden und zu 
Ungerechtigkeiten zu schweigen. Das wird insbesondere durch Gesetze wie das 
Vermummungsverbot bei Demonstrationen verstärkt. Wenn die Bürgerinnen scharf überwacht und 
bespitzelt werden und wenn sie nicht mehr anonym demonstrieren können, dann verliert jede 
Protestbewegung stark an Rückhalt. 


Manche Stadtregierungen haben diesen Aspekt der Videoüberwachung erkannt. Die Stadt 
Cambridge in den USA hat Anfang Februar 2009 sogar beschlossen, alle Überwachungskameras 
wieder entfernen zu lassen, obwohl die Privatwirtschaft angeboten hatte, eine Ausweitung der 
Überwachung zu finanzieren. Letzteres verwundert nicht, ist doch die strikte Überwachung und der 
damit einhergehende Rückgang von Protestverhalten nur im Sinne einer Wirtschaft, die von einem 
möglichst ungestörten Kaufrausch ohne viele Fragen und ethische Bedenken profitiert. Gerade 
deshalb ist diese Entscheidung der Stadtregierung von Cambridge sehr bemerkenswert und könnte 
ein Vorbild für ähnliche Entscheidungen an anderen Orten sein. 


Eng mit dem Überwachungsstaat verbunden ist das Konzept der sogenannten Erweiterten 
Gefahrenerforschung, wie es im $ 21 des Sicherheitspolizeigesetzes festgeschrieben ist. Es stammt 
ursprünglich aus den USA, wo man seit den Ereignissen um die Anschläge gegen das World Trade 
Center in New York 2001 überall schlafende Terrorzellen vermutet oder zumindest der Bevölkerung 
einredet, dass darin eine große Gefahr für die Gesellschaft zu sehen ist. Die Erweiterte 
Gefahrenerforschung besteht nun darin, möglichst viel Überwachung aller Bürgerinnen zu betreiben 
und dann die gesammelten Daten nach Auffälligkeiten zu durchforsten. Auffälliges Verhalten zeigt 
dann eine Gefahr für die Gesellschaft an und muss genauer unter die Lupe genommen werden. Man 
ist nicht mehr an Straftaten interessiert, die bereits geschehen sind, sondern möchte die Ge- 
fahrenlage im Vorfeld einschätzen und entschärfen. Menschen, die auffällig anders als andere leben, 
stellen damit ein gewisses Sicherheitsrisiko dar. Daran ist besonders perfide, dass die so 
verdächtigten Menschen ihre Unschuld nicht mehr beweisen können. Wie beweist man, in der 
Zukunft keine Bedrohung fiir die Gesellschaft zu sein? Um die Gefahr eines auffällig lebenden 
Menschen einschätzen zu können, fordern die ErmittlerIn- nen noch mehr Daten, noch mehr 
Überwachung. Es stellt sich so eine Art selbsterftillende Prophezeiung ein, denn je mehr die neuen 
Daten keinen Beleg für eine Gefahrenlage liefern, desto mehr weitere Daten werden gefordert, weil 
man aus den mangelnden Belegen für Gefahr nicht schließt, dass keine Gefahr besteht, sondern dass 
die Gefahr nur umso größer ist, weil die auffälligen Personen ihre kriminelle Energie so geschickt 
verbergen. 


Diese Verschwörungstheorie, die immer mit dem Überwachungsstaat und der Erweiterten 
Gefahrenerforschung einhergeht, erinnert nicht nur an Psychopathologien, sondern auch an die 
Hexenverfolgung im Mittelalter. Auch dort wurden Außenseiterinnen als Gefahr eingestuft und ihre 
Behandlung erhärtete immer diesen Verdacht. War kein Beweis ihrer Schuld zu finden, begründete 
man das damit, die Verdächtigen könnten durch einen Pakt mit dem Teufel ihre Taten so gut 
verbergen, und man sah sich bestätigt, wenn sie unter Folter ein Geständnis ablegten. Die 
Erweiterte Gefahrenerforschung ist die Hexenverfolgung der Neuzeit. Laut Angaben der 
Oberstaatsanwaltschaft Wien zählt bei der Einschätzung der Gefahr, die von einer Person für die 
Gesellschaft ausgehen soll, der subjektive Gesamteindruck, der aus allen Informationen entsteht, die 
von der Polizei durch ihre Überwachungsmaßnahmen zusammengetragen wurden. Das Gericht 
muss für eine Verurteilung zu dem Schluss kommen, dass aufgrund des subjektiven Gesamt- 
eindrucks einer Person zugetraut werden kann, ein geheimes kriminelles Doppelleben zu fuhren. 
Heutzutage kann man für derartige Eindrücke viele Jahre ins Gefängnis kommen - ohne den 
geringsten Beweis für eine konkrete kriminelle Handlung, wie der nächste Abschnitt zeigt. 


Man könnte an dieser Stelle zwischen dem bisherigen Tatstrafrecht und einem neuen 
Gefahrenstrafrecht unterscheiden. Das Tatstrafrecht fragt nach einer konkreten Schadhandlung, die 
verfolgt werden soll, während für das Gefahrenstrafrecht eine Gefahrenlage für den Beginn von 
Verfolgungshandlungen genügt. Das Tatstrafrecht basiert auf dem Schuldprinzip, das Ge- 
fahrenstrafrecht nur auf einer vermuteten Gefährlichkeit für die Gesellschaft. Das Tatstrafrecht 
verlangt einen Tatverdacht als Eingriffsschwelle, für das Gefahrenstrafrecht genügt ein Vorverdacht, 
die bloße Möglichkeit, dass sich die Betroffenen einer Straftat verdächtig machen könnten. Das 
Gefahrenstrafrecht ist die Ausdehnung der polizeilichen Verfolgung und gerichtlichen Strafe weit 
ins Vorfeld einer konkreten Schädigung. Heribert Prantl (2008, S. 141) zitiert einen 
Generalstaatsanwalt, um zu unterstreichen, wie sehr eine derartige Entwicklung den demokratischen 
Prinzipien entgegensteht: Schon in den frühen fünfziger Jahren wies der Stuttgarter 
Generalstaatsanwalt Richard Schmid warnend darauf hin, worin das ,„ Wesen einer Diktatur " 
bestehe: Es verlege die Abwehr feindlicher Tendenzen weit nach vorne, nämlich in „Rechtssphären, 
die in einem freien Staat durch Individualrechte gesichert" seien. Und „ gerade diejenige 
Staatsform " sei „ die vollkommenste Diktatur, die diese Vorverlegungen am vollkommensten " 
zustande bringe. 


Protestkulturen sind eine der ersten Communities in der Gesellschaft, die unter diesen Bedingungen 
in den Fokus polizeilicher Ermittlungen geraten. Sie verhalten sich auffällig anders als die anderen, 
sie fuhren Kampagnen, planen im Geheimen Aktionen, recherchieren Firmengeheimnisse, ko- 
operieren in großen Netzwerken und veranstalten Workshops über den Umgang mit der Polizei und 
über das Verhalten bei Verhören. Überwachungsstaat und Erweiterte Gefahrenerforschung sind 
daher unmittelbar eine große Bedrohung für die Demokratie. 


7.4 Organisationsdelikte: $278 StGB 


Organisationsdelikte bilden die juristische Basis, auf der die umfassenden polizeilichen 
Ermittlungen im Rahmen der Erweiterten Gefahrenerforschung durchgeführt werden und in 
gerichtliche Verfolgungshandlungen münden können. Der Große Lauschangriff wurde in Österreich 
im Jahr 1999 eingeführt und nur bei Verdacht auf ganz spezifische Straftaten erlaubt, nämlich bei 
Entfuhrungen, bei Straftaten, die mit mehr als zehn Jahren Gefängnis bedroht sind, und bei den 
Organisationsdelikten nach $278a und $278b, also „Kriminelle Organisation" und „Terroristische 
Vereinigung". 


In gewissem Sinn identifiziert die Rechtsordnung mittels $278 ff einen „Feind" der Gesellschaft, 
dem aufgrund seiner Gefährlichkeit für die Gesellschaft die normalen bürgerlichen Rechte auf 
Privatsphäre genommen werden können. Dabei bewegen wir uns in Richtung einer Aulfassung, die 
oft als Feind- strafrechtslehre bezeichnet wird. Feind ist, wer sich in einem nicht nur beiläufigen 
Maß in seiner Haltung oder durch seine Einbindung in eine Organisation vermutlich dauerhaft vom 
Recht abgewandt hat, jemand, der durch seinen Lebenszustand Staat und Gesellschaft stört. Wer 
tatsächlich Feind ist, bestimmen die Machtverhältnisse, und es wird daher zur politischen Frage. 
Das normale Strafrecht mit seinen rechtsstaatlichen Regeln ist nur für die „normalen" Bürgerinnen 
da. Im Kampf gegen den Feind sind Grundrechte und die normale Strafrechtsordnung nur 
hinderlich. 


Prantl (2008, S. 161) zitiert einen Artikel von Günther Jakobs mit dem Titel „Bürgerstrafrecht und 
Feindstrafrecht", der 2004 in der Online-Zeitschrift „Höchstrichterliche Rechtsprechung im 
Strafrecht" erschienen ist: Der prinzipiell Abweichende bietet keine Garantie personalen 
Verhaltens; deshalb kann er nicht als Bürger behandelt, deshalb muss er als Feind bekriegt werden. 
Dieser Krieg erfolgt mit einem legitimen Recht der Bürger, und zwar mit ihrem Recht auf 
Sicherheit; er ist aber, anders als Strafe, nicht auch Recht am Bestraften, vielmehr ist der Feind 


exkludiert. 


7.4.1 Operation Spring und Islamistenprozess 


Als erstes historisches Beispiel in Österreich für die Anwendung von $278a StGB und für den 
Großen Lauschangriff hat die „Operation Spring" traurige Berühmtheit erlangt. Dabei wurden mehr 
als 100 Personen mit afrikanischem Migrationshintergrund verdächtigt, eine große kriminelle 
Organisation zum Drogenhandel gegründet zu haben. Tatsächlich wurden nach langjährigen 
Ermittlungen, die sehr viele der Beschuldigten in Untersuchungshaft verbrachten, über 1.000 Jahre 
Haft ausgesprochen. Die erschütternden Umstände dieses Falles, die ernsthafte Zweifel am 
Funktionieren des Rechtsstaates in Österreich aufkommen lassen, sind in einem Film (Schuster und 
Sindelgruber 2005) und einem Buch der Gesellschaft für 
MenschenrechtevonMarginalisiertenundMigrantInnen(GEMMI 2005) hervorragend aufgearbeitet. 
Etwa einen Monat vor dem damaligen großen Zugriff der Polizei verstarb Marcus Omofuma am 1. 
Mai 1999 während seiner Abschiebung vermutlich an den Folgen eines von der Polizei verklebten 
Mundes. Viele der danach Beschuldigten waren an den folgenden Demonstrationen gegen 
rassistische Polizeigewalt führend beteiligt. Am 27. Mai 1999 schließlich stürmten 850 
Exekutivbeamte Wohnungen, Pensionen und Asylheime in Wien, Graz, Linz und St. Pölten und 
nahmen über 100 Personen mit schwarzer Hautfarbe fest. Vorwand für die Ermittlungen und die 
Festnahmen war $278a StGB, Bildung einer kriminellen Organisation. Angeklagt wurden dann aber 
nur Suchtgiftdelikte. 


Bei den Verfahren zeigte sich bald, dass keine konkreten Beweise für Straftaten oder die Planung 
von Straftaten vorlagen. Aus den Abhörprotokollen wurden Verdachtsmomente aufgrund auffälligen 
Verhaltens konstruiert, einige der Beschuldigten konnten von der Polizei durch das Angebot 
geringerer Haftstrafen zu Aussagen gegen Personen gebracht werden, die sie überhaupt nicht 
kannten. Praktisch alle Verurteilungen enthielten die Floskel, dass der Beschuldigte eine unbekannte 
Menge an Drogen an unbekannten Orten an unbekannte Personen verkauft habe. Die 
Drogenmengen, die die langjährigen Haftstrafen begründen sollten, wurden einfach ins Blaue 
hinein geschätzt. Wer bis dahin dachte, in Österreich könne man nur verurteilt werden, wenn es 
klare Beweise für eine Schuld gibt, wurde durch Operation Spring eines Besseren belehrt. 


Das zweite Beispiel eines politischen Prozesses in Österreich auf Basis 8278 ff StGB ist der 
sogenannte Islamis- tenprozess. Auch dieses Verfahren wurde in einem Buch gut aufgearbeitet 
(Pentz et al. 2008). Ein Ehepaar, Mohammed M. und Mona S., wurde verdächtigt, durch Teilnahme 
an einer Medienplattform im Internet, der Global Islamic Media Front (GIMF), die 
Terrororganisation AI Kaida unterstützt und insbesondere an der Verbreitung eines Drohvideos 
gegen die österreichische Bundesregierung mitgewirkt zu haben. Im Rahmen der Ermittlungen 
brachen Polizeibeamte im August 2007 in die Wohnung der beiden ein, installierten einen 
sogenannten Trojaner am Computer der Beschuldigten und nahmen damit deren private 
Kommunikation auf. Aus dieser Kommunikation wurden dann zahllose Zitate entnommen und dem 
Gericht präsentiert, die die radikal-subversive Gesinnung insbesondere von Mohammed M. zeigen 
sollten. Abgesehen von dieser „Evidenz" gab es keinerlei Beweise für irgendeine kriminelle 
Handlung. Dennoch wurden die beiden Angeklagten in ihrem Prozess Mitte März 2008 zu hohen 
Gefängnisstrafen verurteilt, Mona S. zu 22 Monaten und Mohammed M. zu vier Jahren. Im Februar 
2009 wurde nach einem Wiederholungsprozess das Urteil bestätigt. 


Eva Pentz et al. (2008, S. 98) kommentieren dazu: Ein österreichisches Strafgericht sieht sich in 
einer Vorreiterrolle bei der Verteidigung des ganzen Staates (und ‚unserer Zivilisation"), selbst auf 
die Gefahr hin, dass sich sein Urteil und vor allem seine Begründung gefährlich nahe einem 
Gesinnungsstrafrecht nähert. [...] Wie bereits beim Ausschluss von Mona S. aus dem Verfahren 
[wegen ihres Schleiers] lässt sich Richter Gerstber- ger den ganzen Prozess über immer wieder auf 
politische, durch persönliche Meinung gefärbte Debatten ein, wie z. B. über die Legitimität der US- 
Präsenz im Irak oder die Einschätzung des Taliban-Regimes durch den Angeklagten. Als 


Verteidiger der Demokratie lässt der Vorsitzende keine abweichenden Meinungen zu, selbst wenn es 
sich um Anschauungen handelt, die sich nicht auf ein terroristisches Milieu beschränken - wie 
beispielsweise durch die hohe Beteiligung an Demonstrationen gegen den Irakkrieg ersichtlich 
wird. 


In diesem Prozess wurden die beiden Beschuldigten wegen der Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung verurteilt und erhielten hohen Haftstrafen, obwohl sie weder Anschläge 
durchgeführt noch geplant hatten. Es wurde ihnen lediglich an 


gelastet, im Rahmen der GIMF Informationen verbreitet oder sogar nur aus dem Englischen ins 
Deutsche übersetzt zu haben, die bereits andernorts publiziert worden waren. Der Nachweis, dass 
die GIMF Teil irgendeines Terrornetzwerkes sei, wurde nie erbracht. 


Pentz et al. (2008, S. 100) schließen: Fraglich ist auch, inwiefern in diesem Fall einer Tendenz 
Richtung eines Gesinnungsstrafrechts Vorschub geleistet wird. Während der Verhandlung betonte 
der Vorsitzende immer wieder, dass die Gesinnung des Angeklagten vom Gericht zu be- und 
gegebenenfalls zu verurteilen wäre. |[...] Ist jemand strafbar, wenn er/sie Sympathien für eine wie 
auch immer geartete extremistische Gruppierung hegt und diese auch äußert? Wo sind die Grenzen 
der Meinungsfreiheit zu ziehen und von wem? 


7.4.2 SOKO Pelztier gegen den Tierschutz 


Die bisher genannten Verfahren zeigen, wie rasch Organisationsdelikte in ein Gesinnungsstrafrecht 
abgleiten können und politisch instrumentalisierbar sind. Dennoch ging es bei beiden Verfahren 
nicht um die Verfolgung einer sozialen Bewegung oder von NGOs und Bürgerinitiativen, deren 
Kampagnentätigkeit ja das Rückgrat der Demokratie und das Thema dieses Buches bildet. Die 
zweifelhafte Ehre, als allererste soziale Bewegung der politischen Verfolgung in Österreich zum 
Opfer gefallen zu sein, hatte die Tierrechtsbewegung. 


Bis zum Jahr 1997 galt Tierschutz in den Augen großer Teile der Bevölkerung nicht als politisches 
Thema, sondern beschränkte sich auf Tierheimarbeit. Doch die erstarkende Tierschutzszene fand ab 
diesem Jahr genügend Selbstbewusstsein, um auf konkrete gesetzliche Änderungen zu drängen. Die 
erste derartige konfrontative Kampagne kulminierte in einem Pelzfarmverbot, das im November 
1998 in Kraft trat. Diese neu entstandene Fähigkeit, auf die Politik Einfluss zu nehmen, rief auch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung auf den Plan, das seine 
Bespitzelungstätigkeiten aufnahm. In den Augen von dessen Beamtinnen ist offenbar jeder politi- 
sehe Einfluss von unten, von außerhalb des Parlaments, einer Bedrohung des Staates 
gleichzusetzen. 


Spätestens seit dem Jahr 2004, in dem es gelang, ein Bun- destierschutzgesetz inklusive 
Legebatterieverbot und Tierschutz- ombudsschaften et cetera gegen den Willen mächtiger Lobbys 
durchzusetzen, nahm die Tätigkeit des Geheimdienstes gegen den Tierschutz dramatisch zu. Kaum 
gab es mehr eine Kundgebung, die nicht von zivilen Beamtinnen verfolgt, beobachtet und zum Teil 
gefilmt wurde. 


Im November 2006 wurden dann die polizeilichen Ermittlungen mit allen Mitteln aufgenommen. 
Seit April 2007 arbeitete eine eigene Sonderkommission SOKO Pelztier mit 35 Mitgliedern, die aus 
der Mordkommission und den verschiedenen Landesämtern für Verfassungsschutz und 
Terrorismusbekämpfung dafür abgezogen wurden, direkt gegen den Tierschutz. Unmittelbarer 
Vorwand dafür waren Sachbeschädigungen, die gegen eine Kleiderkette im Namen des Tierschutzes 
verübt worden sein sollen, wobei gegen dieselbe Kleiderkette auch eine österreichweite 
Tierschutzkampagne lief, die von vielen verschiedenen Vereinen mitgetragen wurde. 


In den folgenden Monaten bzw. Jahren führ die SOKO die gesamte Palette von polizeilichen 
Ermittlungsmaßnahmen auf, von Telefonüberwachung und Handyortung über monatelange 
Observationen von Aktivistinnen und ihren Wohnungen inklusive Filmkameras, die 


Wohnungseingänge 24 Stunden pro Tag im Visier hielten, bis hin zu Peilsendern an Autos, 
eingeschleusten verdeckten ErmittlerInnen und einem Großen LauschangrifF, der technischen 
Überwachung von zwei Privatwohnungen, einem Kaffeehaus als Tierschutztreffpunkt und den 
Räumlichkeiten des Vereins Gegen Tierfabriken. Den bisher vorliegenden Ermittlungsakten ist zu 
entnehmen, dass mehr als 150 Personen verdächtigt und 40 Personen beschuldigt wurden, eine 
große kriminelle Organisation in der Tierschutzszene zu bilden, die mindestens 16 
Tierschutzorganisationen umfasst. Diese sind: Vier Pfoten, Verein Gegen Tierfabriken, Wiener 
Tierschutzverein, Menschen Gegen Ausbeutung Tirol, RespekTiere Salzburg, 


Tier-WeGe Steiermark, Aktiver Tierschutz Steiermark, Österreichischer Tierschutzverein, 
Tierschutz Aktiv Tirol, Basisgruppe Tierrechte, Offensive Für Tierrechte, Animal Peace, Vegane 
Gesellschaft Österreich, For Animals Graz, Die Tierbefreier Deutschland und PETA Deutschland. 


Seit 1996 soll diese kriminelle Organisation aktiv sein und 35 kriminelle Kampagnen gegen Firmen 
und Behörden durchgeführt haben: 


1.Mehrere Pelzkampagnen (gegen verschiedene Pelzfarmen und Pelzgeschäfte) 
2.Mehrere Kampagnen gegen Bekleidungsfirmen 
3.Eine Kampagne gegen Legebatterien 


4.Zahlreiche Fleischkampagnen (gegen Restaurants, Schlachthöfe, Tiertransporte, Fleischhauereien, 
Schweinefabriken, Rinderhaltungen und Daunenproduktion sowie Stopfleber- und 
Lebendhummerverkauf) 


5.Die Zirkuskampagne 

6.Die Anti-Jagd-Kampagne 

7.Kampagnen gegen Tierversuche 

7.1.Mehrere Kampagnen gegen verschiedene universitäre Forschungsin stitute 
7.2.Mehrere Kampagnen gegen verschiedene private Forschungsinstitute 


Die 40 Abschlussberichte der polizeilichen Ermittlungen gegen 40 Beschuldigte zeigen folgende 
Faktenlage: 


«Es gibt keinen direkten Nachweis von kriminellen Handlungen mit Tierschutzbezug 
«Es wurden Aktionen des zivilen Ungehorsams und Under- cover-Recherchen beobachtet 
«Viele Tierschutzaktivistinnen nutzen Computerverschlüsselung gegen polizeiliche Bespitzelung 


«Die Polizei fand bis zu 20 Jahre alte E-Mails und Internetforeneinträge vor, in denen in 
Diskussionen „radikalsubversive" Meinungen geäußert wurden 


«Es wurde eine breite Zusammenarbeit in der Tierschutzszene festgestellt, die meisten Aktiven 
kennen sich untereinander 


e Es gibt einen Informationsfluss in der Tierschutzszene, d. h., Informationen werden rasch 
verbreitet und sind bald allen bekannt 


Daraus folgert die SOKO, dass es seit 1996eine große, österreichweit und international agierende 
kriminelle Organisation im Tierschutz gibt, die praktisch die gesamte aktive Tierschutzszene 
umfasst. Die Polizei nennt diese kriminelle Organisation MTG, was für „militante 
Tierrechtsgruppen" steht, und behauptet, ihr Ziel sei es, eine „Tierrechtsrevolution" durchzuführen, 
d. h. Rechte für Tiere erreichen zu wollen. Um bei Staatsanwältinnen und Richterinnen einen 
entsprechenden subjektiven Gesamteindruck zu erzeugen, sind die Abschlussberichte wie reine 
Propagandaschriften ver- fasst. Alle nur erdenklichen radikalen Charakterisierungen werden 
aufgefahren, so seien die Beschuldigten militant, radikal, fundamentalistisch, rechts- oder 
linksextrem, anarchistisch und sogar antisemitisch. Die Polizei behauptet darüber hinaus in vielen 


Fällen völlig falsche Dinge, um diesen Eindruck zu untermauern. So werden Decknamen erfunden, 
englische Artikel falsch übersetzt, eine bedingte Geldstrafe wird zur zweijährigen Haftstrafe 
umgeschrieben und ein Jagdhüttenbrand aufgrund eines überhitzten Ofens wird zur 
Tierschutzbrandstiftung. Auf der anderen Seite verheimlichen die Abschlussberichte hieb- und 
stichfeste Alibis dafür, dass es keine Übereinstimmung von DNA und Fingerabdrücken mit an 
Tatorten gefundenen Spuren gab oder dass die jahrelangen Überwachungen keinen Hinweis auf ein 
kriminelles Doppelleben geliefert haben. 


Am 21. Mai 2008 überfielen in den frühen Morgenstunden bewaffnete und maskierte 
Polizeieinheiten der WEGA insgesamt 23 Privatwohnungen und Tierschutzbüros von sechs 
Organisationen, zogen die Bewohnerinnen mit vorgehaltenen Schusswaffen nackt aus dem Bett und 
durchsuchten anschließend ihre Wohnungen. Alle Computer sowie Bücher, Filme, Schriften, 
Tagebücher, ärztliche Dokumente et cetera wurden beschlagnahmt. Aus den Tierschutzbüros wurde 
gleich alles mit Lastwägen fortgeschafft. Die Vereine mussten danach zehn Monate lang ohne ihre 
Infrastruktur, ohne Datenbanken, Film- und Fotoarchive und ohne die Möglichkeit, ihre Mitglieder 
zu kontaktieren, auskommen. Ein Gerichtsurteil erzwang letztlich die Rückgabe dieser Dinge, 
jedoch erst nach einer Zeitspanne, die bereits existenzbedrohend für die betroffenen Vereine war. 
Privatpersonen haben Jahre später noch immer nicht ihre Computer zurückerhalten. Zehn Personen 
wurden noch am 21. Mai 2008 in Untersuchungshaft gesteckt und erst durch den Druck der Öf- 
fentlichkeit nach 105 Tagen wieder entlassen. In den Monaten nach ihrer Freilassung kam es in 
dieser Causa zu weiteren sechs Hausdurchsuchungen bei Tierschützerinnen, zum Teil sogar bei 
Personen, die bereits am 21. Mai 2008 von der gleichen Maßnahme betroffen gewesen waren. 


Die der angeblichen kriminellen Organisation vorgeworfenen Vergehen sind hauptsächlich schwere 
Nötigung (das Androhen und Durchführen von Tierschutzkampagnen gegen Firmen), 
Sachbeschädigung (ohne konkreten Zusammenhang zu den Beschuldigten, darunter der 
aufgestochene Reifen eines Polizeiautos) und Stalking (Dauerdemonstrationen vor Geschäften). In 
den Abschlussberichten werden reihenweise demokratiepolitisch völlig legitime Handlungsweisen 
kriminalisiert. Einige Beispiele: 


-Tierschutzvorträge an Schulen werden zur Rekrutierung Krimineller 
-Tierschutzveranstaltungen würden der Verbreitung der kriminellen Ideologie dienen 
«Die Gründung von Bürgerinitiativen wird zur Verschwörung 


«Der Kontakt zu Firmen, um sie z. B. zum Ausstieg aus dem Käfigeihandel, dem 
Lebendhummerverkauf oder dem Verkauf von Stopfleber zu bewegen, wird zur gefährlichen 
Drohung 


-Konfrontative Kampagnen gegen Firmen, wie sie in Kapitel 4 dargestellt sind, werden zur 
schweren Nötigung 


Undercover-Recherchen und Aktionen des zivilen Ungehorsams seien Zeichen für kriminelle 
Energie, weil die Beschuldigten dadurch belegen würden, bereit zu sein, rechtliche Normen zu 
übertreten 


«Gütesiegel für eine bessere Tierhaltung werden zur Schutzgelderpressung 


Formaljuristisch läuft dabei die Konstruktion dieser Anklagen mittels $278a StGB gegen politische 
Aktivistinnen folgendermaßen ab: Die kriminelle Organisation ist definiert als etwas, 


edas auf längere Sicht angelegt ist, 
«an dem eine größere Anzahl von Personen (mindestens zehn) teilnimmt, 


edas unternehmensähnlich organisiert ist, d. h., es soll eine Hierarchie und Infrastruktur geben 
(allerdings haben entsprechende Urteile des Obersten Gerichtshofs das bereits stark relativiert; so 
genügt es, wenn es eine moderierte Internetplattform oder EDV-Expertinnen oder Kampa- 
gnenkoordinatorInnen in verschiedenen Bundesländern gibt), 


edas erheblichen Einfluss auf Wirtschaft oder Politik anstrebt, 
edas konspirativ agiert (z. B. verschlüsselte E-Mails, anonyme Wertkartenhandys) und 


edas neben legalen Handlungen auch strafbare Handlungen wie schwere Nötigung, Stalking oder 
Sachbeschädigung (zum Wert von mindestens 3.000 Euro) setzt. 


Das Problem dabei ist, dass NGOs fünf der sechs Voraussetzungen bereits automatisch erfüllen: 
«NGOs sind auf längere Zeit angelegt 

«Es ist eine größere Anzahl von Personen involviert 

«Es gibt eine gewisse Organisations- und Infrastruktur 

«NGOs existieren, um Wirtschaft und Politik zu beeinflussen und 


e NGOs agieren konspirativ, um Informantinnen und zukünftige Aktionen nicht zu gefährden sowie 
um Aktivistinnen vor staatlicher Repression oder Klagen/Anzeigen zu schützen. 


Der noch fehlende Aspekt der strafbaren Handlungen lässt sich auf verschiedenste Weise 
konstruieren. Entweder die betroffene NGO setzt strafbare Handlungen als Aktionsform des zivilen 
Ungehorsams, oder man greift zum Konzept der ideologischen Sippenhaftung. Letzteres findet sich 
in einem Urteil des Obersten Gerichtshofs (Geschäftszahl 15 Os 116/08k) zur Beschwerde gegen 
die Verhängung der Untersuchungshaft. Darin wird argumentiert, dass eine kriminelle Organisation 
im Rahmen einer sozialen Bewegung bereits vorliegt, wenn eine Sachbeschädigung etwa im 
zeitlichen Rahmen der Existenz einer NGO, etwa im geographischen Bereich, in dem die NGO 
aktiv ist und etwa mit derselben Ideologie, die der NGO zugrunde liegt, vorgefallen ist. Unerheblich 
sei dabei, ob jemandem eine konkrete Straftat nachgewiesen werden kann oder ob ein Mitglied der 
NGO weiß, wer konkret welche Straftat begangen hat, oder ob die beschuldigten Personen einander 
überhaupt alle kennen. 


Ist auf diese Weise einmal festgestellt, dass überhaupt eine kriminelle Organisation im Rahmen 
einer sozialen Bewegung vorliegt, wie das beim Tierschutz der Fall sei, dann macht sich nach $278a 
StGB bereits strafbar, wer Mitglied dieser kriminellen Organisation ist, auch wenn er selbst keine 
kriminellen Handlungen begangen hat. Mitglied wird man allein schon dadurch, dass man eine an 
sich legale Unterstützungshandlung für die NGO setzt (z. B. Teilnahme an einer Demonstration) im 
Wissen, dass es im zeitlichen, geographischen und ideologischen Rahmen der NGO zu strafbaren 
Handlungen kommen wird - von wem auch immer. Mit anderen Worten: Mitglieder bzw. 
Aktivistinnen einer NGO machen sich nach $278a StGB bereits dann strafbar, wenn sie eine legale 
Kampagne unterstützen, aber gleichzeitig wissen oder wissen müssten, dass irgend- 


wann irgendwer irgendwo für diese oder ähnliche Kampagnen eine strafbare Handlung setzen wird. 


Nach der Definition von Wissentlichkeit, die der OGH in seinem Urteil benutzt, ist dieses Kriterium 
sehr leicht erfüllt. Da NGOs von vergangenen strafbaren Handlungen in ihren sozialen Bewegungen 
wissen müssen, sollten sie davon ausgehen, dass es auch in Zukunft derartige Handlungen geben 
wird. Sympathiebekundungen im privaten Rahmen für derartige strafbare Handlungen, wie z. B. 
durch Sprüche auf T-Shirts, auf Stickern, auf Aufklebern et cetera, würden zeigen, dass man von 
vergangenen Straftaten wisse und sie gutheiße und zukünftige erwarte. Wissentlichkeit in diesem 
Sinn ist aber auch gegeben, wenn man bei Computerverschlüsselungen beratend hilft. Offenbar lässt 
sich nach Ansicht des OGH das Verschlüsseln von Computern nur durch den Wunsch, kriminelle 
Handlungen zu vertuschen, erklären. Im OGH-Urteil werden auch noch der Kauf von 
Wertkartenhandys für NGO-Aktionen, das Besitzen „radikaler" Flugblätter und sogar das Schaffen 
„radikaler" Kunstwerke als ausreichend interpretiert, um von Wissentlichkeit im Sinne von $278a 
StGB zu sprechen. 

Mitte August 2009 wurde von der Wr. Neustädter Staatsanwaltschaft gegen vorerst zehn Personen 


Strafantrag wegen $278a gestellt. Dabei wurden insbesondere den drei beschuldigten VGT- 
Mitarbeitern keine kriminellen Handlungen vorgeworfen. Sie hätten lediglich durch legale 


Handlungen eine kriminelle Organisation in ihren Zielsetzungen unterstützt und seien daher als 
Mitglieder dieser Organisation zu sehen. Als diese legalen Unterstützungshandlungen wurden im 
Strafantrag die Folgenden genannt: Teilnahme an Kundgebungen, Lagern von Flugblättern zu 
Hause, Halten öffentlicher Vorträge, Organisieren von Tierschutzveranstaltungen, Teilnahme an der 
Besetzung einer Legebatterie, Besuchen von Kampagnentreffen, EDV-Beratung des VGT und 
Verbreitung von Aufrufen zu Aktionstagen. Aber selbst wenn es zu gar keiner Verurteilung gegen 
die Beschuldigten kommen sollte, so sind bereits die Ermittlungshandlungen der Polizei dazu 
geeignet, jegliche demo 


kratische Äußerung im Keim zu ersticken. Immerhin reicht ein Verdacht auf Mitgliedschaft in einer 
kriminellen Organisation nach $278a StGB aus, um Großen Lauschangriff, Hausdurchsuchungen 
und U-Haft zu begründen! Und nach der Art und Weise, wie in der Tierschutzcausa 
Verdächtigungen konstruiert wurden, müssen ab sofort ausnahmslos alle politischen Aktivistinnen 
damit rechnen, jederzeit als verdächtig eingestuft und von der Polizei entsprechend behandelt zu 
werden. Im vorliegenden Fall waren Personen z.B. schon deshalb verdächtig, weil sie an 
Demonstrationen teilgenommen haben, weil sie NGOs per E-Mail kontaktiert haben, um nach 
radikalen Aktionen zu fragen, weil sie für den Tierschutz aktiv sind und andere Verdächtige kennen, 
weil sie Menschen kennen, die Verdächtige kennen, weil sie bei NGOs aktiv sind, bei denen auch 
Verdächtige mitarbeiten oder weil sie „radikal-subversive" Einträge in Internetforen schreiben. 


Die Entwicklung, dass Organisationsdelikte und die Erweiterte Gefahrenerforschung gegen NGO- 
Arbeit und völlig legalen und demokratiepolitisch unbedenklichen politischen Aktivismus 
eingesetzt werden, ist mittlerweile global zu bemerken. Nur sechs Monate vor dem großen Überfall 
auf die Tierschutzszene durch die Polizei in Österreich gab es einen ähnlichen Zugriff gegen die 
Friedensbewegung und die Bewegung für Rechte der Ureinwohnerlnnen in Neuseeland. Dort gab es 
ebenfalls Große Lauschangriffe und dann 40 Hausdurchsuchungen. 17 Personen wurden für ein 
Monat in Untersuchungshaft gesteckt. Der Vorwurf war ebenfalls ein Organisationsdelikt (Keenan 
2008). Der Generalstaatsanwalt von Neuseeland hat aber mittlerweile den Anklagepunkt 
zurückgezogen, wonach es eine große terroristische Organisation in den sozialen Bewegungen 
Neuseelands gebe. Ende 2009 sollen nur mehr einzelne Personen wegen spezifischer Delikte und 
nicht mehr auf Basis des Organisationsparagraphen angeklagt werden. Trotzdem hat dieses 
Vorgehen von Polizei und Staatsanwaltschaft natürlich einen Schock unter allen politisch Aktiven 
ausgelöst, der die außerparlamentarische politische Arbeit nachhaltig schädigt. 


7.5 Zusammenfassung 


Die zunehmende Globalisierung und die damit einhergehende Liberalisierung des freien Marktes 
scheinen das wirtschaftliche Klima zu verschärfen. In der Folge entwickelt sich das Florieren der 
Wirtschaft zum zentralen Wertmaßstab in den Augen der Mächtigen. Politische Kampagnentätigkeit 
wird deshalb als wirtschaftsschädlich abgelehnt und zunehmend schärfer bekämpft. 


Das beginnt mit einfachen Behördenentscheidungen oder Gerichtsurteilen, die sich systematisch 
einseitig gegen jede Protestkultur wenden. Zivilklagen gegen NGOs und politische Aktivistinnen, 
um sie mundtot zu machen, sogenannte SLAPPs, gewinnen ebenfalls an Bedeutung. Der sicher dra- 
matischste Angriff auf die Zivilgesellschaft geschieht jedoch durch die Zunahme 
überwachungsstaatlicher Maßnahmen, die Erweiterte Gefahrenerforschung und die gerichtliche 
Verfolgung mittels Paragraphen, die Organisationsdelikte strafbar machen. Zunächst wurde in der 


Bevölkerung eine Terrorhysterie und eine Bedrohungsangst geschürt, um damit immer mehr 
Überwachungsmaßnahmen zu rechtfertigen, die immer tiefer in das Recht auf Privatsphäre 
eingreifen. Auf der Basis der so gesammelten Daten werden auffällige Verhaltensweisen analysiert, 
die dann in den Fokus von Ermittlungsmaßnahmen geraten. 


Durch den Druck nicht aufzufallen entsteht eine Gleichschaltung aller Lebensäußerungen der 
Bürgerinnen, die nicht nur Kunst und Kultur hemmt, sondern jede politische Weiterentwicklung 
durch eine lebendige Protestkultur im Keim erstickt. Protestkulturen zeigen immer auffällig anderes 
als „normales" Verhalten, weshalb sie unmittelbar in Gefahr sind, Opfer von polizeilichen 
Ermittlungen zu werden. In Österreich wurde so die gesamte Tierschutzszene beschattet, bespitzelt 
und abgehört, bei sechs Vereinen gab es Hausdurchsuchungen und sie wurden ihrer Infrastruktur 
beraubt und zehn Personen wurden für 105 Tage in Untersuchungshaft gesteckt. Die betroffenen 
Vereine blieben etwa zehn Monate lang ohne die Möglichkeit, ihre Mitglieder zu kontaktieren oder 
Tierschutzarbeit zu leisten, und mussten sich gänzlich neu einrichten. 


Besonders brutal ist die gerichtliche Verfolgung von Protestkulturen über sogenannte 
Organisationsdelikte, wie in Österreich durch 8278 ff StGB. Ein Strafverfahren auf Basis dieser 
Paragraphen setzt nämlich nicht mehr voraus, dass es konkrete Beweise für kriminelle Handlungen 
gibt. Man kann in ideologische Sippenhaft genommen oder durch den von der Polizei vorsätzlich 
hervorgerufenen „subjektiven Gesamteindruck" in den Augen rechtskonservativer gutbürgerlicher 
Richterinnen zu einer Gefahr für die Gesellschaft hochstilisiert werden. Das Ergebnis können 
mehrere Jahre Gefängnis sein. Unter solchen Bedingungen ist keine vernünftige politische Arbeit, 
wie sie in diesem Buch dargelegt und begründet wird, möglich. Diese Entwicklung stellt somit eine 
sehr ernsthafte Gefahr für die Demokratie dar und muss daher so rasch wie möglich aufgehalten 
und rückgängig gemacht werden. 


8 Epilog 


Im Buch „Wenn reife Frauen lieben" von Margarethe von Sydow, 1905 erstmals erschienen, wird 
das Verständnis von Pflichterfüllung in der gutbürgerlichen Gesellschaft vor 100 Jahren dargestellt. 
Der wesentlichste Grundsatz der Erziehung und des Lebens sei die „Selbstzucht". Die von der 
Obrigkeit vorgegebene Pflicht zu erfüllen, sei das höchste Lebensglück, wer sich gegen Obrigkeiten 
auflehnt, gilt als „‚entartet". Das ist der gesellschaftliche Rahmen, in dem sich die Grundrechte auf 
Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit entwickeln mussten. Ein Volk mit diesem 
Verständnis von Pflichtgefühl und Protesthaltung ist nicht reif für eine Demokratie. 


Rudolf Ardelt (1994, S. 46) zitiert den Staatslehrer Josef Redlich aus seinem Tagebuch 
(„Schicksalsjahre Österreichs 1908-1919", im Böhlau Verlag Graz-Köln 1953 erschienen) aus dem 
Jahr 1917: Unser Volk ist nicht reif für eine parlamentarische Regierung. Alle würden sich eine 
starke Regierimg, ein kräftiges kaiserliches Regime gerne gefallen lassen. 


Kein Wunder also, dass der Versuch der 1. Republik, der kurz darauf begonnen wurde, sehr bald 
zum Faschismus mutierte. „Unter den Talaren der Staub von 1.000 Jahren" musste erst vom frischen 
Wind der 1968er Generation weggeblasen werden. Wir mussten erst lernen, was es heißt, eine 
Demokratie zu sein, um selbständig Verantwortung für die Zustände in unserer Gesellschaft zu 
übernehmen. 


Aus Büchern von vor 100 Jahren lernen wir auch, wie weit sich unsere Gesellschaft in dieser Zeit 
bereits entwickelt hat. Und alle wesentlichen gesellschaftlichen Errungenschaften, wie die sexuelle 
Revolution, die Befreiung der Frau, die Entwicklung von Kinderschutz, Tierschutz und 
Umweltschutz, Arbeits- und Sozialrechte, die Ehescheidung, die Fristenlösung, die Trennung von 
Kirche und Staat et cetera, sind durch soziale Bewegungen gegen den Willen der Mächtigen 


erkämpft worden. Wir verdanken der Demokratie und dem Mut und der Einsatzbereitschaft einer 
kritischen Zivilgesellschaft einen ungeheuren Anstieg in der Lebensqualität und dem Gemeinwohl. 
Daher muss alles daran gesetzt werden, diese Demokratie mit ihrer noch lebendigen Szene von 
NGOs und Bürgerinitiativen zu erhalten und auszubauen. 


Am Ende des letzten Kapitels wurde die Bedrohung der kritischen Zivilgesellschaft durch eine 
amoklaufende Ermittlungsbehörde und durch einseitig beeinflusste Gerichte dargestellt. Dieses 
Buch soll dazu dienen, die Position und die Aktionsformen der kritischen Zivilgesellschaft 
eindeutig darzustellen und von demokratiefeindlichen Aktivitäten abzugrenzen, aber auch mit all 
ihren Facetten zu rechtfertigen und zu begründen. Es ist daher auch ein Aufruf an all jene, denen 
Demokratie am Herzen liegt. Wir alle sollten uns jetzt hinter diese Demarkationslinie stellen und 
die konfrontativen Kampagnen und Aktionsformen, die in diesem Buch dargestellt und 
demokratiepolitisch begründet werden, gemeinsam als legitim und für eine Demokratie un- 
erlässlich verteidigen. Bis hierher und nicht weiter. Wir dürfen uns diese Aktionsfreiheit nicht 
weiter einschränken lassen. Ohne sie ist die Demokratie nicht mehr lebensfähig. 


Dieses Buch ist aber auch ein Aufruf an die Mächtigen im Land, zur Besinnung zu kommen und 
den Feldzug gegen Protestkulturen zu beenden. Die Gesellschaft braucht den konstruktiven 
Konflikt, der sowohl Toleranz gegenüber Andersdenkenden als auch Toleranz gegenüber Protesten 
und zivilem Ungehorsam voraussetzt, um sich weiterentwickeln zu können. Eine gleichgeschaltete 
Gesellschaft, die im Gleichschritt in die gleiche Richtung marschiert, wirkt vielleicht ordentlich und 
anständig, ist aber zum Scheitern verurteilt. Wir brauchen aufmüpfige, freche und auffällige 
Menschen, wir brauchen die, die kritisieren und die gängige Meinung hinterfragen. Wirtschaft und 
Kapitalismus bedingungslos zu folgen, den freien Markt und die uneingeschränkte Produktion wie 
eine heilige Kuh zu behandeln, führt in die gesellschaftliche Sackgasse. Kunst und Kultur, 
Wissenschaft und kritische Zivilgesellschaft sind nur unter dem Schutz von Grundfreiheiten 
denkbar. Derartige Tätigkeiten nur an ihrer Nützlichkeit für die Wirtschaft zu messen oder jede 
Gesellschaftskritik als „wirtschaftsschädlich" abzuqualifizieren, ist zu kurz gedacht. Letztlich geht 
es um unser aller Lebensqualität und um das Gemeinwohl, von der heutigen wie von zukünftigen 
Generationen und von all jenen Lebewesen, die mit uns die Fähigkeit teilen, eine Lebensqualität zu 
empfinden. 
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Im Mai 2008 wurde Martin Balluch wegen des Vorwurfs der „Bildung einer kriminellen 
Organisation" für dreieinhalb Monate in Untersuchungshaft genommen. Der Prozess gegen ihn und 
weitere zwölf Tierschützerinnen vor dem Landesgericht Wiener Neustadt dauerte von März 2010 
bis Mai 2011 und endete mit Freisprüchen für alle Angeklagten. Im Oktober 2011 erschien seine 
Dokumentation dieser Ereignisse unter dem Titel „Tierschützer. Staatsfeind" im Promedia Verlag. 


